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B AY E R N  I M  1 9 .  J A H R H U N D E R T

E I N E  N E U E  S C H I C H T  E N T S T E H T

Die Arbeiterbewegung hat ihre Ursprünge 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts. Durch die
industrielle Entwicklung zogen viele Land -
bewohner in die Städte und suchten Arbeit 
in den  Fabriken. Eine ganz neue Schicht von
Arbeitern entstand. 
Die Vertreter der Arbeiterbewegung griffen
dabei die Ideen der Aufklärung vom Ende 
des 18. Jahrhunderts auf: Sie wollten die Men-
schen, auch die unteren Stände, aus ihrer
Unmündigkeit befreien. 

Seit der Revolution von 1848
bildete sich nach und nach die
Arbeiterbewegung. Es ent-
standen Gewerkschaften,
Genossenschaften, soziale
und kulturelle Vereine sowie
politische Parteien. 

K Ö N I G R E I C H  B AY E R N

Das Kurfürstentum Bayern, das seit dem
12. Jahrhundert vom Hause Wittelsbach
regiert wurde, wurde 1806 durch Napo-
leon zum Königreich erhoben. Als erster
König regierte bis 1825 Maximilian I. 
Durch die Säkularisierung im Jahre 1803
war ein zusammenhängendes, einheit -
liches Staatsgebiet entstanden. Dazu
gehörte seit 1815 auch die Rheinpfalz,
die bis zum Zweiten Weltkrieg bei 
Bayern blieb. 

B AY E R N  W I R D  Z U  
E I N E M  M O D E R N E N  S T A A T  

Maximilian I., der von der Aufklärung geprägt war,
wollte Bayern zu einem modernen Staat formen.
Unter seinem Minister Graf Montgelas wurde eine
Reform von oben vollzogen. Montgelas schuf eine
effiziente Verwaltung mit ausgebildeten Beamten
und reformierte die Wirtschafts- und Steuergesetz -
gebung. 1808 erließ der König eine Verfassung, die
den Bür gern Freiheitsrechte wie die Gewissens- und
Reli gionsfreiheit gewährte. Die Verfassung wurde
1818 über arbeitet und blieb bis 1918 in Kraft. 
Von Mitbestimmung breiter Bevölkerungskreise
konnte allerdings noch keine Rede sein. 
Der Landtag vertrat nur die besit zenden Stände und
hatte ein sehr eingeschränktes Mitspracherecht. Die
Staatsgewalt blieb beim Monarchen, dem König. 

König Max I. von Bayern (1756–1825) 

Maximilian Graf von Montgelas (1759–1838) 

Das Königreich Bayern



R E V O L U T I O N  I N  B AY E R N

Auch in Bayern kam es zu Unruhen. Am 4. März 1848 stürmten Bürger in München
das Zeughaus, in der Pfalz, in Franken und Schwaben kam es zu Bauernaufständen.
König Ludwig I. musste unter anderem wegen seines Verhältnisses zu der Tänzerin
Lola Montez abdanken. Sein Sohn Maximilian II. teilte zunächst mit, er sei stolz dar-
auf, ein »constitutioneller« Herrscher zu sein, und erfüllte einige der revolutionären
Forderungen wie Pressefreiheit, Justizreform und Ministerverantwortlichkeit gegen-
über dem Parlament. Ein neues Wahlrecht erweiterte den Kreis der Wahlberechtig-
ten. Nach Aufständen in der Pfalz wurde jedoch bereits im Mai 1849 der sogenannte
Reformlandtag wieder aufgelöst und die Zugeständnisse wurden zum Teil zurück -
genommen.

A R B E I T E R V E R B R Ü D E R U N G

Die Revolution ging zwar vom Bürgertum aus, ihr schlossen sich aber auch Arbeiter
an. Im Laufe der Revolution entstanden in Bayern zahlreiche Arbeitervereine, die sich
zur »Arbeiterverbrüderung« zusammenfanden. Der erste 
Präsident der »Arbeiterverbrüderung« wurde der
Schriftsetzer Stephan Born. Er leitete auch den
ersten Arbeiterkongress in Bayern am 2. April
1849 in Nürnberg, an dem Delegierte von 
46 Arbeitervereinen aus ganz Bayern 
teilnahmen. 
Ihr Motto war: Befreiung durch
Selbstorganisation.
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R E V O L U T I O N  1 8 4 8

Im Jahre 1848 erhoben sich die Bürger in Europa gegen die
Fürsten und den Adel. Sie versuchten die bisherigen Schran-
ken in der Gesellschaft zu überwinden und forderten politi-
sche Mitbestimmung. Die Revolutionäre erzwangen in den
deutschen Einzelstaaten von den Fürsten die Einberufung
liberaler Regierungen – die so genannten März kabinette. 
In der Frankfurter Paulskirche trat die erste National -
versammlung zusammen und verabschiedete einen 
Grundrechtskatalog und eine Verfassung. 

Aufständische 1848

D I E  R E V O L U T I O N  V O N  1 8 4 8  

Die Arbeiter forderten unter anderem:

das Recht, sich zu Gewerkschaften 
zusammenzuschließen
eine tarifvertragliche Regelung 
der Arbeitszeit und der Löhne
gerechte Steuern
kostenlosen Schulbesuch für alle Kinder

Die Arbeiterverbrüderung wurde 
in der Zeit nach 1850 verboten.

Die Paulskirche in Frankfurt

E R G E B N I S S E  D E R  R E V O L U T I O N

Das Bürgertum konnte einen Teil seiner Forderungen
durchsetzen. So erlaubte das   Vereinsgesetz von 1850
die Gründung von Vereinen, was zu einem Auf-
schwung des Vereinslebens in den 1850er Jahren 
führte: 

»Alle Staatsangehörigen haben das Recht, sich 
friedlich und ohne Waffen zu versammeln, einer
besonderen Erlaubnis dazu bedarf es nicht.« 

(Abschnitt II, Art. 1)

Die Arbeiter blieben jedoch politisch rechtlos
und konnten weiterhin unbegrenzt durch ihre
Arbeitgeber ausgebeutet  werden.

Stephan Born
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P E T I T I O N  A U G S B U R G E R  
T E X T I L A R B E I T E R  A N  K Ö N I G
M A X  I I .

»In den hiesigen Baumwollspinnereien, Webe-
reien, Kattundruckereien ist (…) von jeher die
Arbeitszeit von 5 Uhr Morgens bis Abends 
7 Uhr festgesetzt. (…) Hinzu kommt (…), daß
die Arbeitszeit in diesen Fabriken (…) über-

schritten wird. Es gibt (…) Fabriken, welche wochenweise oft bis 8 Uhr
Abends, an Samstagen sogar bis 11 Uhr Nachts arbeiten lassen. Jene
Kinder und Arbeiter (…), welche ihr Domizil in den umliegenden 
Ortschaften haben, (…) sind (…) genöthigt Morgens schon um 3 Uhr
aufzustehen. (…) Bis die Arbeiter nach Hause kommen, wird es neun
Uhr und bis sie zur Nacht gegessen und ihre Ruhestätte aufsuchen
können wird es 10 Uhr. So bleibt diesen Arbeitern, wovon die Hälfte
Kinder und Weibspersonen sind, nur 5 Stunden zur nöthigen Ruhe.« 

S O Z I A L E  L A G E

A R B E I T S Z E I T E N

Im 19. Jahrhundert waren die Arbeiter weitgehend unge-
schützt der Ausbeutung durch die Arbeitgeber ausgesetzt.
Extrem lange Arbeitszeiten von 12–14 Stunden täglich und
uneingeschränkte Kinderarbeit waren die Regel. Schutzbe-
stimmungen existierten nicht. Das änderte sich erst mit der
Gewerbeordnung von 1869. Die regelmäßige Beschäftigung
von Kindern unter 12 Jahren wurde verboten, ebenso die
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit von Jugendlichen
unter 16 Jahren. Kinder von 12 bis 14 durften höchstens 
6 Stunden täglich arbeiten, junge Menschen von 14 bis 16
höchstens 10 Stunden.

D I E  E R S T E N  G R O S S E N  M A S C H I N E N F A B R I K E N

Um 1840 wurde in Nürnberg die »Eisengießerei und 
Maschinenfabrik Klett & Comp.« gegründet. Der Betrieb
stellte Dampfmaschinen und Eisengusswaren her, vor allem
für die Königlich-Bayerische Wagenbauanstalt in Nürnberg. 
Eisenguss wurde vor allem auch für die entstehenden Eisen-
bahnlinien benötigt. 
Nach dem Zusammenschluss mit der Maschinenfabrik Augs-
burg 1898 entstand die Maschinenfabrik Augsburg-Nürn-
berg, die dem heutigem MAN-Konzern seinen Namen gab. 

D I E  A R B E I T E R  S I N D  U N Z U F R I E D E N

Im August 1849 forderte König Max II. von den Regierungspräsidenten der Landesteile
einen genauen Bericht über die Zustände in den einzelnen Teilen Bayerns an. 
Er wünschte unter anderem Informationen über die Lage die Arbeiter und die Gründe
ihrer Unzufriedenheit.  Die Berichte spiegeln die Lebensverhältnisse der arbeitenden
Bevölkerung zu jener Zeit wider:

Bericht aus Nürnberg:
»Die minderprivilegierten Volksklassen fühlten sich schon so lange gedrückt und glaubten, daß nun
der Augenblick gekommen sei, in welchem sie alles ohne Ausnahme erreichen könnten, während die
höheren Stände recht Wohl fühlten, daß Konzessionen an die ärmeren Klassen der Bevölkerung nun
ganz unvermeidlich seien, und daß man nur durch solche einen gänzlichen Umsturz aller sozialen
Verhältnisse vermeiden könne.« 

Bericht aus Niederbayern:
»Unter den Fabrikarbeitern und teilweise auch unter den Handwerksgesellen … zeigte sich eine poli-
tische Tendenz insoferne, als auch dieselben an den öffentlichen Vorgängen und Ereignissen in einer
allem Bestehenden feindlichen Richtung lebhaften Anteil nahmen und von der Zeitbewegung eine
ihrem Wohl förderliche Umgestaltung der Verhältnisse erwarteten.« 

Bericht aus Schwaben:
»Die besitzlose und arbeitende Klasse der Bevölkerung wollte und will nur die möglichste Verbesse-
rung ihrer Lage. Bei der niederen Bildungsstufe, auf welcher sie steht, bei der geringen Denk- und
Urteilskraft, kümmert sie sich wenig oder gar nicht um innere oder äußere Politik und es ist deshalb
gleichgültig, ob sie unter dieser oder jener Staatsform lebt.«

A G R A R S T A A T

Bayern war bis weit ins 20. Jahrhundert 
hinein noch weitgehend ein Agrarstaat. 
Das Land war arm an Rohstoffen, und im
Vergleich zu anderen deutschen Regionen
entwickelte sich die Industrie nur langsam
und punktuell. Die Schwerpunkte der indus -
triellen Entwicklung lagen in Franken und
Schwaben: In Augsburg und Nürnberg wur-
den Maschinenbauunternehmen gegründet,
im fränkischen Raum und in Schwaben do -
minierten die Textil- und Porzellanindustrie.
Mit den Unternehmen entstand an diesen
Orten ein »Arbeiterstand«, auch »Vierter
Stand« genannt und später »Arbeiterklasse«.

K O H L E G R U B E N  I N  B AY E R N  

Ab 1828 wurde im oberbayerischen
Penzberg planmäßig im Untertagebau
Pechkohle gefördert. Durch den Bau
der Arbeiterkolonie in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts wuchs die
kleine Gemeinde, die 1835 erst 20 Ein-
wohner hatte, zu einem lndustrieort
heran. Weitere Kohlegruben gab es
u.a. in Miesbach, Hausham und Peißen-
berg. Die Peißenberger Grube wurde
1971 als letzte geschlossen. 

Arbeiterinnen im Bergwerk Penzberg

Cramer Klettsche Eisengießerei und Maschinenfabrik Nürnberg 1855

König Max II.
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Gabriel Löwenstein 
1825–1911

A N FÄ N G E  D E R
A R B E I T E R B E W E G U N G

A L L G E M E I N E R  D E U T S C H E R
A R B E I T E R V E R E I N  –  A D A V

Am 23. Mai 1863 wurde in Leipzig der Allge-
meine Deutsche Arbeiterverein (ADAV) 
gegründet. Dieser Tag gilt als die Geburts -
stunde der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands. Erster Präsident des ADAV 
war Ferdinand Lassalle. In Bayern fasste der
ADAV 1864 zuerst in Augsburg Fuß. 
Die erste süddeutsche Gruppe der Lassalle -
aner bestand aus 16 Handwerksgesellen. 
Am 1. März 1869 wurde in München ein 
Verein gegründet, bald darauf entstanden
auch Gruppen in Würzburg und in Kolber-
moor bei Rosenheim.

V E R B A N D  D E U T S C H E R  A R B E I T E R V E R E I N E

In Nürnberg war bereits 1861 ein Arbeiterverein entstanden,
der sich nicht dem ADAV Lassalles anschloss, sondern dem Ver-
band deutscher Arbeitervereine (VDAV). Er hatte 1868 bereits
400 Mitglieder. Der fünfte und letzte Verbandstag des VDAV
fand am 5. September 1868 in Nürnberg statt. Zum Leiter des
Kongresses wurde August Bebel gewählt. Aus dem VDAV ent-
stand 1869 in Eisenach die Sozialdemokratische Arbeiterpartei
(SDAP). Die Arbeitervereine in Nürnberg und Fürth schlossen
sich diesem neuen Verband an, während München und Augs-
burg weiter Zentren des ADAV blieben. 

Ü B E R W I N D U N G  D E R  S P A LT U N G

Die bayerischen Lassalleaner schlossen sich bereits 1870 der SDAP an. Auf Reichsebene
wurde die Spaltung erst 1875 überwunden, als sich Lassalleaner und Eisenacher in
Gotha zur Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands vereinigten. Aus Bayern nahmen
vier Delegierte an diesem Kongress teil: Grillenberger und Moje aus Nürnberg, Endres
aus Augsburg und Mamme aus Bamberg. Die Vereinigung der beiden Arbeiterorgani-
sationen führte zu einem Aufschwung der bayerischen Arbeiterbewegung in den
1870er Jahren. 

Gabriel Löwenstein, der 1825 in Fürth als Sohn

jüdischer Eltern ge boren wurde, erlernte das

Weberhandwerk und gründete eine Borstenfabrik.

Löwenstein war 1869 Mitbegründer der Sozial -

demokratischen Deutschen Arbeiterpartei und

widmete sich von da an ausschließlich der Politik. 

Der Redakteur der »Fränkischen Tagespost« war

1869 –1878 Mitglied des Fürther Gemeindekollegi-

ums und gehörte 1893 –1905 dem Bayerischen

Landtag an. Als Löwenstein 1911 in Nürnberg

starb, wurde er unter großer Beteiligung von

Nürnberger und Fürther Arbeitern beerdigt.  

Die Fahne der Breslauer 
Lassalleaner mit dem Hand-
schlag – dem alten Symbol 
der »Arbeiter verbrüderung« 
aus dem Jahre 1848 – ist das
Tradi tionsbanner der SPD. 
Sie konnte auch durch schwieri-
ge Zeiten gerettet werden und
steht bis heute als Symbol für die sozialdemokratische 
Bewegung. Während der Sozialistengesetze von 1878 bis
1890, als die Sozialdemokratie verfolgt wurde, war die 
Fahne versteckt. Von 1933 bis 1945 wurde sie in Kellern 
und Speichern verborgen und in einem Garten vergraben.

A N F Ä N G E  D E R  A R B E I T E R B E W E G U N G  
I N  F Ü R T H

Am 14. Mai 1868 gab Gabriel Löwenstein der »wohl löb li chen
Distriktspolizeibehörde« zur Kenntnis, dass im Ve reinslokal
bei Herrn Leonhard Springer, Gastwirt zum »Gambrinus« in
der Marienstraße, am 13. Mai der Arbei terverein »Zukunft«
gegründet wurde, aus dem die sozial demokratische Partei
hervorging. Erster sozialdemokratischer Vertrauensmann 
in Fürth war Gabriel Löwenstein. Vereinslokal der Fürther 
Sozialdemokraten wurde der Gasthof »Grüner Baum«. 
Hier hielt August Bebel am 9. November 1869 seinen ersten
Vortrag in Fürth mit dem Titel: »Streben und Ziele der sozial-
demokratischen Arbeiterpartei«.

August Bebel
1840 –1913

Ferdinand Lassalle
1825 –1864

1875 Gotha
Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands

1869 Eisenach
Sozialdemokratische Arbeiterpartei – SDAP

1863 Leipzig
Allgemeiner Deutscher Arbeiterverein – ADAV
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R E I C H S TA G S W A H L 1 8 7 1

E R S T E  E R F O L G E  B E I  W A H L E N

Zur Reichstagswahl von 1871 kandidierten Sozialdemokra-
ten in vier bayerischen Wahlkreisen. Ihr Erfolg war jedoch
bescheiden: Sie erhielten im Stimmkreis München I 
812 Stimmen, in Augsburg 362, in Nürnberg 340 und in Hof
144 Stimmen. Bei den nächsten Wahlen stieg die Stimmen-
zahl in Nürnberg schon deutlich an: 1874 erzielte der Kan -
didat Karl Grillenberger bereits 5.400 Stimmen, vier Jahre
später lag er mit dem Gegenkandidaten fast gleichauf, und
1881 gelang es ihm, das Mandat zu erobern. 
Grillenberger wurde damit der erste sozialdemokratische
Reichstagsabgeordnete aus Bayern. 1884 gewann Georg von
Vollmar einen Stimmkreis in München.

Der in  Zirndorf gebürtige Karl Grillenberger absolvierte

eine Schlosserlehre und ging danach mehrere Jahre auf

Wanderschaft. Nach seiner Rückkehr arbeitete er in der

Forchheimer Gasfabrik. Grillenberger trat 1869 der SDAP

bzw. der SPD bei und bewarb sich ab 1874 um ein Reichs-

tagsmandat. 1881 zog er als erster bayerischer Sozial -

demokrat in den Reichstag ein, dem er bis zu seinem Tod

angehörte. Ab 1893 war er gleichzeitig auch Mitglied der

bayerischen Abgeordnetenkammer. Ab 1872 arbeitete er

redaktionell an verschiedenen sozialdemokratischen

Blättern in Nürnberg/Fürth mit und wurde 1874 Mitbe-

gründer der Nürnberger Genossenschaftsdruckerei und

Chefredakteur der »Fränkischen Tagespost« (früher

»Nürnberg-Fürther Social-Demokrat«). Unter seiner 

Führung wurden die Sozialdemokraten Nürnbergs zur

bestimmenden Kraft in der bayerischen SPD. 

W A H L R E C H T  I N  B AY E R N

Bayern hatte ein restriktiveres Wahlrecht als das Deutsche
Reich von 1871. 
Das Bürgerrecht und damit auch das Wahlrecht erhielten 
nur Männer, die direkte Steuern zahlten. Für den Erwerb des
Bürger- oder Heimatrechts einer Gemeinde waren hohe
Gebühren zu bezahlen. 
Wer diese nicht zahlen konnte, erhielt erst nach zehn Jahren
Aufenthalt in einer Gemeinde das Bürgerrecht. Dienstboten
und Gewerbegehilfen waren davon generell ausgeschlossen.  
Als Ergebnis waren bei den Landtagswahlen knapp 200.000
Männer weniger wahlberechtigt als bei den Reichstags -
wahlen.

Karl Grillenberger
1848–1897

R E I C H S T A G S W A H L E N  1 8 7 1

Die Sozialdemokraten kandidierten bei 
der Reichstagswahl 1871 mit einem um -
fassenden Wahlprogramm. 
Viele dieser Forderungen erscheinen uns
heute selbst verständlich, mussten aber
erst mühsam erkämpft werden.

WA H L P R O G R A M M

1. Erteilung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts an alle
Männer vom 20. Le bens jahr an zur Wahl für das Parlament, die Landtage der 
Einzelstaaten, die Provinzial- und Gemeindevertretungen, wie alle übrigen Ver-
tretungskörper. Den gewählten Vertretern sind genügende Diäten zu gewähren.

2. Einführung der direkten Gesetzgebung.

3. Aufhebung aller Vorrechte der Standes, des Besitzes, der Geburt 
und der Konfession.

4. Errichtung der Volkswehr anstelle der stehenden Heere.

5. Trennung der Kirche vom Staat und Trennung der Schule von der Kirche.

6. Obligatorischer Unterricht in Volksschulen und unentgeltlicher Unterricht in
allen öffentlichen Bildungsanstalten.

7. Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der Ge schworenen- und Fach -
gewerbegerichte, Einführung des öffentlichen und mündlichen Gerichts -
verfahrens und unentgeltliche Rechts pflege.

8. Abschaffung aller Preßvereins- [Zensur] und Koalitionsgesetze; Einführung 
des Normalarbeits tages; Einschränkung der Frauenarbeit und Verbot der 
Kinderarbeit. 

9. Abschaffung aller indirekten Steuern und Einführung einer einzigen 
direkten progressiven Einkommensteuer und Erbschaftsteuer.

10. Staatliche Förderung des Genossenschaftswesens.
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B E I S P I E L  T Ö L Z

Auch im bayerischen Oberland
nahm jetzt die Zahl der Orts -
vereine zu. Bereits im Jahre
1893 hatte sich in Tölz ein
Arbeiter-Verein gegründet, der
als Zweck »die Vertretung aller
Arbeiterinteressen auf wirt-
schaftlichem und sozialem Ge -
biet sowie der Parteiinteressen
der arbeitenden Klasse«
benannt hatte. Im Jahre 1903
war in Tölz der Arbeiter-Rad-

fahrer-Bund »Soli darität« ins Leben gerufen worden. 
Auch die sozialdemokratischen Gewerkschaften hielten 1907
eine öffent liche Versammlung im Grünerbräu ab.

Am 14. Februar 1907 meldete ein neu ge gründeter 
»Sozialdemokratischer Verein Tölz« dem Stadtmagistrat die
Zusammensetzung seines fünfköpfigen Vereinsausschusses. 
An der Spitze standen als 1. Vorsitzender der Schlosser
Joseph Wenninger und als 2. Vorsitzender der Bildhauer 
Max Baader. Wenige Tage später hielt der Verein eine 
Versammlung in der Gaststätte zum Neunerwirt ab. 

S O Z I A L I S T E N -
G E S E T Z

Politische und gewerkschaftliche Organisationen sowie 
sozialdemokratische Zeitungen wurden verboten, Versamm-
lungen bespitzelt und aufgelöst, Funktionäre vor Gericht
gestellt und verurteilt. Sozialdemokraten konnten sich 
allerdings weiter an den Wahlen beteiligen. 
Da die Verfolgung in Bayern weniger heftig war als in Preu -
ßen, ließen sich einige Sozialdemokraten wie Ignaz Auer
oder Louis Viereck in München nieder. Die Stadt entwickelte
sich dadurch in den 1880er Jahren zu einem Zentrum der
deutschen Sozialdemokratie.

B E S P I T Z E L U N G  D U R C H  D I E  B AY E R I S C H E N  B E H Ö R D E N

Auch nach dem Ende des Sozialistengesetzes 1890 versuchte die bayerische Regierung 
die Arbeiterbewegung durch das Vereinsgesetz zu behindern. Im April 1891 ordneten
die Bezirksregierungen an, die sozialdemokratischen Vereine zu überwachen. 
Die Behörden mussten jedoch feststellen, dass die Arbeiterbewegung in den vergange-
nen Jahren an Erfahrung und Selbstbewusstsein gewonnen hatte und die Verfolgung
schwieriger wurde, wie die Bezirksregierung von Schwaben in einem Schreiben 
mitteilte.

»Da die fraglichen Vereine zum großen Theile aus erfahrenen und wohlgeschulten
Agitatoren bestehen, so erheischt die Auswahl der in die Versammlungen abzuord-
nenden Kommissäre angemessene Umsicht. Es ist möglichst darauf zu achten, daß
nur solche Beamte und Bedienstete mit der Überwachung der Versammlungen be -
traut werden, welche mit entsprechendem Takte umfassende Gesetzeskenntnisse,
Entschlossenheit und die Gabe rasche Auffassung verbinden.«

E I N  N E U E S  P A R T E I P R O G R A M M

Die jahrelange Verfolgung durch die Behörden konnte das
Anwachsen der sozialdemokratischen Bewegung nicht
verhindern. Bei den Reichstagswahlen 1890 erhielt die SPD
rund 1,4 Millionen Stimmen (fast 20%). Nach dem Ende
des Sozialistengesetzes gab sich die SPD auf ihrem Partei-
tag in Erfurt 1891 ein neues Programm. Es spiegelte auch
den Triumph über die staatliche Unterdrückung und die
gesellschaftliche Ausgrenzung der Arbeiter im Kaiserreich.

S O Z I A L I S T E N G E S E T Z  
1 8 7 8 – 1 8 9 0

Am 19. Oktober 1878 verabschiedete der
Reichstag auf Initiative von Reichskanzler
Otto von Bismarck das sogenannte Sozialis -
tengesetz. Es sollte die »gemeingefährli-
chen Bestrebungen der Sozialdemokratie«
bekämpfen und blieb bis 1890 in Kraft. 

Karikatur Otto von Bismarcks

Hausdurchsuchung während des Sozialistengesetzes

Die Gemeinde Tölz
um 1900



S T R E I K R E C H T

Das Recht auf Streik wurde zuerst
in der Gewerbeordnung des Nord -
deutschen Bundes 1869 festge-
schrieben. 
Nach der Gründung des Deutschen
Reiches 1871 galt das Streikrecht in
ganz Deutschland, ausgenommen
davon waren nur Be schäftigte in der
Landwirtschaft und in Haushalten. 
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D E R  1 .  M A I

1889 beschloss der Gründungskongress der II. sozialistischen
Internationale, jedes Jahr am 1. Mai in allen Ländern und
allen Städten Kundgebungen ab zuhalten. Damit sollten die
Forderungen der Arbeiterbewegung bekanntgemacht und
unterstützt werden.
Am 17. April 1890 veröffentlichte die »Münchner Post«
einen Aufruf zur Kundgebung am 1. Mai. Die Behörden in
ganz Deutschland befürchteten Unruhen und Umsturzver -
suche. Die Arbeiter hielten aber friedliche Kundgebungen
ab und zogen anschließend mit ihren Familien ins Grüne. 
Die Teilnehmerzahlen der Mai-Veranstaltungen stiegen von
Jahr zu Jahr. 1892 kamen 5000 Arbeiter zu einem Vortrag
von Georg von Vollmar im »Münchner-Kindl-Keller«. 
Aufgrund des Vereinsgesetzes durften bis 1908 an den 
Veranstaltungen keine Frauen teilnehmen.

§ 152 der Gewerbeordnung
»Alle Verbote und Strafbestimmungen gegen Gewerbetrei-
bende, gewerbliche Gehülfen, Gesellen oder Fabrikarbeiter
wegen Verabredungen und Vereinigungen zum Behufe der
Erlangungen günstiger Arbeitsbedingungen, insbesondere
mittels Einstellung der Arbeit oder Entlassung der Arbeiter,
werden aufgehoben.«

G E W E R K S C H A F T E N

Dazu kamen unzureichende Wohnverhältnisse und 
fehlende Bildungsmöglichkeiten. 
Mit der Lösung der »sozialen Frage« beschäftigten sich
neben der Arbeiterbewegung auch die Kirchen, v.a. die
katholische, und das liberale Bürgertum. Sie befürchteten,
dass die Verelendung der Arbeiter zu deren Radikalisierung
führen könnte, und förderten daher die Gründung von
Arbeiterbildungsvereinen. 

D I E  A N F Ä N G E  D E R  G E W E R K S C H A F T S B E W E G U N G

1848 gründeten Tabakarbeiter in Berlin die »Association der Zigarrenarbeiter Deutsch-
lands«. Ihnen folgten bald Arbeiter in anderen deutschen Städten. Der »Allgemeine
Deutsche Cigarrenarbeiter-Verein«, gegründet 1865 in Leipzig, war die erste zentral
organisierte Gewerkschaft in Deutschland. 
Die deutsche Gewerkschaftsbewegung war im 19. Jahrhundert in verschiedene Rich-
tungen gespalten: eine liberale, eine christliche und eine sozialistische (»freie«). 
Am 14. März 1892 fand unter dem Vorsitz von Carl Legien in Halberstadt die Grün-
dungskonferenz der Generalkommission der (freien) Gewerkschaften Deutschlands
statt, des größten gewerkschaftlichen Dachverbandes im Deutschen Reich. 

» D E R  A U F W I E G L E R  W I R D  E N T L A S S E N «

»Als am anderen Morgen die Arbeiter erschienen, wurde denselben
mitgeteilt, daß jedem der ›Verbrecher‹, welcher sich erdreistet hatte,
ein behördlicherseits arrangiertes Fest länger zu feiern als es die
Direktion für gut fand, fortan 50 Pfennig pro Tag am Lohn abgezogen
wird. Der angebliche Aufwiegler wird, trotzdem er sich entschuldigt,
entlassen.«

Bericht über den Streik in der Nürnberger Zündhütchenfabrik Uttendörfer nach dem Hans-Sachs-Fest, 1894

»Doch von einer Detaillierung wollten die Herren nichts wissen, 
sondern im Gefühl ihrer Geldmacht erklärte einer ihrer Vertreter
(Herr Külp von der Firma J. W. Späth, Dutzendteich): Wir lassen uns
auf keine Verkürzung der Arbeitszeit ein, ja nicht einmal 59 3/4 Stun-
den werden wir bewilligen.«

Bericht über einen Einigungstermin vor dem Gewerbegericht Nürnberg zur Beendigung des Formerstreiks, 1900

S O Z I A L E  F R A G E

Der im 19. Jahrhundert geprägte
Begriff der »sozialen Frage« um -
schrieb die Lebens- und Arbeits -
bedingungen der Arbeiter und
ihrer Familien: lange Arbeits -
zeiten, niedriger Lohn, fehlender
Arbeitsschutz, Kinderarbeit. 

Carl Legien
1861 –1920

Arbeiterwohnung



Z E I T U N G E N

» D E R  P R O L E T A R I E R «

Im Juli 1869 erschien in 
München die erste sozialdemo-
kratische Zeitung Bayerns, 
»Der Proletarier«. Bereits die
erste Ausgabe wurde von der
Polizei beschlagnahmt, eben so
die fünfte Ausgabe wegen
»unerlaubter Sammlung«. 
Es handelte sich um einen 
Spendenaufruf für 349 streikende Arbeiter
in der Spinnerei Pfersee bei Augsburg. 
»Der Proletarier« bestand bis zum 18. Juni
1871. Die Redakteure Robert Neff und Jacob
Franz wurden zu Gefängnis strafen von drei
bzw. fünf Monaten wegen »Beleidigung der
Staatsregierung« verurteilt und flüchteten
in die Schweiz.

» E I N E S  D E R  A U F R E G E N D S T E N
U N D  G E F Ä H R L I C H S T E N  
P R E S S E O R G A N E … «

»Hiermit erlaubt sich der treug. Unterz.
die Ehrerbietigste Bemerkung zu verbin-
den, daß das in Augsburg erscheinende
Organ der sozialdemokratischen Arbei-
terpartei ›Der Proletarier‹ wegen 
Mangels entsprechender Unterstützung
mit dem 18. Juni d. J. eingehen wird, wie
in Nr. 94 dieses Blattes vom 12.d.M.
bekannt gegeben wurde und daß hier-
durch eines der aufregendsten und
gefährlichsten Presseorgane nach kaum
zweijährigem Bestehen zu erscheinen
aufhören wird.«

Schreiben der Münchner Polizeidirektion
an das bayerische Innenministerium 1871

P R E S S E F R E I H E I T

Da die Arbeiterbewegung von Anfang an von
allen bürgerlichen Presseorganen bekämpft 
wurde, gründete sie früh eigene Zeitungen.
Bereits im 19. Jahrhundert gab es in Bayern eine
vielfältige sozialdemo kratische Presselandschaft. 
Die Redakteure dieser Zeitungen waren regel-
mäßig Schi kanen durch die Obrigkeit ausgesetzt. 
Immer wieder wurden Redakteure für miss -
liebige Artikel verhaftet oder auch des Landes
verwiesen.

» F R Ä N K I S C H E  T A G E S P O S T «

Am 28. Oktober 1871 kam die erste Nummer des »Fürther
demokratischen Wochenblatt« heraus, das 1874 in »Nürn-
berg-Fürther Social-Demokrat« umbenannt wurde. 
Ab 1878 erschien das Blatt unter dem unverfänglicheren
Titel »Fränkische Tagespost«, um einem Verbot unter dem
Sozialistengesetz zuvor zu kommen. Die »Fränkische Tages-
post« war die wichtigste sozialdemokratische Zeitung in
Nürnberg, sie erreichte 1932 eine Auflagenhöhe von 32.000.
Zu ihren Redakteuren zählten Karl Grillenberger, Philipp
Scheidemann und Kurt Eisner. 
Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten wurde
die Zeitung 1933 verboten. 

M Ü N C H E N E R  P O S T

Die sozialdemokratische »Münchener
Post« ging aus der 1869 in München
gegründeten »Süddeutschen Post«
hervor, die 1884 verboten wurde. 
Der Verleger Louis Viereck (1851–1922)
gab sie ab 1888 heraus. 1890 ging die
Zeitung an die Partei über und erschien
von da an täglich. 
Die Auflage lag 1890 bei ca. 8.000 und
stieg bis 1914 auf geschätzte 30.000
Stück. Ihre Leser waren größtenteils
die SPD-Mitglieder in München. Nach
der Machtübernahme der National -
sozialisten wurde die »Münchener
Post« 1933 verboten. 
Heute wird die Zeitung in unregelmä-
ßigen Abständen wieder aufgelegt
und kostenlos verteilt. 

K E I N E  S O Z I A L D E M O  -
K R A T I S C H E  P R E S S E  I M  
K U R H A U S ?

1905 hielt ein Kurgast in Garmisch 
»das gänzliche Fehlen sozialdemokra -
tischer Tagesblätter« im Lesezimmer 
des örtlichen Kurvereins fest. 
Zur Erklärung hieß es: 

»Man wird die Abwesenheit der sozial -
demokratischen Tageszeitungen wohl
damit begründen, dass ihr Leserkreis 
selten Kurorte aufsucht.« 

9
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Grillenberger

v. Vollmar

Löwenstein

Ehrhart

Scherm

L A N D E S V E R B A N D  1 8 9 2

Geburtsstunde der 
bayerischen Sozialdemokratie

Am 26. Juni 1892 fand in Regensburg der erste
Landesparteitag der bayerischen Sozialdemo-
kraten statt. Die Delegierten verabschiedeten
ein Wahlprogramm für die Landtagswahlen
im darauf folgenden Jahr. Dieser Parteitag gilt
als die Geburtsstunde der bayerischen SPD. 
Von da an wurden alle zwei Jahre Parteitage
abgehalten, aufgrund der bayerischen Ver-
einsgesetze konnte aber erst 1898 formal eine 
Landesorganisation gebildet werden.

G E O R G  V O N  V O L L M A R

Georg Karl Josef Heinrich Ritter von Vollmar auf Veltheim
wurde am 7. März 1850 in München geboren. Nach alter
Familientradition trat er in die bayerische Armee ein und
wurde im Krieg gegen Frankreich 1871 so schwer verwundet,
dass er sein Leben lang behindert blieb. 1877 wurde Vollmar
Alleinredakteur bei der sozialdemokratischen Dresdner
Volkszeitung. 1881–1887 gehörte er dem Reichstag und
1883–1889 auch dem sächsischen Landtag an. 

1884 kehrte Vollmar nach München zurück, wo er im selben
Jahr für den Wahlkreis München II in den Reichstag gewählt
wurde. Nach einer dreijährigen Unterbrechung wurde er
1890 er neut in den Reichstag und 1893 in den Bayerischen 
Landtag gewählt. Beiden Parlamenten gehörte er ununter-
brochen bis 1918 an. Von 1892 bis 1918 war Vollmar Landes-
vorsitzender der bayerischen Sozialdemokraten. 
Georg von Vollmar starb am 30. Juni 1922 in seinem Haus 
am Walchensee. 

E L D O R A D O - R E D E N

Das Landesprogramm der bayerischen SPD basierte in Grundzügen
auf einer reformistischen Taktik, die Vollmar 1891 formuliert hatte. 
In seinen beiden »Eldorado-Reden« – be nannt nach einem Münchner
Versammlungslokal – trat er für eine allmähliche Umwandlung von
Staat und Gesellschaft durch Reformen ein, nicht für eine Revolution.
Mit diesem Kurs erntete er heftige Kritik von Seiten der SPD im Reich. 

Vollmar legte Wert auf eine eigen-
ständige Politik, die auf die sozialen
und gesellschaftlichen Verhältnisse
in Bayern Rücksicht nahm. Da es –
anders als in Preußen – in Bayern
sehr viele kleine und mittlere 
Bauernhöfe gab, legte er z.B. 1896
ein Agrarprogramm auf, das deren
Existenz sichern sollte. 

Ziele Georg von Vollmars:

den Arbeiterschutz weiter vorantreiben
ein uneingeschränktes Vereinsrecht
Neutralität des Staates bei 
Tarifauseinandersetzungen
Kartellgesetzgebung
Beseitigung der Lebensmittelzölle

Nach dem Fall des Sozialistengesetzes im 
Jahre 1890 konnte sich die SPD auch in 
Bayern von Wahl zu Wahl steigern und ihre
Organisation ausbauen. Bei den Landtags-
wahlen von 1893 gewannen die Sozial -
demokraten mit 3,1% der Stimmen fünf
Mandate. Gewählt wurden Georg von Voll-
mar für München sowie Karl Grillenberger,
Franz Josef Ehrhart, Gabriel Löwenstein und
Johannes Scherm für Nürnberg. Nachdem sie
verschiedene Änderungen durchsetzen
konnten, stimmten sie dem Staatshaushalt
zu. Das brachte ihnen hef tige Kritik von
August Bebel und der Gesamtpartei ein. 
Diese verlangten, auf allen politischen Ebe-
nen die Etats grundsätzlich abzulehnen.

Bei den Landtagswahlen 1899 verbünde  ten
sich die Sozialdemokraten mit der katho -
lischen Zentrumspartei und gewannen
bereits elf Mandate. Bei den Landtags wahlen
1907 erreichten sie bayernweit 18 Prozent
der abgegebenen Stimmen. 

Georg von Vollmar 1850 –1922
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1.  W E LT K R I E G

S P A LT U N G  D E R  S O Z I A L D E M O K R A T I E

Die Gegner der Kriegskredite (eine Minderheit von 18 Reich-
tagsabgeordneten) schlossen sich zur »Sozialdemokratischen
Arbeitsgemeinschaft« zusammen, aus der 1917 die USPD
hervorging, die »Unabhängige sozialdemokratische Partei«.
Sie sah sich in der Tradition der stärker revolutionär orien-
tierten Arbeiterbewegung unter August Bebel und warf der
Mehrheits-SPD vor, Verrat an ihren sozialistischen Idealen
begangen zu haben. 
USPD-Mitglieder organisierten die Streiks 1918. Im Laufe 
dieses Jahres wuchs ihre Mitgliederschaft im Reich auf
120.000 an, 1920 waren es über 750.000.

Die Hochburg der USPD in Bayern war Franken. In Hof und
einigen anderen Orten ging der ganze SPD-Kreisverband
geschlossen zur USPD über. Der Hofer Josef Simon war der
einzige USPD-Abgeordnete im Bayerischen Landtag.

1920 trat ein Teil der USPD der KPD (Kommunistischen Partei
Deutschlands) bei, während sich die andere Hälfte wieder
der SPD annäherte. Am 24. September kam es schließlich zur
Wiedervereinigung beider sozialdemokratischer Parteien
auf einem gemeinsamen Parteitag in Nürnberg.

K R I E G S A U S B R U C H  1 9 1 4

Die Konkurrenz der europäischen Groß -
mächte führte im August 1914 zum Krieg. 
Die Sozialdemokraten riefen kurz vor Kriegs-
ausbruch 1914 überall zu Friedensdemon -
strationen auf, so am 27. Juli auch in Bayern. 
Nach Kriegsbeginn stimmte die SPD-Fraktion
im deutschen Reichstag für die Kriegskredite.
Sie begründete dies damit, dass die Grenzen
Deutschlands von Feinden bedroht seien. 
Diese Haltung führte im März 1916 zur 
Spaltung der Fraktion. 

S T I M M E N  Z U M  K R I E G S A U S B R U C H

»Jetzt, da Deutschland ringsum von gehässigen Feinden
bedroht ist, hatten grundsätzliche Bedenken zu schwei-
gen, mußte zum Zwecke einer begeisterten Erfassung der
höchsten Volksaufgabe die so ausgezeichnet gefestigte
Organisation des deutschen Heeres mit Elan erfüllt wer-
den. Deutschland Deutschland über alles! Das will auch
die Sozialdemokratie.« Münchner Post

»Jetzt wird stramm exerziert 
und die alten Soldatentugenden
wieder geweckt. Lieber Vollmar!
Dessen dürfen Sie sicher sein;
wohin wir auch kommen, 
meine Pflichten erfülle ich. 
Dieser Dienst wird der Partei und
dem Vaterlande mit Freuden
erwiesen.« 

Erhard Auer an Georg von Vollmar

S T R E I K S  I M  G A N Z E N  L A N D

Mit der schlechten Versorgung wuchs die Unzufriedenheit
der Bevölkerung. Bereits im 2. Kriegsjahr gab es in Bayern
die ersten Krawalle wegen der schlechten Lebensmittelver-
sorgung. Im Januar 1918 kam es zu großen Streiks in Berlin,
die auf das ganze Reich übergriffen – auch auf München und
Nürnberg. Bei den bayerischen Geschützwerken in Freimann
traten am 31. Januar 1000 Arbeiter in den Ausstand und
marschierten nach München. Insgesamt streikten bis Anfang
Februar etwa 10.000 Arbeiter, dann ebbte die Welle ab.

D I E  N O T  W Ä C H S T

Bald stellte sich heraus, dass der Krieg schwieriger war und länger dauern würde als
erwartet. An die Stelle der Männer rückten nun Frauen in Fabriken und Rüstungsbe-
triebe ein. Die Bevölkerung konnte bald nicht mehr ausreichend mit Lebensmitteln 
versorgt werden. Schlangen vor den leeren Geschäften gehörten zum Alltag. 
Für die Lebensmittelkarten gab es immer weniger zu kaufen. Besonders schlimm war
die Not im Winter 1916 /1917, der als »Dotschnwinter« (»Kohlrübenwinter«) in der 
Erinnerung der Menschen blieb.

Propagandapostkarte Kronprinz Rupprechts

Erhard Auer

Wahlplakat der USPD

Streikende Frauen 1918
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1 9 1 8 / 1 9 1 9

R Ä T E R E P U B L I K  I N  B AY E R N

Der Mord an Eisner radikalisierte die Situation. Erst am 
17. März trat der Landtag wieder zusammen und wählte 
Jo hannes Hoffmann, Kultus minister unter Eisner, zum 
Minis terpräsidenten. Es gelang ihm jedoch nicht, die 
poli tische Lage zu stabilisieren. Als am 8. April in München
die Räte republik ausgerufen wurde, floh die Regierung
Hoffmann nach Bamberg. Kommunisten übernahmen die
Führung der Räteregierung. 

Die Regierung Hoffmann rief Truppen des Reichs und 
Frei korps zu Hilfe, die Anfang Mai München in zweitägigen
Kämpfen zurückeroberten. Während des Einmarschs und 
in der Zeit danach wurden nach amtlichen Angaben in 
München 186 Menschen standrechtlich erschossen und 
184 erschlagen. 

Forderungen des SPD-Antrags:

Verhältniswahlrecht für alle
volljährigen Staatsbürger
Abschaffung des Adels
Aufhebung der Privilegien 
des Königs
Einführung der parlamen -
tarischen Demokratie

Der Antrag erhielt jedoch keine
Mehrheit. Erst am 2. November
1918 stimmten die bürgerlichen
Parteien einer Verfassungs -
reform zu. Wichtige Forderungen
der Sozial demokraten wie das
Verhältniswahlrecht und die 
Verantwortlichkeit der Minister
gegenüber dem Parlament 
wurden verwirklicht.

R E F O R M  S T A T T  R E V O L U T I O N  

Im September 1917 stellte die SPD-Fraktion 
im Bayerischen Landtag einen Antrag auf Ein-
führung der parlamentarischen Demokratie.
Sie wollte die bayerische Verfassung reformie-
ren und damit einen gewaltsamen Umsturz
verhindern. Unter Federführung des späteren
Vorsitzenden der bayerischen SPD Erhard
Auer wurde damit der reformerische Kurs der
bayerischen Sozialdemokratie weitergeführt.

B AY E R N  W I R D  F R E I S T A A T

Die SPD in München rief für den 7. November 1918 zu
einer Kundgebung auf. Etwa 200.000 Teilnehmer schlos-
sen sich dem Zug von der Theresienhöhe bis zum Friedens-
engel an. Ein zweiter Zug mit Kurt Eisner an der Spitze,
dem Führer der Unabhängigen Sozialdemokraten, zog in
die Kasernen. Mit Unterstützung der Soldaten gelang
es, ohne Blutvergießen die Monarchie zu stürzen. 
Es wurde ein Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat mit Kurt
Eisner als Vorsitzendem gebildet. 
Am nächsten Morgen proklamierte Eisner Bayern zum
»Freistaat«. Nachdem die MSPD beschlossen hatte, mit
Eisner zusammenzuarbeiten, gründete sich am 8. Novem-
ber ein Provisorischer Nationalrat des Volksstaates Bay-
ern. Der ersten Regierung gehörten vier Minister der SPD,
zwei der USPD und zwei parteilose an.

Der gebürtige Berliner Kurt Eisner

arbeitete nach seinem Studium als

Journalist u.a. für die Frankfurter

Zeitung. 1898 trat er der SPD bei 

und wurde Chefredakteur des 

SPD-Organs »Vorwärts«. 

Er wechselte nach Differenzen 1907 zur »Fränkischen Tages-

post« nach Nürnberg und kam 1910 nach München, wo das

Klima liberaler war als in Preußen. 

Eisner begründete als scharfer Gegner der Kriegspolitik im

Ersten Weltkrieg 1917 die USPD in Bayern mit und wurde

deren Vorsitzender. 

Als er im Januar 1918 den Munitionsarbeiterstreik in Mün-

chen organisierte, wurde er für neun Monate inhaftiert. 

Nach dem Umsturz vom 8. No vember rief Kurt Eisner den

Freistaat Bayern aus und wurde dessen erster Minister -

präsident. 

Kurt Eisner
1867–1919

E I S N E R  W I R D  E R M O R D E T

Die Wahlen zum verfassunggebenden Landtag
am 12. Januar 1919 wurden in Bayern zum 
Desaster für die dortige provisorische Regierung.
Die konservative Volkspartei – Nachfolgerin des
Zentrums – erhielt mehr Stimmen und Mandate
als beide sozialistischen Parteien zusammen.
Kurt Eisner beschloss daraufhin, als bayerischer
Ministerpräsident zurückzutreten. Auf dem
Weg zur Bekanntgabe seines Rück trittes wurde
er am 21. Februar 1919 von dem Offizier Anton
Graf von Arco auf Valley ermordet. Bei den dar-
aufhin ausbrechenden Tumulten im Bayerischen
Landtag wurde der Vorsitzende der bayerischen
Sozialdemokratie und spätere Vizepräsident des
Bayerischen Landtages (1919–1933), Erhard
Auer, schwer verletzt.

Kundgebung auf der Theresienwiese

Mahnwache nach dem Tod Eisners

Einmarsch von Soldaten in München
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R E I C H S B A N N E R  S C H W A R Z - R O T- G O L D  

Angesichts des zunehmenden Terrors durch rechte Kampfverbände gründeten die lin-
ken Parteien be waffnete Abwehrverbände. Die sozialdemokratischen Selbstschutzver-
bände schlossen sich 1924 im »Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold« zusammen. Das Banner
stand als Bund aller republikanischen Kräfte auch der DDP und dem Zentrum offen, in
der Praxis dominierte allerdings die SPD. 
Der ebenfalls 1924 auf Reichsebene gegründete Rote Frontkämpferbund der KPD
konnte sich in Bayern nur in den nordbayerischen Industriestädten etablieren und 
wur de bereits im Sommer 1925 durch die
Bayerische Staatsregierung verboten. 
1931 verbanden sich die SPD, das Reichs -
banner, der Allgemeine Deutsche Gewerk-
schaftsbund und andere Verbände aus dem
linken Spektrum zur Eisernen Front. 
Ihr Ziel war die Verteidigung der Weimarer
Republik gegen die radikale Rechte. 

B AY E R N  I N  D E N  
2 0 E R  J A H R E N

B A M B E R G E R  V E R F A S S U N G

Am 15. September 1919 trat die erste demo-
kratische bayerische Verfassung in Kraft,
benannt nach ihrem Entstehungsort Bam-
berg. Sie bezeichnete Bayern als »Freistaat
und Mitglied des Deutschen Reiches«, sah
eine eigene bayerische Staatsbürgerschaft
vor und enthielt einen eigenen Grundrechte -
 katalog. Zum ersten Mal erhielten in Bayern
auch Frauen das Wahlrecht. 

D I E  S P D  G E H T  I N  D I E  O P P O S I T I O N

Im März 1920 putschten Teile der Reichswehr gegen die Repu-
blik und deren Regierung. Durch einen Generalstreik der
Gewerkschaften und den Widerstand der Reichsverwaltung
brach der sogenannte Kapp-Putsch nach wenigen Tagen
zusammen, in Bayern führte er jedoch zum Rücktritt der
Regierung Hoffmann. 
Die Münchner Reichswehrführung wollte den Putsch nutzen,
um zusätzliche Befugnisse zu erlangen. Dies lehnte Hoffmann
ab, stand damit aber in seinem Kabinett allein und trat des-
halb am 14. März 1920 als Ministerpräsident zurück. Die SPD
ging in die Opposition und verlor bis 1933 zunehmend an poli-
tischem Einfluss in Bayern, das von der Bayerischen Volks partei
(BVP) regiert wurde. 

§ 1. (1) Bayern ist ein Freistaat und
Mitglied des Deutschen Reiches. 
Die bisherigen Landesteile Bay-
erns in ihrem Gesamtbestande
bilden das Staatsgebiet. 
(2) Die Landesfarben sind weiß
und blau.

§ 2. Die Staatsgewalt geht von der
Gesamtheit des Volkes aus. 

…

§ 6. Staatsbürger ist ohne Unterschied
der Geburt, des Geschlechtes, des
Glaubens und des Berufes jeder
Angehörige des bayerischen 
Staates, welcher das zwanzigste
Lebensjahr vollendet hat.

O R D N U N G S Z E L L E  B AY E R N

Bayern wurde unter dem neuen Ministerpräsidenten Gustav
von Kahr zur Keimzelle der Reaktion. Linke Gruppen wurden
verfolgt, während die radikale Rechte unbehindert agieren
konnte. Die Justiz war häufig auf dem rechten Auge blind.
Dieses Klima förderte den Aufstieg Adolf Hitlers und seiner
Partei. Während des Hitler-Putsches im November 1923 
wurden die Räume der »Münchner Post« verwüstet und 
SPD-Funktionäre als Geiseln genommen. Die Vorgänge rund
um den Putsch waren Gegenstand eines Untersuchungsaus -
schusses im Landtag, den der junge Abgeordnete Wilhelm
Hoegner angeregt hatte. Gegen die konservative Mehrheit
konnte Hoegner jedoch wenig ausrichten.

A R B E I T S L O S I G K E I T

Seit der Weltwirtschaftskrise Ende der 20er Jahre stieg die
Arbeitslosigkeit steil an. Ende 1932 gab es im Deutschen
Reich fast 6 Millionen Arbeitslose, in Bayern waren es knapp
eine halbe Million. Die staatliche Unterstützung reichte oft
kaum zum Leben. So berichtete der SPD-Abgeordneten
Gentner im Landtag über seinen Besuch in der Wohnung
eines »Wohlfahrtserwerblosen« im fränkischen Jura:

»Der Mann ist seit 1929 ausgesteuert und von der Gemeinde
heuer sieben Wochen und im vorigen Jahr acht Wochen
beschäftigt worden. Für die Arbeit hat der Mann, der vier
Kinder hat, heuer acht Mark Lohn pro Woche bekommen.
Voriges Jahr war es etwas mehr. Die Leute sind darauf ange-
wiesen, in der Umgebung um gute Gaben anzuhalten. 
Eine Wohnung – nicht zu beschreiben. Schlafräume für die
Kinder, die man als Schlafräume nicht bezeichnen kann.
Sogenannte Betten! Kleider, gar nicht zu sagen. Die Leute
können ihre Kinder nicht in die Schule schicken, sie können
nicht mehr heraus, und die Gemeinde tut nichts.« 

(aus: Die Kleinen Leute, S. 120)

Der Landtag in Bamberg

Kundgebung des
Reichsbanners
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D A S  E R M Ä C H T I G U N G S G E S E T Z

Am 23. März 1933 stimmte der Reichstag
über das »Gesetz zur Behebung der Not von
Volk und Reich« ab. Es gab der Regierung die
Macht, ohne Zustimmung von Reichstag und
Reichsrat sowie ohne Gegenzeichnung des
Reichspräsidenten Gesetze zu erlassen. 
Das Parlament entmachtete sich damit selbst.
Nur die sozialdemokratischen Abgeordneten
stimmten gegen das Ermächtigungsgesetz;
die Kommunisten waren zu diesem Zeitpunkt
aus dem Parlament bereits ausgeschlossen. 

»Kein Ermächtigungsgesetz gibt Ihnen die Macht, Ideen, die ewig und unzerstörbar
sind, zu vernichten. (…) Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre nicht.«

(Aus der Rede von Otto Wels im Reichstag gegen das Ermächtigungsgesetz)

14
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Das Schicksal der im März 1933 in den Reichstag

gewählten bayerischen SPD-Abgeordneten:

Friedrich Puchta (Bayreuth) – »Schutzhaft«

Fritz Soldmann (Schweinfurt) – »Schutzhaft«

Wilhelm Hoegner (München) – Exil 

Josef Felder (Augsburg) – Exil 

Hans Dill (Nürnberg) – Exil 

Hans Unterleitner (München) – verhaftet 

Toni Pfülf (München) – Selbstmord

D A S  B AY E R I S C H E  E R M Ä C H T I G U N G S G E S E T Z

Am 29. April 1933 beschloss auch der Bayerische Landtag 
ein Ermächtigungsgesetz. Nur die 16 SPD-Abgeordneten 
stimmten dagegen: 
Lina Ammon, Erhard Auer, Alfons Bayerer, Franz Bögler,
Georg Dewald, Konrad Eberhard, Fritz Endres, Hans Gentner,
Karl Giermann, Clemens Högg, Dr. Wilhelm Hoegner, 
Josef Laumer, Adolf Ludwig, Albert Roßhaupter, Hans Seidel,
Josef Strobel

M A C H T Ü B E R N A H M E  –  M A C H T E R G R E I F U N G

Am 30. Januar 1933 wurde Adolf Hitler vom Reichspräsiden-
ten Hindenburg zum Reichskanzler ernannt und bildete eine
Regierung zusammen mit den Deutschnationalen. 
Der Reichstag wurde aufgelöst und Neuwahlen für den 
5. März angesetzt. Von einem regulären Wahlkampf konnte
aber keine Rede mehr sein. Kommunistische Zeitungen und
Redner wurden verboten, linke Politiker verfolgt und verhaf-
tet. Die »nicht-nationalen« Parteien wurden massiv in ihrer
Ar beit behindert. Trotz des Terrors erhielt die NSDAP zusam-
men mit den Deutschnationalen nur eine knappe Mehrheit. 

In Bayern erreichte die NSDAP 43,1% der Stimmen.
Unmittelbar nach den Wahlen ergriffen die Nationalsozia -
lis ten die Macht auch in Bayern. Der NS-Reichskommissar
Franz Xaver Ritter von Epp übernahm die Regierung in 
München.

A U S S C H A LT U N G  D E S  P O L I T I S C H E N  G E G N E R S  

Schon am 9. März 1933 stürmte die SA in München die Gewerkschaftshäuser, die
Gebäude der SPD und der KPD, die Redaktionen der »Münchner Post« und der
»Fränkischen Tagespost«. Am 10. März wurden Reichsbanner, Eiserne Front und
Sozialistische Arbeiterjugend verboten, ihre führenden Funktionäre verhaftet und ihr
Vermögen beschlagnahmt. Auch andere sozialdemokratische Organisationen wie die
Naturfreunde oder die vielen Arbeitersportvereine wurden bald darauf verboten und
ihre Mitglieder verfolgt.

Am 20. März ordnete der NS-Innenminister und Gauleiter Adolf Wagner die Absetzung
aller Gemeinderäte der SPD, KPD und anderer sozialistischer Parteien an. Am 10. Mai
be schlagnahmte die NS-Regierung das Parteivermögen der SPD, am 22. Juni wurde der
SPD jegliche Betätigung untersagt. Am 28. Juni ordnete die Bayerische Politische Polizei
die Verhaftung sämtlicher sozialdemokratischer Mandatsträger an. Die bürgerlichen
Parteien lösten sich in vorauseilendem Gehorsam selbst auf. Die Demokratie war 
innerhalb weniger Monate beseitigt.

Der gelernte Lackierer Albert Roßhaupter engagierte

sich neben seiner Arbeit in den Eisenbahnwerkstätten

München in der Gewerkschaft. Ab 1909 war er haupt-

amtlicher Geschäftsführer des Süddeutschen Eisen-

bahn- und Postpersonalverbandes. 

Roßhaupter saß 1907–1933 als SPD-Abgeordneter im

Bayerischen Landtag, ab 1920 war er Vorsitzender der

SPD-Fraktion. 

Als Fraktionsvorsitzender begründete Roßhaupter am

29. April 1933, warum die SPD-Fraktion das bayerische

Ermächtigungsgesetz ablehnte. Als Folge seiner 

mutigen Rede wurde er 1933/1934 für mehrere Monate im KZ Dachau

interniert. Nach dem Krieg war Albert Roßhaupter zwei Jahre lang baye-

rischer Arbeitsminister und vertrat die SPD im Parlamentarischen Rat.

Albert Roßhaupter
1878 –1949

Die Lehrerin Toni Pfülf war während der Revolution

von 1918/19 die einzige Frau im Arbeiter- und Solda -

ten  rat Münchens. 

Sie vertrat die SPD 1919 in der Verfassung gebenden

Nationalversammlung und gehörte bis 1933 dem

Reichstag an. Toni Pfülf engagierte sich vor allem in der Bildungspolitik

und Jugendfürsorge, sie setzte sich ein für die Gleichberechtigung von

Mädchen und Frauen. 

Pfülf gehörte zu den entschlossensten Gegnern der stärker werdenden

Nationalsozialisten und sprach sich 1933 für den bewaffneten Wider -

stand gegen das Hitler-Regime aus. Nach der Reichstagswahl im März

1933 wurde sie kurzzeitig inhaftiert. Toni Pfülf nahm sich am 8. Juni

1933 das Leben.

Toni Pfülf
1877 –1933

Besetzung des Münchner Gewerkschaftshauses
1933

Otto Wels vor dem Reichstag 1933
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W I D E R S TA N D

» N E U  B E G I N N E N «

Trotz der Gefahr für ihr Leben kämpften Sozialdemokraten im Untergrund
gegen die NS-Diktatur. Die Zentren des Widerstands in Bayern waren die
Großstädte München, Nürnberg und Augsburg, in deren Arbeitermilieu
sich illegale Gruppen bilden und ver ste cken konnten. Sie hielten Kontakt
zu den Genossen im Exil, verbreiteten Zeitungen und Flugblätter und hal-
fen Verfolgten und ihren Familien.
Die südbayerischen Gruppen zählten zur Bewegung »Neu Beginnen«, die
realistisch erkannte, dass die nationalsozialistische Herrschaft länger dau-

ern würde. Sie setzten sich dafür ein, dass alle linken Kräfte
gemeinsam gegen die Nazis kämpften. Wichtige »Neu-
Beginnen«-Gruppen gab es u.a. in Augsburg um Bebo
Wager und in München um Hermann Frieb. Sie hielten über
Waldemar von Knoeringen Kontakt zur Exil-SPD. 1942 hob
die Gestapo beide Gruppen aus, Frieb und Wager wurden
im August 1943 hingerichtet. 

Der Spinnereiarbeiter Friedrich Puchta aus Hof kam schon früh

über den Volksbildungs- und Turnverein zur SPD. Nach seinem

Wechsel zur USPD 1917 kehrte er 1922 zur SPD zurück und arbei-

tete als Redakteur. Puchta gehörte 1920 –24 und wieder 1928 –33

dem Reichstag an. Bereits im März 1933 wurde Puchta für einige

Monate inhaftiert. An schließend arbeitete er im Untergrund wei-

ter. 1935 wurde Puchta wegen Vorbereitung zum Hochverrat zu 

21/2 Jahren Gefängnis verurteilt, nach dem Attentat auf Hitler

1944 wurde er ins KZ Dachau gebracht. Dort musste er im April

1945 an dem Todesmarsch zur Evakuierung des Lagers teilneh-

men. Kurz nach der Befreiung starb Friedrich Puchta in München

an den Folgen der Haft. 

V E R F O L G U N G

Das Hitler-Regime ging mit
äußerster Härte gegen seine
Geg ner vor. Mit Einschüchte-
rung und Verfolgung, Terror
und Mord, »Schutzhaft« und
Konzentrationslager sollte 
jegliche Opposition ausge-
merzt werden. 

Bereits im Frühjahr und Sommer 1933 kam es zu den ersten
Verhaftungswellen politischer Gegner. Viele Politiker kamen
in das im März 1933 eingerichtete erste Konzentrationslager
in Dachau. Im Jahr 1934 wurden allein 150 Sozialdemokraten
vorwiegend aus Franken verhaftet. Weitere große Verfol-
gungswellen gab es nach Kriegsbeginn 1939. Immer neue
Verordnungen gaben Anlass zur Verhaftung z.B. wegen
»Wehrkraftzersetzung« oder »Heimtücke«. 
Auch nach dem gescheiterten Attentat vom 20. Juli 1944
wurden zahlreiche Sozialdemokraten verhaftet und in
Konzentra tionslager verschleppt.

Hermann Frieb
1825–1911

D I E  S P D  I M  E X I L  

Die SPD verlegte im Mai 1933 ihre Zentrale ins 
Ausland. Die »Sopade« (Sozialdemokratische Partei
Deutschlands) hatte ihren Sitz in Prag und versuchte
von dort den Kampf der Genossen in Deutschland zu
unterstützen. Sie stellte Zeitungen, Broschüren und
Flugblätter her, die nach Deutschland geschmuggelt
wurden. Die Verbreitung wurde in den Grenzsekreta-

riaten in grenz nahen Orten organisiert. Als Grenzsekretäre arbeiteten u.a. Hans Dill
für Nordbayern und Waldemar von Knoeringen für Südbayern.

Lotte Branz
1903–1987

Friedrich Puchta
1883–1945

Clemens Högg
1880 –1945

Geboren als nichtehelicher Sohn einer Dienstmagd, trat Clemens

Högg während seiner Schmiedelehre in den Metallarbeiterverband

ein. Bereits 1908 leitete er, inzwischen SPD-Mitglied, als Vorsitzen-

der das Gewerkschaftskartell in Ulm. Högg kämpfte als Soldat im

1. Weltkrieg. 1919–1920 war er 2. Bürgermeister von Neu-Ulm,

1919–1933 saß er für die SPD im Bayerischen Landtag. 

Von 1928–1933 war er Vorsitzender der Arbeiterwohlfahrt Schwa-

ben. Clemens Högg war 1933 für einige Monate im KZ Dachau

inhaftiert. 1939 wurde er erneut verhaftet und nach Oranienburg

verschleppt. Die unerträglichen Haftbedingungen führten bei

Högg zur Erblindung und zur Amputation eines Beines. 

Im Februar 1945 wurde er in das KZ Bergen-Belsen verlegt, wo er

am 11. März verstarb.

Der unterfränkische Reichstagsabgeordnete Fritz Soldmann war

unter den ersten Abgeordneten, die 1933 verhaftet wurden. Der

Schuhmacher aus Schweinfurt hatte sich 1918 in der Rätebewe-

gung engagiert. Er gehörte dem Reichstag von 1920 bis 1924 und

von 1932 bis 1933 an. Von März bis August 1933 war er im Gefäng-

nis und im KZ Dachau inhaftiert. 1936 wurde er erneut verhaftet

und blieb bis Februar 1940 im Gefängnis und im KZ Sachsenhau-

sen. Nach seiner erneuten Verhaftung 1944 wurde er in das KZ

Buchenwald verschleppt. Dort verstarb Fritz Soldmann kurz nach

der Be freiung am 31. Mai 1945 an den Folgen der jahrelangen

Haft.

Fast 400.000 Deutsche mussten zwischen 1933
und 1945 vor dem Nazi-Terror in Ausland flüch -
ten. Neben den »rassisch« verfolgten Juden,
die die überwiegende Mehrheit stellten,waren
dies kritische Politiker, Künst ler, Wissenschaft-
ler und Gewerkschafter. Schon bis zum Som-
mer 1933 verließen Tausende ihre Heimat. 
Nach einer Schätzung des Völkerbundes 
be fanden sich 1935 etwa 18.000 politisch 
Verfolgte aus Deutschland im Exil, davon etwa 
5.000 – 6.000 Sozialdemokraten, 
6.000 – 8.000 Kommunisten, 
2.000 Pazifis ten und Demokraten, 
1.000 Katholiken und 2.000 Oppositionelle
unterschiedlicher Richtungen. 
1938 kamen nach dem »Anschluss« Öster-
reichs und des Sudetenlands noch mehrere
tausend Sozial demokraten aus diesen 
Ländern dazu. 

Die in Regensburg geborene Lotte Branz schloss sich bereits mit 18 Jahren

der Sozialistischen Arbeiterjugend (SAJ) an, wo sie den Sozialdemokraten

Gottlieb Branz kennen lernte. 1926 trat auch sie in die SPD ein. Als ihr

Mann 1933 für ein halbes Jahr im KZ Dachau inhaftiert wurde, musste Lotte

Branz den Unterhalt der Familie allein verdienen. Lotte und Gottlieb Branz

hielten engen Kontakt zu Waldemar von Knoeringen und der Gruppe

»Neu Beginnen«. 

In den 30er Jahren übernahmen Lotte Branz und ihr Mann immer wieder

geheime Kurierdienste zur Auslands-SPD in die Tschechos lowakei und 

halfen jüdischen Flüchtlingen. Gottlieb Branz wurde 1939 erneut verhaftet

und kam bis zur Befreiung ins KZ Buchenwald. Nach 1945 waren Lotte und

Gottlieb Branz aktiv am Wiederaufbau der Münchner SPD beteiligt.

Sozialdemokraten werden nach Dachau gebracht.

Der Exil-Vorstand der SPD

Fritz Soldmann
1878–1945
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N E U A N FA N G  1 9 4 5

B E F R E I U N G

Mit der bedingungslosen Kapitulation der
Deutschen Wehrmacht am 8. Mai 1945
waren der Krieg und die Herrschaft Hitlers
vorüber. 
Die US-amerikanische Armee rückte seit dem
25. März in Bayern vor und zog am 30. April
in München ein. Mit der Einnahme Berchtes-
gadens am 4. Mai 1945 war Bayern endgültig
von der nationalsozialistischen Diktatur
befreit. Die amerikanische Militärregierung
übernahm die Verantwortung in Bayern und
begann mit dem Neuaufbau von Wirtschaft
und Verwaltung. 

Die großen Städte in Bayern lagen weit-
gehend in Trümmern. Besonders stark
zerstört waren Nürnberg und Würzburg.
Auch in München waren 45% der Ge -
bäu de zerstört und nur 2,5 % unbeschä-
digt. Es fehlten allein in München weit
über 100 000 Wohnungen. 

P O L I T I S C H E R  N E U A N F A N G

Die amerikanische Militärregierung verbot
nach Kriegsende sämtliche politische Partei-
en und Organisationen. Parteien sollten von
unten wieder aufgebaut werden und durften
nur mit Genehmigung der Besatzungsmacht
gegründet werden. Die SPD wurde am 8. Ja -
nuar 1946 wieder zugelassen – ebenso wie
die neu gegründete CSU. Diese stand in der
Tradition der Bayerischen Volkspartei. Als nächste Parteien wurden zugelassen: die
KPD (27. Januar), die Wirtschaftliche Aufbauvereinigung (WAV, 25. März) und die FDP
(15. Mai). In vielen Orten wurden Sozialdemokraten, die als Gegner der Nationalsozia-
listen bekannt waren, zu Bürgermeistern ernannt und in andere öffentliche Ämter
berufen. So auch Jean Stock, der von der amerikanischen Besatzungsverwaltung von
1945 bis 1946 zum Oberbürgermeister von Aschaffenburg, Landrat und Regierungs-
präsidenten von Unterfranken berufen wurde.

N E U A N F A N G  
D E R  B AY E R I S C H E N  S P D

Die meisten Sozialdemokraten, die nach 1933 ins Exil
gehen mussten, kehrten 1945 so bald als mög lich nach
Deutschland zurück. Bereits im Sommer 1945 gab es
erste Treffen von bayerischen Sozialdemokraten. Im
November fand in Pfaffenhofen ein erster – formal
noch illegaler – Landesparteitag statt, auf dem alle
bayerischen Bezirke vertreten waren – die 
Wiedergründung der bayerischen SPD. 
Eine führende Rolle übernahm der aus
dem Schweizer Exil zu rückgekehrte 

Wilhelm Hoegner. Er wurde auf der ersten offiziellen Landeskonferenz
am 2./3. Februar 1946 ebenfalls in Pfaffen hofen zum ersten Landes-
vorsitzenden der SPD gewählt.

»Die Sozialdemokratische Partei brauchte weder
ihren Namen noch ihr Programm zu ändern. 
Sie bekannte sich von jeher zur demokratischen
Staatsauffassung, zur Völkerverständigung und
zur internationalen Zusammenarbeit.«

(Josef Simon, Nürnberg)

W I L H E L M  H O E G N E R

Wilhelm Hoegner stand ein halbes Jahrhundert im Mittelpunkt des politi-

schen Geschehens in Bayern. Der Sohn einer kinderreichen Münchner Eisen -

bah nerfamilie studierte Jura und arbeitete als Staatsanwalt und Richter in

München. 

1919 trat Hoegner der SPD bei und wurde 1924 in den Bayerischen Landtag

gewählt. Dort machte er schnell auf sich aufmerksam, als er als junger Land -

tags abge ordneter 1924 den Untersuchungs aus schuss über den Hitlerputsch

von 1923 beantragte. Er wollte die Verbindungen der Hitler partei zu Indus -

trie und Reichswehr aufdecken. Nach der Machtübernahme der NSDAP

1933 wurde Hoegner, der seit 1930 auch im Reichstag saß, aus dem Staats-

dienst entlassen. Er flüchtete im Juli 1933 über die Grenze nach Österreich

und ein Jahr später in die Schweiz. 

Nach seiner Rückkehr aus dem Exil 1945 war Wilhelm Hoegner führend am

Wiederaufbau Bayerns beteiligt. Er gehörte vier bayerischen  Regie rungen

an: 1945/46 war er Ministerpräsident, 1946–1947 Justizminister, 1950–1954

Innenminister und 1954–1957 erneut Ministerpräsident. Hoegner gehörte

32 Jahre dem Bayerischen Landtag an und blieb bis heute der einzige sozial-

demokratische Ministerpräsident in Bayern.

Wilhelm Hoegner schrieb im Schweizer Exil den Entwurf für eine neue 

bayerische Verfassung und prägte damit die Gestalt des modernen Bayern.

Nach seinem Rücktritt als Minister präsident 1957 führte Hoegner bis 1962

die SPD-Fraktion und war anschließend bis 1970 stellvertretender Land tags -

präsident. Er starb am 5. März 1980 in München. Zur Erinnerung an ihren

ersten Ministerpräsidenten verleiht die SPD-Fraktion jedes Jahr den Wil-

helm-Hoeg ner-Preis für politisches und gesellschaft liches Engagement.

»Ich kenne nur die Aufgabe,

für das wirk liche Wohl der

notleidenden Mitbrüder 

einzutreten. Die Menschen

glücklich zu machen, wird ja

nie gelingen. Aber man kann

wenigstens die Ungerechtig -

keit aus der Welt verbannen.«

Abiturient Hoegner am 7.7.1907 
an Georg von Vollmar

Wilhelm Hoegner
1887–1980

Jean Stock
1893–1965

Das zerstörte Würzburg

Moosburger Hof in Pfaffenhofen
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W E I C H E N S T E L L U N G E N  
F Ü R  D A S  N E U E  B AY E R N

K O A L I T I O N  M I T  D E R  C S U

Die ersten freien Wahlen in Bayern verliefen für
die SPD enttäuschend. Bei der ersten Landtags-
wahl am 1. Dezember 1946 erreichte die CSU mit
52,3% der Stimmen die absolute Mehrheit, die
SPD kam auf 28,6%. Auch WAV, KPD und FDP
waren im neu gewählten Landtag vertreten. 
Trotz ihrer absoluten Mehrheit entschied die CSU
sich für die Zusammenarbeit mit der SPD. Der
neue Ministerpräsident Hans Ehard glaubte, dass
die großen Probleme der Nachkriegszeit sich nur

durch eine gemeinsame Anstrengung der Parteien bewältigen lassen würden. 
Dem Kabinett Ehard gehörten die SPD-Minister Hoegner (Justiz), Roßhaupter (Arbeit)
und Seifried (Inneres) an. Die Zusammenarbeit mit der CSU brachte Hoegner jedoch
Kritik vom deutschen SPD-Vorsitzenden Kurt Schumacher ein. Da die CSU immer 
weitere Zugeständnisse vom kleineren Koalitionspartner forderte, beschloss der 
SPD-Landesvorstand der SPD im Juni 1947 den Austritt aus der Koalition.

Hoegner bildete ein Kabinett, dem alle poli  -
 tischen Richtungen angehörten, darunter für
die SPD Arbeitsminister Albert Roßhaupter,
Innenminister Josef Seifried und Kultusminis -
ter Franz Fendt. 
Zu den dringendsten Aufgaben der Re gie -
rung gehörte die Versorgung der Bevölke-
rung mit Nahrung und Wohnraum, was
durch die Kriegszerstörungen und den
Zustrom der Flüchtlinge sehr schwierig war. 

Rosa Aschenbrenner
1875 – 1967

V E R F A S S U N G G E B E N D E  L A N D E S V E R S A M M L U N G

Bereits im Februar 1946 berief Ministerpräsident Wilhelm Hoegner einen Vorbereiten-
den Verfassungsausschuss, dem Vertreter der SPD, der CSU und der KPD angehörten.
Dieses Gremium erarbeitete einen Entwurf für eine neue bayerische Verfassung. 
Am 30. Juni 1946 wurde die Verfassunggebende Landesversammlung gewählt. 
Die SPD erhielt 51 von 180 Mandaten (28,8%), darunter drei Frauen. Die Verfassung -
gebende Landesversammlung tagte in der Münchner Universität und verabschiedete
am 26. Oktober 1946 einen Verfassungsentwurf. Dieser wurde im Volksentscheid vom
1. Dezember 1946 mit einer Mehrheit von 75% von den Wählern angenommen.

Waldemar 
von Knoeringen

1906 –1971

Die Tochter eines Uhrmachers und Landwirts aus Beiln-

gries arbeitete zunächst als Dienstmädchen. Nach ihrer

Heirat mit einem Arbeiter 1909 trat Rosa Aschenbrenner

der SPD bei, wechselte 1917 zur USPD und 1920 zur KPD.

1932 kehrte sie zur SPD zurück. 1920/21 und 1924–1932

war Aschenbrenner Mitglied des Bayerischen Landtags. 

Rosa Aschenbrenner wurde im März 1933 erstmals für

zwei Monate verhaftet. 1937 verurteilte man sie wegen

»Vergehens gegen die Rundfunkverordnung« zu vier

Monaten Haft. Nach der Befreiung 1945 saß Aschenbren-

ner 1946 –1948 wieder im Bayerischen Landtag, nun für

die SPD, und war eine von drei Frauen in der Verfassung-

gebenden Landesversammlung. Rosa Aschenbrenner

war 1948 –1956 Stadträtin in München, geriet dort jedoch

als dezidiert linke Vertreterin zunehmend in Konflikt mit

ihrer Fraktion.

D I E  1 .  R E G I E R U N G  H O E G N E R

Der Sozialdemokrat Wilhelm Hoegner wurde
am 28. September 1945 durch die amerikani-
sche Militärregierung zum Ministerpräsiden-
ten von Bayern ernannt. Er löste den Konser-
vativen Fritz Schäffer ab, der bereits nach vier
Monaten im Amt entlassen wurde, da die
Amerikaner mit seiner Entnazifizierungspoli-
tik nicht einverstanden waren. 

D I S K U S S I O N  U M S  G R U N D G E S E T Z

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland wurde 1948/49 im Parlamentari-
schen Rat ausgearbeitet. Diesem gehörten 65 Mitglieder der Länderparlamente an,
darunter 13 aus Bayern. Lange Diskussionen gab es über die föderale Ordnung des
zukünftigen deutschen Staates. Die bayerische CSU kämpfte für eine möglichst hohe
Eigenständigkeit der Länder, konnte aber ihre Vorstellungen nur teilweise durchsetzen.
Daraufhin stimmten die CSU-Mitglieder im Parlamentarischen Rat gegen den Entwurf
für ein Grundgesetz. 
Als am 20. Mai 1949 das Grundgesetz im Bayerischen Landtag ratifiziert werden sollte,
stimmte die Mehrheit dagegen. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Waldemar
von Knoeringen erklärte hingegen, dass die SPD dem Grundgesetz zustimme, um
»Westdeutschland auf dem Boden der Demokratie aufzubauen«.

»Es darf kein Ausruhen und Beharren geben.
Demokratie muß täglich neu erkämpft 
werden.«

Knoeringen

Der Krankenkassenangestellte aus Rosenheim trat 1926

der SPD bei und schloss sich der Sozialistischen Arbeiter-

jugend (SAJ) an. Als bekannter Gegner des Nationalso-

zialismus flüchtete von Knoeringen bereits im März 1933

nach Österreich und in die Tschechoslowakei. Später lebte

er im Exil in London und arbeitete beim unabhängigen

sozialistischen »Sender der Europäischen Revolution«. 

Nach seiner Rückkehr 1946 wurde Waldemar von Knoe -

ringen eine der zentralen Figuren der bayerischen SPD.

Er gehörte 1946 der Verfassunggebenden Landesver-

sammlung an und war von 1946 bis 1970 Mitglied des

Bayerischen Landtags, davon acht Jahre als Fraktionsvor-

sitzender. 

1947 löste von Knoeringen Wilhelm Hoegner als Vorsit-

zender der bayerischen SPD ab und blieb in diesem Amt

bis 1963. Er war der Architekt der Viererkoalition von 

1953–1957. Der Gründer und langjährige Leiter der 

Georg-von-Vollmar-Schule (ab 1968 Akademie) in Kochel

war darüber hinaus an der Erarbeitung des Godesberger

Programms der SPD von 1959 beteiligt. 

Die Regierung Hoegner 1946

Das Kabinett Ehard
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Der gebürtige Sudetendeutsche Volkmar Gabert,

der schon als Kind Mitglied der Arbeiterjugend

gewesen war, musste 1938 zunächst nach Prag und

später nach England fliehen. Er gehörte in London

dem Exilvorstand der sudetendeutschen Sozial -

demokraten an. 

1946 kam Gabert als Übersetzer der amerikanischen Streitkräfte nach 

Bayern und ließ sich in München nieder. 1948 trat er der bayerischen SPD

bei, war 1950–1957 Landesvorsitzender der Jungsozialisten und gehörte

1950–1978 dem Bayerischen Landtag an. Gabert  führte 1962–1976 die 

SPD-Fraktion im Landtag und war 1963–1972 Vorsitzender der bayerischen

SPD. 1971 wurde er als Nachfolger Waldemar von Knoeringens Leiter der

Georg-von-Vollmar-Akademie. Unter Gaberts Führung erzielte die bayeri-

sche SPD ihre besten Wahlergebnisse in der Nachkriegszeit mit 35,3%

(1962) und 35,8% (1966).

Volkmar Gabert engagierte sich als Vorsitzender der Georg-von-Vollmar-

Akademie e.V. 1971–1989 sowie für die Sudetendeutschen und war 

1986–2003 Bundesvorsitzender der Seliger-Gemeinde, der Gesinnungsge-

meinschaft sudetendeutscher Sozialdemokraten.

V I E R E R K O A L I T I O N  U N T E R  F Ü H R U N G  D E R  S P D

Bei den Landtagswahlen 1954 wurde die CSU mit 38 % stärkste Partei in Bayern, es
gelang ihr aber nicht, eine Koalition zu schmieden. Die SPD hatte zwar keine Stimmen
dazugewonnen, Waldemar von Knoeringen konnte jedoch die Schwäche der CSU nut-
zen und fädelte eine Koalition mit der Bayernpartei, der FDP und dem BHE (Bund der
Heimatvertriebenen und Entrechteten) ein. Am 14. Dezember 1954 wurde Wilhelm
Hoegner mit 112 von 197 Stimmen zum Ministerpräsidenten gewählt; von Knoeringen
wurde Fraktionsvorsitzender. Eines der wichtigsten Themen der Koalition war die
Reform der Lehrerbildung, die in dieser Legislaturperiode jedoch nicht gelang.

Erfolge der Viererkoalition

Förderung von Wissenschaft und Hochschulen
Programm für den sozialen Wohnungsbau
Ausweitung des Naturschutzes

Volkmar Gabert
1923–2003 

Waldemar von Knoeringen
1906 –1971 

E R F O L G E  I N  D E R  G R O S S E N
K O A L I T I O N  

Als bei der Landtagswahl 1950 die CSU große
Einbrüche hinnehmen musste, kam es zur
Neuauflage der großen Koalition. Dem Kabi-
nett unter Ministerpräsident Ehard gehörten
wieder drei sozialdemokratische Minister an.
Vor allem Innenminister Wilhelm Hoegner
konnte wichtige politische Ziele der SPD
durchsetzen: 

Direktwahl der Bürgermeister 
und Landräte

Erweiterung der Rechte der 
Bezirkstage

offene Abstimmung in den 
Gemeinderäten

erweitere Wahlmöglichkeiten 
bei Kommunalwahlen durch 
Kumulieren und Panaschieren

I N  D I E  O P P O S I T I O N

Die kleinen Koalitionspartner Bayernpartei und BHE schnit-
ten bei der Bundestagswahl 1957 schlecht ab, während die
CSU über 57% erzielte. Sie befürchteten in der Koalition mit
der SPD große Verluste bei der Landtagswahl im Jahr darauf
und suchten deshalb den Kontakt zur CSU. 
Im Oktober 1957 verließen die Minister von BP und BHE die
Regierung – die Viererkoalition war zerbrochen, Minister-
präsident Hoegner trat zurück. Die SPD musste in die Opposi-
tion gehen. Die Hoffnung, nach der Landtagswahl von 1958
die Regierung wieder übernehmen zu können, erfüllte sich
nicht. Die SPD verbesserte zwar ihr Ergebnis auf 30,8%, die
CSU führte jedoch ihre Koalition mit FDP und BHE weiter. 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender wurde der Münch-
ner Abgeordnete Volkmar Gabert, der den Kurs der SPD in
den folgenden Jahren bestimmte.

D I E  V I E R E R K O A L I T I O N

Die Viererkoalition unter Wilhelm Hoegner
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Der gebürtige Breslauer Karl-Heinz Hiersemann ist in

Erlangen aufgewachsen. Während seines Jurastudiums

trat der Sohn eines CSU-Stadtrates 1967 der SPD bei

und wurde drei Jahre später bereits Vorsitzender der

Erlanger SPD. Hiersemann saß ab 1974 bis zu seinem

frühen Tod 1998 für die SPD im Bayerischen Landtag

und war 1986–1992 Fraktionsvorsitzender. Er führte 

die SPD als Spitzenkandidat in die Landtagswahlen von

1986 und1990. Ab 1992 übernahm Hiersemann das

Amt eines Landtagsvizepräsidenten. 

Ein wichtiges Anliegen Hiersemanns im Landtag war stets die Verbesserung

der Rechte der Opposition. Seit 1999 verleiht die Erlanger SPD den Karl-

Heinz-Hiersemann-Preis an Jugendliche oder Jugendgruppen, die sich für

Freiheit, Demokratie, Toleranz und Völkerverständigung einsetzen. 

Mit dem Godesberger Programm von 1959 schloss die SPD
ihre Entwicklung von einer Klassenpartei zu einer Volks -
partei ab, die für alle Schichten offen war. Der bayerische
SPD-Vorsitzende von Knoeringen war daran maßgeblich
beteiligt. 
Im Bund hingegen gelang der SPD 1966 der Sprung in die
Regierung, erst in der Großen Koalition, ab 1969 in einer
Koalition mit der FDP. Durch die sozialliberale Reformpolitik
unter den Kanzlern Brandt und Schmidt gab es in der 
Bundes republik einen deutlichen Modernisierungsschub: in
der Außenpolitik – Stichwort Ostpolitik – ebenso wie in der
Bildungspolitik oder der Familienpolitik. 

Karl-Heinz Hiersemann
1944 –1998

R E G I E R U N G  I N  B O N N  –  
O P P O S I T I O N  I N  B AY E R N

Trotz guter Wahlerfolge in den 1960er und
70er Jahren ist die SPD in Bayern in der
Opposition geblieben. Sie erreichte bei den
Landtagswahlen von 1962 und 1966 mit 
35,3%  bzw. 35,8% ihre besten Ergebnisse
seit 1946. Das war auch eine Folge der pro-
grammatischen Öffnung der deutschen 
Sozialdemokratie. 

O P P O S I T I O N  
I N  B AY E R N

K O N T R O L L E  D U R C H  D A S  P A R L A M E N T

Die SPD versuchte die Mittel zu nutzen, die die bayerische
Verfassung der Opposition gibt. Das schärfste Instrument 
des Parlaments ist der Untersuchungsausschuss. Er gibt den
Abgeordneten die Möglichkeit, die Arbeit der Regierung
und der Verwaltung zu kontrollieren und zu überprüfen. 
Da die Mehrheitsfraktion der Arbeit ihrer Regierung nicht
kritisch gegenübersteht, wird dieses Instrument v.a. von der
Opposition genutzt. Ein Fünftel der Mitglieder des Landtags
kann die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses durch-
setzen. Der Ausschuss hat das Recht, die Vorlage von Akten
aus Regierung und Behörden zu verlangen. Da die Arbeit
eines Untersuchungsausschusses viel öffentliche Beachtung
erfährt, gibt sie der Opposition im Parlament die Möglich-
keit, ihre abweichende politische Position darzustellen.

S O Z I A L D E M O K R A T I S C H E  
E R F O L G E

Viele politische Entscheidungen in Bayern
sind von der SPD-Opposition angeregt wor-
den. Häufig wurden die Initiativen zunächst
von der CSU-Mehrheit abgelehnt, später
aber mit nur wenigen Änderungen über-
nommen und umgesetzt. Es gelang der CSU
dabei häufig, Vorschläge, die sie ursprüng-
lich bekämpft hatte, am Ende als ihre 
eigenen darzustellen. So gingen gerade im
Bereich der Landesentwicklungsplanung 
viele Beschlüsse auf SPD-Anträge zurück, die
Voraussetzung waren für den erfolgreichen
Wirtschaftswandel in Bayern. Dazu gehört
auch die Einrichtung eines Ministeriums für
Landesplanung und Umweltschutz 1970. 

Zitat Volkmar Gabert:
»Ich will es so sagen: Es gab [in Bayern] 
eine sozialdemokratische Gesellschafts -
entwicklung, verwirklicht von der CSU.«

B AY E R N  =  C S U ?

1966–2008 regierte die CSU in Bayern allein. Es gelang ihr
sehr erfolgreich, sich als die eigentliche bayerische Partei zu
positionieren, obwohl sie erst nach dem Zweiten Weltkrieg
gegründet worden war. Dabei half es ihr, dass sie im Gegen-
satz zur SPD eine rein bayerische Partei ist. Obwohl sie stets
an den bürgerlichen Regierungen in Bonn beteiligt war,
grenzte sich immer wieder geschickt mit spezifisch bayeri-
schen Themen von der Bundespolitik ab. Die positive Wirt-
schaftsentwicklung der meisten Regionen Bayerns nach dem
Zweiten Weltkrieg, der schnelle Wandel vom Agrarstaat zum
High-Tech-Standort trug zum Erfolg der konservativen
Regierungspartei bei. Besonders im katholisch-ländlichen
Milieu Altbayerns konnte sich die SPD nicht verankern, wäh-
rend dies im protestantischen Franken und in den Städten
besser gelang. 

Landesvorsitzende der SPD seit 1946:

1946–1947 Wilhelm Hoegner

1947–1963 Waldemar von Knoeringen

1963–1972 Volkmar Gabert

1972–1977 Hans-Jochen Vogel

1977–1985 Helmut Rothemund

1985–1991 Rudolf Schöfberger

1991–2000 Renate Schmidt

2000–2004 Wolfgang Hoderlein

2004–2009 Ludwig Stiegler

seit 2009 Florian Pronold

Fraktionsvorsitzende der SPD seit 1946:

1946–1950 Jean Stock

1950–1958 Waldemar von Knoeringen

1958–1962 Wilhelm Hoegner

1962–1976 Volkmar Gabert

1976–1986 Helmut Rothemund

1986–1992 Karl-Heinz Hiersemann

1992–1994 Albert Schmid

1994–2000 Renate Schmidt

2000–2009 Franz Maget

seit 2009 Markus Rinderspacher

Wahlergebnisse bei bayerischen 
Landtagswahlen 1958–1990

Franz Josef Strauß
1915 –1988

Wahlplakat der SPD
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D I E  FA L K E N  

1904 entstanden die ersten Arbeiterjugendvereine, die 
junge Menschen für die Ideale der Arbeiterbewegung be -
geistern sollten. 1923 wurden die Kinderfreunde gegründet
und wuchsen schnell zu einer Massenorganisation heran. 
Die Kinderfreunde, ab 1925 nach dem österreichischen Vorbild »Falken« genannt,
beschäftigten sich als erste mit Kinderrechten und alternativen Erziehungskonzepten. 
Die gemeinsame Erziehung von Mädchen und Jungen war ebenso selbstverständlich
wie die Gleichberechtigung von Kindern und Erwachsenen. Durch Selbstverwaltung in
den Gruppen sollten die Kinder zur Demokratie erzogen werden. Bekannt wurden die
Falken durch ihre sogenannten Kinderrepubliken, große Zeltlager, an denen mehrere

tausend Kinder teilnahmen. In Bayern wurde die sozialis tische
Jugendbewegung u.a. wegen der gemeinsamen Erziehung 
beider Geschlechter von der katholischen Kirche be kämpft. 
Bereits 1930 untersagte der Freistaat die geplante Kinderrepu-
blik im oberbayerischen Hausham, drei Jahre vor dem allgemei-
nen Verbot der Kinderfreunde 1933. 

E I N E  P R O L E TA R I S C H E  W E LT  

Im 19. Jahrhundert entstanden zahllose bürgerliche Vereine
mit kulturellen, sozialen oder politischen Zielen. Arbeiter
wurden von diesen Vereinen häufig nicht aufgenommen
oder fühlten sich dort politisch nicht zu Hause. Daher ent-
wickelten sie eigene Formen des Vereinslebens. Sie gründe-
ten Arbeiterturnvereine, Arbeiterlesevereine, Arbeiterge-
sangvereine, Radfahrverbände oder Schachclubs. 
So entstand ein umfassendes proletarisches Milieu, in dem
Arbeiter und ihre Familien gemeinsam die Freizeit verbrin-
gen und sich weiterbilden konnten. Als während der Sozia -
listengesetze 1878–1890 die politische Arbeit verboten war,
waren die Kultur- und Sportvereine eine Möglichkeit für
Sozialdemokraten, sich unverfänglich zu treffen.

A R B E I T E R S Ä N G E R

Gesangvereine waren die ersten Kulturorganisationen der
Arbeiterbewegung. In sehr vielen bayerischen Orten trafen
sich ab Ende des 19. Jahrhunderts Arbeiter zum Singen. Die
einzelnen Vereine schlossen sich 1892 im Allgemeinen Baye-
rischen Arbeitersängerbund zusammen und trafen sich ab
1894 regelmäßig zu bayernweiten Arbeitersängerfesten. 
Das Repertoire der Sänger unterschied sich nur wenig von
dem der bürgerlichen Vereine, Arbeiterlieder machten nur
einen kleinen Teil aus. Nachdem die Arbeiterchöre zunächst
reine Männersache gewesen waren, entstanden ab etwa
1910 auch gemischte Chöre. Ende der 1920er Jahre gab es 
in München mehr als 30 Arbeitergesangvereine.

D A S  A R B E I T E R -
T U R N -  U N D  - S P O R T -
F E S T  I N  N Ü R N B E R G  1 9 2 9

Der Arbeiter-Turn- und -Sport-Bund (ATSB)
veranstaltete im Juli 1929 im neuen Nürn-
berger Stadion, dem heutigen Frankensta -
dion, sein zweites Bundesfest. Auf dem 
Zeppelinfeld am Dutzendteich traten über
1600 Sportlerinnen und Sportler in 3000
Wettbewerben gegeneinander an. 

Zur feierlichen Eröffnung des Festes sprachen u.a. Reichs-
tagspräsident Paul Löbe und Innenminister Carl Severing,
beide SPD. Eine solche Großveranstaltung sollte den Zusam-
menhalt innerhalb der Bewegung stärken, aber auch die
Stärke der Arbeiterbewegung nach außen demonstrieren.
Zum abschließenden Festzug zogen 70.000 Teilnehmer 
durch die Stadt.

D A S  E N D E  1 9 3 3

Nach dem Machtantritt der Nationalsozialisten 1933 wurden
sämtliche Vereine im Umfeld von SPD und KPD verboten.
Auch Bildungs- oder Sportvereine mussten sich auflösen und
boten keine Rückzugsmöglichkeiten mehr. Vermögen und
Grundbesitz der Vereine wurden vom NS-Staat beschlag-
nahmt. Manchmal gelang es Mitgliedern, wenigstens die
Vereinsfahne zu retten, indem sie sie vergruben. Nach 1945
konnten zahlreiche Vereine an ihre Geschichte anknüpfen.
In der deutschen Nachkriegsgesellschaft lockerten sich die
Milieus jedoch auf, Arbeiter orientierten sich stärker an bür-
gerlichen Lebensformen und traten bürgerlichen Vereinen
bei. Das umfassende proletarische Vereinsleben der Weima-
rer Republik lebte nicht mehr auf.

GEGENWELTEN

Verordnung des kommissarischen Staatsministers des Innern vom 29. März 1933 

»Betreff: Verbot marxistischer Organisationen. Auf Grund der Verordnung des
Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 wird verfügt: 
1. Die Betätigung in jeder Form von Organisationen, deren eigentlicher Zweck die
Wahrnehmung und Förderung von beruflichen, gesundheitlichen, gesellschaftlichen,
turnerischen, sportlichen und bildungsmäßigen Interessen ihrer Mitglieder ist, wenn
der Personenkreis, den sie umschließen, insbesondere die leitenden Kräfte, der mar-
xistischen Weltanschauung nahestehen oder ihre Haltung hierauf schließen läßt, ist
verboten (z.B. Radfahrerbund Solidarität, Naturfreundeverein usw.).«

Ferienlager der Falken 
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D I E  B A M B E R G E R  V E R FA S S U N G

Der Umsturz im November 1918 setzte in Bayern die 
Monarchie ab, ab sofort regierte das Volk. Alle Bürger
waren jetzt wahlberechtigt, unabhängig von Steuern
oder Besitz. Außerdem durften ab 1919 in Bayern wie im
Reich auch Frauen wählen und gewählt werden. Mit der
Errichtung der Republik hatte die Arbeiterbewegung ihr
wichtigstes Ziel erreicht. Die Bamberger Verfassung re -
gelte die Umwandlung Bayerns in eine parlamentarische,
repräsen ta  tive Demokratie. Obwohl die Mehrheitssozial-
demokratie unter dem Ministerpräsidenten Johannes
Hoffmann Kompromisse mit der Bayerischen Volkspartei
eingehen musste, konnte sie viele ihrer Ziele durchsetzen:

Verantwortlichkeit der Minister gegenüber dem 
Landtag
Auflösung des Landtags nur durch Volksabstimmung 
Einkammer-System
Verhältniswahlrecht statt Mehrheitswahlrecht
Wahlrecht ab 20 Jahren
Volksbegehren und Volksentscheid als Mit wirkungs -
möglichkeiten für die Bürger

Dazu stand der gewählten Abgeordnetenkammer
eine vom König ernannte Reichsrätekammer mit
Vetorecht ge genüber, die Gesetzes ini tiativen ver-
hindern konnte. Bei der Landtagswahl 1893 fordert
die  SPD daher umfassende Reformen: 

mehr Rechte für die Abgeordnetenkammer
Abschaffung der Reichsrätekammer
allgemeine, gleiche, direkte und geheime 
Wahlen
Vereins- und Versammlungsfreiheit

WA H L R E C H T  F Ü R  A L L E

Als ein Ergebnis der bürgerlichen 
Revolu tion war im Juni 1848 ein neues
Landtagswahlgesetz für Bayern erlassen
worden, das den Kreis der Wahlberech -
tigten ausweitete. 
Da das Wahlrecht aber weiter an die 
Zahlung von direkten Steuern gebunden

war, blieben Arbeiter von politischer Mitsprache ausgeschlossen. Dieses sogenannte
Zensuswahlrecht galt in Bayern auch nach der Reichsgründung von 1871 weiter. 
Auf Reichsebene galt hingegen ein allgemeines und gleiches Wahlrecht für alle 
Männer, unabhängig von ihrem Besitz. 1890 durften in Bayern nur 17% der Bevölke-
rung bei Landtagswahlen abstimmen, deutlich weniger als bei den Reichstagswahlen.
Die Sozialdemokratie kämpfte daher für ein allgemeines und gleiches Wahlrecht für
Männer und Frauen.

M E H R  R E C H T E  F Ü R  D E N  L A N D TA G

Neben sozialen Reformen kämpfte die 
Arbeiterbewegung von Anfang an für die
politische Mitsprache des ganzen Volkes. 
Die Rechte des Bayerischen Landtags waren
laut Verfassung von 1818 beschränkt: 
Er besaß kein volles Budgetrecht und durfte
keine Gesetze erlassen in Bereichen, die die
Rechte des Königs berührten. 

Die Regie rung war nicht dem Landtag, 
sondern nur dem König verantwortlich. 

DEMOKRATIE I

Johannes Hoffmann
1867 –1930

Der Pfälzer Johannes Hoffmann, von Beruf Volksschullehrer, kandidierte

1908 für den Bayerischen Landtag und wurde bald bildungspolitischer 

Sprecher der SPD-Fraktion. Ab 1912 gehörte er auch dem Reichstag an. 

In der Regierung Eisner war Hoffmann 1918/19 Kultusminister, nach Eisners

Tod übernahm er das Amt des Ministerpräsidenten. Nach dem Rückzug der

bayerischen SPD in die Opposition arbeitete Hoffmann wieder als Lehrer in

Kaiserslautern und blieb bis zu seinem Tod 1930 Reichstagsabgeordneter.

SPD-Parteitag in München

Der Landtag tagt in Bamberg.



V O L K S B E G E H R E N  R U N D F U N K F R E I H E I T

Die zunehmend kritische Berichterstattung von
Journalisten in den 1960er Jahren war der CSU ein
Dorn im Auge. Sie sah den Bayerischen Rundfunk
als Bollwerk gegen den »Rotfunk« anderer ARD-
Sender. Ein Gesetz im März 1972 sollte daher den
Einfluss der Politik auf den BR ausweiten und die
Kontrolle durch den Rundfunkrat verstärken. 
Dagegen initiierte die SPD ein Volksbegehren im

Rahmen des »Bürgerkomitees Rundfunkfreiheit«, dem fast alle gesellschaftlichen
Gruppen von den Kirchen bis zu den Gewerkschaften angehörten. Eine Verfassungs -
änderung sollte die Unabhängigkeit des Rundfunks festschreiben. Nach längeren 
Verhandlungen stimmte die CSU den wesentlichen Punkten des Volksbegehrens zu: 
Der parteipolitische Einfluss im Rundfunkrat wurde begrenzt, Privatsender blieben
verboten. Im Volksentscheid vom 1. Juli 1973 wurde dieser Gesetzeskompromiss mit
großer Mehrheit angenommen.

Volkmar Gabert am 22. Februar 1973 im Landtag:

»Die freie Information und die freie Meinungsbildung, die öffentliche Kritik und das
Äußern aller Meinungen sind das Wesen der Demokratie. Was Sie von der CSU vorha-
ben, ist ein Anschlag auf die journalistische Freiheit, auf die Informationsfreiheit und
auf die Meinungsfreiheit.«

Aufgrund seiner Erfahrungen mit der
Schweizer Demokratie verankerte Hoeg-
ner Elemente der direkten Demokratie 
in der bayerischen Verfassung. 
Hoegner musste jedoch in manchen 
Punkten Kompromisse mit der eigenen
und den anderen Parteien eingehen. 
So wollte er das Amt eines bayerischen
Staatspräsidenten schaffen und lehnte 
die Einrichtung einer zweiten Parlaments-
kammer – des Senats – ab, konnte sich
damit aber nicht durchsetzen. 

V O L K S B E G E H R E N  U N D  V O L K S E N T S C H E I D

Die bayerische Verfassung kennt das Volksbegehren und den Volksentscheid. 
Die Bürger in Bayern haben damit mehr Mitsprachemöglichkeiten als in anderen 
Bundesländern. So kann auch die Verfassung selbst nur durch einen Volksentscheid
geändert werden. 
Angesichts der großen Mehrheiten für die CSU seit den 1960er Jahren hatte die baye -
rische SPD wenig Möglichkeiten, ihre politischen Vorstellungen im Parlament durchzu-
setzen. Sie begann das Instrument des Volksbegehrens für die politische Auseinander-
setzung zu nutzen. Damit konnte sie außerhalb des Parlaments für ihre Politik werben
und sich Gehör verschaffen. In mehreren Volksbegehren gelang es ihr, große Kreise der
bayerischen Bevölkerung zu mobilisieren. 

»Die Mobilisierung der Menschen und die organisatorischen Vorbereitungen der ein-
zelnen Schritte durch unsere Partei trugen zum Erfolg der beiden Volksentscheide
[Schule und Rundfunkfreiheit] bei. Voraussetzung für das Gelingen war allerdings der
Unmut der Bevölkerung und ihr Druck auf die CSU. Ich würde sogar davon reden 
wollen, daß diese Volksentscheide kleine Revolutionen in Bayern waren.«

Zitat Gabert-Buch

D I E  B AY E R I S C H E  V E R FA S S U N G
V O N  1 9 4 6

Die Verfassung des Freistaats Bayern, die per
Volksentscheid am 1. Dezember 1946 ange-
nommen wurde, trägt die Handschrift von
Wilhelm Hoegner. Der sozialdemokratische
Ministerpräsident hatte Entwürfe aus seinem
Schweizer Exil mitgebracht, die als Vorlage
für die Verfassungsdiskussion dienten. 

DEMOKRATIE II

M O B I L I S I E R U N G  D E R  D E M O K R AT I E

Der bayerische SPD-Vorsitzende Waldemar von Knoeringen
arbeitete führend an der Formulierung des Godesberger
Programms von 1959 mit. Knoeringen gehörte zu den 
Er neuerern in der SPD, er wollte eine moderne Sozialdemo -
kratie, die allen Bevölkerungsschichten offen stand. 
Die verbindende Klammer sollte die soziale Gerechtigkeit
sein, für die die SPD eintrat. Knoeringen trat v.a. für die 
Weiterentwicklung der Demokratie ein; sie sollte alle
Lebensbereiche durchdringen: »Durch die Verschmelzung
des Demokratischen mit dem Sozialen und dem Rechtsge-
danken soll der Staat zum Kulturstaat werden, der seine
Inhalte von den gesellschaftlichen Kräften empfängt und
dem schöpferischen Geist der Menschen dient.«

Wilhelm Hoegner und Waldemar von Knoeringen in Kochel

Godesberger Parteitag 1959
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B Ü R G E R R E C H T E  V E R T E I D I G E N  –  
V E R FA S S U N G S  B E S C H W E R D E  G E G E N  O N L I N E - D U R C H S U C H U N G

Im Oktober 2008 haben vier Landtagsabgeordnete der SPD gegen die neuen 
Befugnisse für Polizei und Verfassungsschutz, die die CSU-Mehrheit beschlossen hat,
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erhoben. Die bayerische SPD hält die
beschlossene heimliche Online-Durchsuchung nicht für verfassungsgemäß. 

Auch gegen das verschärfte Versammlungsrecht protestierte die bayerische SPD. 
In einer großen Demonstration am 21. Juni 2008 vor dem Münchner Gewerkschafts-
haus warnten der ehemalige Richter am Bayerischen Verfassungsgerichtshof, Klaus
Hahnzog (SPD), und Max Mannheimer, Überlebender des Holocaust und Vorsitzender
der Lagergemeinschaft Dachau, vor den Konsequenzen dieser Gesetzesänderung.
In einer Eilentscheidung vom Februar 2009 hat das Bundesverfassungsgericht das 
bayerische Versammlungsgesetz ausgesetzt, da es eine mögliche Einschränkung der
Versammlungsfreiheit erkannte. 

Nachdem jedoch das Bayerische Verfassungsgericht 1997 
das Gesetz für verfassungswidrig erklärte, musste es 1999
ergänzt werden. Für die Gültigkeit eines Bürgerbegehrens
ist heute eine Mindestbeteiligung notwendig, gestaffelt
nach der Einwohnerzahl der Gemeinde.

Seither können die Bürgerinnen und Bürger Bayerns in kom-
munalen Fragen mitbestimmen. Das Verfahren ist einfach:

1. Ein Antrag für ein Bürgerbegehren muss 
formuliert werden.

2. 10% der Stimmberechtigten müssen das 
Bürger begehren unterstützen.

3. Ist das Bürgerbegehren erfolgreich, wird es vom 
Gemeinderat formal und juristisch überprüft. 

4. Nach spätestens drei Monaten findet der Bürger-
entscheid statt. Die Mehrheit der abgegebenen
Stimmen entscheidet.

» S C H L A N K E R  S TA AT  O H N E  S E N AT «

Im Frühjahr 1996 brachten SPD und Grüne einen Ge  setzentwurf zur
Abschaffung des Bayerischen Senats in den Landtag ein, der aber von der
CSU-Mehrheit abgelehnt wurde. Daraufhin kam es im Jahr 1997 zu einem
Volksbegehren unter dem Motto »Schlanker Staat ohne Senat«, zusam-
men mit ÖDP und FDP. 
Am 8. Februar 1998 stimmte eine Mehrheit der baye rischen Wahlberech-
tigten für die Abschaffung des Se nats. Das Volksbegehren war in der SPD
nicht unumstritten. Die Vertreter des DGB im Senat unter seinem Vorsit-
zenden Fritz Schösser waren gegen die Abschaffung.

M E H R  D E M O K R AT I E  I N  B AY E R N !

Gemeinsam mit der überparteilichen Bürger-
aktion »Mehr Demokratie in Bayern« machte
sich die bayerische SPD für die Einführung
eines Bürgerentscheids in den Gemeinden
stark. Bei dem Volksentscheid am 1. Oktober
1995 erhielt der Gesetzentwurf der Bürger-
aktion mit 57,8% der Stimmen eine deut -
liche Mehrheit. 

DEMOKRATIE III

V E R FA S S U N G S R E F O R M E N

Ebenfalls am 8. Februar 1998 fand ein Volksentscheid über
die Verfassungsreform statt, die von SPD und CSU gemein-
sam vorgelegt wurde.
Die Reform verwirklichte einige von der SPD seit langem
erhobene Forderungen und verbesserte die Arbeit des Land-
tags. Die Rolle der Opposition im Landtag wurde gestärkt,
indem sie u.a. mehr Kontrollmöglichkeiten erhielt. Daneben
wurde das Petitionsrecht der Bürger und Bürgerinnen erwei-
tert und die Legislaturperiode von vier auf fünf Jahre verlän-
gert. Zeitgleich wurde die Gleichberechtigung von Frauen
und Männern in der Verfassung verstärkt (Art. 118 Absatz 2)
und Rechte von Behinderten verankert (Art. 118a).

2003 wurden Kinderschutzrechte in die Verfassung auf -
genommen, die auf eine Anregung der SPD zurückgingen.
Nach Art. 125 haben Kinder nun einen »Anspruch auf 
Entwicklung zu selbstbestimmungsfähigen und verant -
wortungsfähigen Persönlichkeiten«. Und Art. 126 fordert: 
»Kinder und Jugendliche sind durch staatliche und gemeind-
liche Maßnahmen und Einrichtungen gegen Ausbeutung
sowie gegen sittliche, geistige und körperliche Verwahr -
losung und gegen Misshandlung zu schützen.«

Klaus Hahnzog studierte Rechtswissenschaft und trat

1965 in den bayerischen Staatsdienst ein. 1978–1990

war er als Richter am Bayerischen Verfassungsgerichthof

tätig. 1973–1982 war Klaus Hahnzog Kreisverwaltungs-

referent in München, 1984 –1990 Dritter Bürgermeister

der Landeshauptstadt. Anschließend vertrat er bis 2003

für die SPD den Wahlkreis München-Giesing im Bayeri-

schen Landtag, wo er Vorsitzender des Verfassungsaus-

schusses war. Klaus Hahnzog engagierte sich stets im

Bereich der Bürger- und Freiheitsrechte und wandte sich

kritisch gegen die Asylpolitik der rot-grünen Regierung

Schröder. Im Jahr 2008 vertrat Hahnzog als Anwalt die

Verfassungsbeschwerde der SPD und anderer Parteien

und Verbände gegen das neue Bayerische Versamm-

lungsgesetz. 

Klaus Hahnzog
geb. 1936

Demonstration gegen das verschärfte Versammlungsrecht, 2008
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G E R E C H T I G K E I T  I

In den 1860er Jahren arbeiteten hier bereits 1000 Arbeiter,
später waren es bis zu 2000. 1906/07 kam es in der Maxhütte
zu den ersten großen Streiks in der Oberpfalz. Nach einer
fristlosen Kündigung legten die Arbeiter zweieinhalb
Wochen die Arbeit nieder, was die Unternehmensleitung 
mit Repressalien beantwortete. Im Herbst 1907 verlangte der
Deutsche Metallarbeiterverband Lohnerhöhungen. Als das
Unternehmen ablehnte, legten 600–700 Arbeiter für meh -
rere Wochen die Arbeit nieder. Das Unternehmen setzte
Streikbrecher ein, der Arbeitskampf eskalierte, in der Region
herrschte Ausnahmezustand. Nach vier Monaten mussten
die Arbeiter den Streik aus Geldmangel beenden.

D E R  A L L G E M E I N E  D E U T S C H E
G E W E R K S C H A F T S B U N D  

Die ersten Gewerkschaften im 19. Jahr -
hundert waren nach einzelnen Berufen
gegliedert. Erst allmählich bildeten sich 
übergreifende Industrieverbände heraus, 
die einen ganzen Berufszweig oder eine
Industrie organisierten. Sie waren noch in 
der Weimarer Republik nach politischen 
Richtungen gespalten. Die sozialistischen
Gewerkschaften waren im ADGB zusammen-
geschlossen, dem Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbund. Er wurde 1919 ge -
gründet und erreichte 1920 mit über 8 Mio.
seine höchste Mitgliederzahl. 
Der ADGB kämpfte für kollektive Tarifverträge für ganze Branchen, für eine Arbeits -
losenversicherung und die Umsetzung des Acht-Stunden-Tags. Der Gewerkschaftsbund
gehörte zu den aktiven Unterstützern der Weimarer Demokratie und war Mitglied der
Eisernen Front. Alle Gewerkschaften wurden im Mai 1933 zerschlagen.

D I E  M A X H Ü T T E
S T R E I K T  

Im Stahlwerk Maxhütte in
der Oberpfalz wurden ab
1853 vor allem Schienen
für die bayerischen Eisen-
bahnen produziert. 

A C H T- S T U N D E N - T A G

Eine Verkürzung der extrem langen Arbeitszeiten war eines
der ersten Anliegen der internationalen Arbeiterbewegung.
In den 1880er Jahren erhoben die sozialdemokratischen
Gewerkschaften in Deutschland den Acht-Stunden-Tag zu
ihrer Hauptforderung. 
Eingeführt als Norm wurde er im November 1918 durch den
Rat der Volksbeauftragten, das Exekutivorgan der Revolution.
Heute legt das  Arbeitszeitgesetz von 1994 eine reguläre
Arbeitszeit von acht Stunden pro Werktag fest, davon sind
jedoch Ausnahmen möglich.

A R B E I T E R W O H L F A H R T

Als Reaktion auf Massenelend und Hunger unter den
Arbeitern gründeten Sozialdemokraten im Dezember
1919 die Arbeiterwohlfahrt (AWO). Ziel der AWO war es,
mit praktischer Selbsthilfe die alltägliche Not zu lindern.
So entstanden in der Weimarer Republik im ganzen Reich
Beratungsstellen, Volksküchen, Näh- und Flickstuben. 
Für kranke und unterernährte Kinder gab es Ferienaufent -
halte. Konzerte und andere kulturelle Veranstaltungen
sollten den Zusammenhalt der Arbeiter verstärken. 
Die AWO finanzierte ihre Aktivitäten mit Spendensamm-
lungen, ab 1925 auch mit einer eigenen Lotterie sowie
Wohlfahrts marken. Vorsitzende der AWO war bis 1933
Marie Juchacz. Nach der Machtübernahme der National-
sozialisten 1933 wurde die Arbeiterwohlfahrt wie alle
anderen sozialdemokratischen Vereinigungen verboten. 

Marie Juchacz
1879–1956

K O O P E R A T I O N  Z W I S C H E N  A R B E I T E R N  
U N D  I N D U S T R I E

Das Stinnes-Legien-Abkommen vom 15.11.1918 begründete
die »Zentralarbeitsgemeinschaft« der Arbeitnehmer und
Arbeitgeber in Deutschland. Es ist benannt nach den beiden
Verhandlungsführern Hugo Stinnes für die Industrie und Carl
Legien für die Gewerkschaften. Da die Arbeitgeber 1918/19
Angst vor einer Sozialisierung der deutschen Industrie hat-
ten, suchten sie die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaf-
ten und erkannten sie als berufene Vertretung der Arbeiter-
schaft an. Die Vereinbarung wurde in der Folgezeit von den
Arbeitgebern vielfach gebrochen, bildet dennoch die Grund-
lage für das Prinzip der Sozialpartnerschaft, das die Politik
und Sozialordnung der Bundesrepublik Deutschland prägt.

Stahlwerk Maxhütte

Arbeiter in der Maxhütte
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Die Gewerkschaften appellierten an die Einigkeit der
Arbeiterinnen und Arbeiter, um ihre Forderungen
nach höheren Löhnen und kürzeren Arbeitszeiten
durchsetzen zu können. 
Am 12.10.1949 wurde in München der Deutsche
Gewerkschaftsbund DGB als Dachorganisation der
Einzelgewerkschaften gegründet. 

E R F O L G E  D E R  
G E W E R K S C H A F T E N  

In den Zeiten des »Wirtschaftswunders«
in den 1950er und 60er Jahren gelang es
den Gewerkschaften, viele Verbesserun-
gen für Beschäftigte durchzusetzen und
die Arbeitnehmer und die Arbeitnehme-
rinnen am wirtschaftlichen Aufschwung
zu beteiligen:

Verkürzung der Wochenarbeitszeit
auf 40 Stunden
Verankerung des arbeitsfreien 
Samstags
deutliche Lohnerhöhungen
tarifliche Sonderzahlungen wie 
Weihnachtsgeld und Urlaubsgeld
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
für alle

N E U B E G I N N  N A C H  1 9 4 5

Die Zerschlagung der Gewerkschaften 
durch das NS-Regime und die Verfolgung von
Gewerkschaftern aller Richtungen führten
nach 1945 zur Bildung von Einheitsgewerk-
schaften, die unabhängig sein sollten von 
parteipolitischen Richtungen.

G L E I C H E  C H A N C E N  
F Ü R  A L L E  B AY E R N

Auch im eigentlich reichen Bayern sind
die sozialen Unterschiede beträchtlich.
Mitte der 1990er Jahre verlangte der
Landtag auf Antrag der SPD von der
Regierung einen Bericht zur sozialen
Lage, der allerdings erst nach der Land-
tagswahl von 1998 vorgelegt wurde.
Damals lebten 14,6% der Bevölkerung 
in relativer oder ernster Armut.
Besonders stark waren Kinder und

Jugendliche betroffen. Trotz des Landtagsbeschlusses und
trotz Drängen der Oppositionsfraktionen hat die CSU-Staats-
regierung erst 2009 einen zweiten Sozialbericht vorgelegt.
Auch darin zeigte sich wieder ein deutliches Nord-Süd-
Gefälle in Bayern sowie ein hohes Armutsrisiko bei Allein -
erziehenden und Migranten.

Ulrike Mascher war nach ihrem Jurastudium zunächst als Regieassistentin

tätig, bevor sie 1974 zur Allianz AG kam. 1980–90 war sie dort Be triebs -

ratsvorsitzende. Ulrike Mascher engagierte sich seit 1963 in der SPD. 

1990 gelang ihr als Direktkandidatin im Wahlkreis München-Mitte der

Sprung in den Bundestag. 

1994 und 1998 wurde sie direkt wiedergewählt. 1995–2007 war Mascher

auch stellvertretende SPD-Landesvorsitzende in Bayern.

Bundeskanzler Schröder ernannte die Sozialpolitikerin 1998 zur Staats -

sekretärin im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. Der Kampf

gegen Armut, auch im wohlhabenden Bayern, hat das von ihr entwickelte

Konzept einer Grundsicherung im Alter geprägt. Seit ihrem Ausscheiden aus

der Bundespolitik engagiert sich Mascher im Sozialverband VdK, seit 2008 

als Präsidentin. 

Ulrike Mascher 
geb. 1938

G E R E C H T I G K E I T  II
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G E R E C H T I G K E I T  III

A G E N D A  2 0 1 0

In der Regierungserklärung am 14.3.2003 verkündete der
damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder die Agenda 2010.
Es handelte sich um ein Paket von Reformen, die das Sozial-
system umbauen, den Arbeitsmarkt flexibler gestalten und
die Renten sichern sollten. 
Am bekanntesten sind die Arbeitsmarktreformen Hartz I-IV.
Zur Agenda 2010 gehörten aber auch Steuersenkungen, 
die Förderung des Mittelstands sowie ein Programm zum
Ausbau von Ganztagsschulen. Mit dem Reformpaket rea-
gierte die Regierung Schröder auf die schwache Wirtschaft,
die Herausforderungen der Globalisierung sowie die älter
werdende Gesellschaft. 

Nach 16 Jahren in der Opposition konnte die
SPD 1998 wieder den Kanzler stellen. Die ein-
malige rot-grüne Bundesregierung brachte
eine gesellschaftliche Modernisierung mit sich
und forcierte den Atomausstieg.

»Wir werden Leistungen des Staates
kürzen, Eigenverantwortung fördern
und mehr Eigenleistung von jedem
Einzelnen abfordern müssen.«

Bundeskanzler Gerhard Schröder

»Menschen sind kein Schnäppchen« 
Unter dem Motto »Menschen sind kein Schnäppchen« stand die Mindestlohn-Kam -
pagne der bayerischen SPD im Landtagswahlkampf 2008. Sie erinnerte an den Art. 169
der Bayerischen Verfassung, der Mindestlöhne ermöglicht. Dieser Verfassungsartikel
müsse nach über 60 Jahren mit Leben erfüllt werden. 
Der Fraktionsvorsitzende Franz Maget: »Wir müssen diese Möglichkeit nutzen, weil es
nicht sein darf, dass jemand 40 Stunden in der Woche arbeitet und dann noch zum
Sozialamt gehen muss, weil das Geld vorn und hinten nicht reicht.« 

Art. 169 Abs. 1 der Bayerischen 
Verfassung
»Für jeden Berufszweig können Mindestlöhne
festgesetzt werden, die dem Arbeitnehmer
eine den jeweiligen kulturellen Verhältnissen
entsprechende Mindestlebenshaltung für sich
und seine Familie ermöglichen.« 

V O L K S B E G E H R E N  M I N D E S T L O H N  
A B G E L E H N T

Am 1. Mai 2008 startete der bayerische Gewerkschaftsbund –
zusammen mit SPD, Grünen, Linken – ein Volksbegehren zur
Einführung eines Mindestlohns in Bayern. Es gelang, insge-
samt 219.000 Unterschriften zu sammeln, für den Antrag auf
ein Volksbegehren wären nur 25.000 notwendig gewesen.
Das bayerische Innenministerium lehnte jedoch die Zulässig-
keit des Volksbegehrens ab. Diese Entscheidung wurde
Anfang Februar 2009 vom bayerischen Verwaltungsgerichts-
hof bestätigt. 
Der SPD gelang es in der Bundesrepublik, in mehreren Bran-
chen für ca. 3 Mio. Menschen Mindestlöhne durchzusetzen.

Gerhard Schröder
geb. 1944,

Bundeskanzler 1998–2005

H A R T Z  I - I V

Kernstück der Agenda
2010 sind die Arbeits-
marktreformen, die den
Namen des Beraters Peter
Hartz tragen. Ihr Ziel war

die Halbierung der Arbeitslosen zahlen. Zum 1.1.2005 wur-
den mit Hartz IV Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zusam-
mengeführt und das Arbeitslosengeld auf ein Jahr begrenzt.
Unter dem Motto »Fördern und fordern« wurden die 
Zumut barkeitsregeln für Arbeitslose verschärft sowie ihre
Vermittlung und Qualifizierung verbessert. Das Ziel wurde
nur teilweise erreicht. Nachdem die Arbeitslosigkeit durch
eine geänderte Berechnung Anfang 2005 auf über 5 Mio. 
ge stiegen war, sank sie 2008 auf etwa 3 Mio. Viele Arbeit-
nehmer bleiben jedoch auf Aufzahlungen der Agentur für
Arbeit angewiesen, da ihre Löhne zu niedrig sind. 
So bezogen 2007 mehr als 1,3 Mio. Erwerbstätige neben
ihrem Einkommen Arbeitslosengeld II (Hartz IV). 

Agentur für Arbeit

S T R E I T  U M  D I E  A G E N D A

Gegen die Agenda 2010 gab es von Anfang an Widerstand in 
Teilen der SPD und der Gewerkschaften. Sie beklagten, dass die
Hartz-Reformen die soziale Benachteiligung verstärken und die
Schere zwischen Arm und Reich weiter öffnen würden. 
Die bayerischen Jusos stießen das erste Mitgliederbergehren in
der Geschichte der Partei an. Die massive Kritik in der Partei
erzwang einen Sonderparteitag im Juni 2003. Nachdem Schröder
das Konzept schon früh mit seinem Verbleib im Amt verbunden
hatte, folgten die Delegierten mehrheitlich der Regierungslinie.
Im Gesetzgebungsprozess konnten die Agenda-Kritiker eine 
Reihe von Korrekturen im Detail erreichen. 

2004 wurde vorwiegend von enttäuschten Gewerkschaftern –
auch aus Bayern – die sogenannte Wahlalternative Arbeit und
soziale Gerechtigkeit e.V. (WASG) gegründet. 2005 wurde aus
dieser eine politische Partei, die sich 2007 mit der PDS zur Partei
Die Linke zusammenschloss. Diese ist im 
Deutschen Bundestag vertreten, nicht 
jedoch im Bayerischen Landtag.
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B I L D U N G  I

Ziel war es, Arbeiter zu selbstständigem Denken anzuleiten
und zu freien Staatsbürgern zu erziehen. Auch die Arbeiter-
verbrüderung von 1848 nannte in ihren Statuten als Ziel die 
»Wissenschaftliche Ausbildung resp. Fortbildung der 
Arbeiter im Allgemeinen«.

B I L D U N G  A L S  T A R N U N G

Besonderen Zulauf hatten die Arbeiterbildungsvereine während des Sozialistengeset-
zes von 1878 bis 1890. Da politische Versammlungen verboten waren, wurde unter dem
Deckmantel von Lese- oder Gesangsvereinen das sozialistische Gedankengut weiter -
gegeben und die politische Arbeit fortgeführt. Als nach 1890 die Tarnung nicht mehr
notwendig war, ver lagerten die Arbeiterbildungsvereine ihren Schwerpunkt wieder
stärker auf die eigentliche Bildungsarbeit. Sie wurden ein wichtiger Bestandteil des
breit gefächerten sozialdemokratischen Vereinswesens. Neben allgemeiner und fach -
licher Bildung vermittelten sie ein sozialistisches Weltbild und förderten den Zusam-
menhalt des Arbeiter milieus. Der Nationalsozialismus beendete 1933 diese Tradition
mit dem radikalen Verbot sämtlicher Organisationen. 

A R B E I T E R B I L D U N G S V E R E I N E

Die Arbeiterbewegung hat einen ihrer
Ursprünge in dem Streben nach besserer
Ausbildung. Die Kinder der unteren Schich-
ten hatten im 19. Jahrhundert über die
Volksschule hinaus keinen Zugang zu Bil-
dung. Keimzellen der Arbeiterbewegung
waren in vielen Orten Bildungsvereine, die
vor allem von Handwerksgesellen gegründet
wurden. Sie vermittelten sowohl berufliches
Fachwissen als auch Allgemeinbildung, ihre
Mitglieder diskutierten aber auch politische
Entwicklungen und pflegten die Geselligkeit.

A R B E I T E R B I L D U N G S V E R E I N  H E I L S B R O N N  

Im Jahr 1897 wurde der Arbeiterbildungsverein Kloster 
Heilsbronn und Umgebung gegründet, der 54 Gründungs-
mitglieder hatte: 
»Zweck des Vereins soll eine praktische und wissenschaftli-
che Ausbildung hiesiger Arbeiter sein. Dieser Zweck soll
erreicht werden durch Abhaltung von wissenschaftlichen
Vorträgen, Vereinsversammlungen, geselligen Unterhaltun-
gen und Vergnügungen, ferner durch Anschaffung einer
Bibliothek mit wissenschaftlichen Werken, die jedem Mit-
glied zur Verfügung stehen. Aufnahmefähig ist jeder unbe-
scholtene Mann, der das 18. Lebensjahr zurückgelegt hat.«
Der Verein eröffnete bald eine Sängerriege, Turnerriege und
eine Theatergruppe.

G E O R G - V O N - V O L L M A R -
A K A D E M I E  I N  K O C H E L  
A M  S E E

1948 wurde auf Schloss Aspenstein
in Kochel am See die Georg-von-
Vollmar-Schule gegründet. Für den
SPD-Vorsitzenden Waldemar von
Knoeringen waren Bildung und
Schulung unabdingbar, um nach
dem Nationalsozialismus eine leben-
dige Demokratie aufzubauen. Die
Einrichtung wurde zwar als Partei-

schule gegründet, sollte aber in Knoeringens Augen vielmehr eine Begegnungsstätte
für den Austausch zwischen Sozialdemokraten und unterschiedlichen Bürgern werden.
Am 25. Juli 1948 fand der erste Kurs der Vollmar-Schule in Kochel statt. Ihr Gründer 
Waldemar von Knoeringen stand ihr bis 1971 als Vorsitzender vor.

Die Finanzierung und Ausstattung der Schule gestaltete sich am Anfang sehr schwierig.
Der SPD-Landesparteitag 1949 beschloss daraufhin zur Unterstützung das sog. »Kochel-
Zehnerl«. Jedes bayerische Parteimitglied zahlte monatlich einen Zusatzbeitrag von 
10 Pfennig, um den Aufbau der Bildungseinrichtung schneller voranzubringen und zu
sichern. Daneben wurden Bildungsfondsmarken für die Vollmar-Schule ausgegeben.

1951 konnte «Schloss Aspenstein« vom Freistaat erworben
werden. 1955/1956 entstand ein Neubau zur Unterbringung
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer neben dem Schloss.
Seit 1968 nennt sich die Schule Georg-von-Vollmar-Akade-
mie. Heute ist die Bildungsstätte eine gut ausgestattete 
Einrichtung der politischen Erwachsenenbildung. Sie wird
finanziell unterstützt aus Steuergeldern von der Friedrich-
Ebert-Stiftung, dem Bayerischen Ministerium für Unterricht
und Kultus und der Bundeszentrale für politische Bildung. 

Seit 1981 stiftet die Georg-von-Vollmar-Akademie e.V. den
»Waldemar-von-Knoeringen-Preis« für Menschen und deren
Verdienste auf den Gebieten von Politik, Wissenschaft, 
Journalismus und Kunst, die in der Tradition der Arbeiter -
bewegung und der Ziele des demokratischen Sozialismus
stehen. Zu den bisher Geehrten gehören u.a. Hans-Jochen
Vogel, Käte Strobel, Dieter Hildebrandt, Senta Berger, 
Renate Schmidt, Helga Grebing und der Holocaust-Über -
lebende Max Mannheimer. 

Knoeringens wichtigstes Thema war: Demokratie
braucht Bildung und mündige kritische Bürger. 
»Wenn wir in Deutschland eine demokratische Basis
schaffen und erhalten wollen, hängt das von der 
Bildung ab, und zwar von der Erwachsenenbildung.«

Mitgliedskarte des Arbeiter-Bildungs-und
Unterstützungsvereins Nürnberg

Frauenkurs der Georg-von-Vollmar-Schule Kochel

Schulung der Georg-von-Vollmar-Schule Kochel



V O L K S B E G E H R E N  
G E M E I N S C H A F T S S C H U L E

In Bayern gingen bis Mitte der 1960er Jahre
die meisten Schülerinnen und Schüler in 
Konfessionsschulen, was zu einer starken
Zersplitterung der Volksschulen führte. 
1964 wurden noch in einem Viertel der
Volksschulen alle acht Jahrgänge in einer
einzigen Klasse unterrichtet. Die Opposition
drängte daher auf eine Schulreform. 
Sie forderte Gemeinschaftsschulen für alle
Kinder unabhängig von der Konfession
sowie die Zusammenlegung von Zwergschu-
len zu sogenannten Mittelpunktschulen.

Nachdem der Gesetzentwurf der SPD im Landtag am 17. April 1967 gescheitert war,
startete sie zusammen mit der FDP und der Bayernpartei ein Volksbegehren. Es kam 
zu Verhandlungen mit der CSU,  in denen die SPD ihre Forderungen weitgehend durch-
setzen konnte. Das Verhandlungsergebnis wurde im Volksentscheid vom 7. Juli 1968
mit großer Mehrheit angenommen. 

Art. 135 BayVerf.
»Die öffentlichen Volksschulen sind gemeinsame Schulen für alle 
volksschulpflichtigen Kinder. In ihnen werden die Schüler nach den 
Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse unterrichtet und erzogen.«
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B I L D U N G  II

Das Volksschullehrergesetz sah vor, dass alle Lehrkräfte die
gleiche Bezahlung erhalten sollten, Frauen und Männer
ebenso wie die Lehrkräfte auf dem Land und in der Stadt.
Für öffentliche Schulen sollte kein Schulgeld mehr erhoben
werden.

Im stark konfessionell geprägten Bayern stieß diese Politik
auf großen Widerstand. Nach der Regierungsübernahme
durch die Bayerische Volkspartei 1920 nahm diese die Refor-
men wieder zurück und setzte wieder die Bekenntnisschulen
durch.

Ö F F N U N G  D E R  S P D  F Ü R  N E U E  S C H I C H T E N  –
D I E  A R B E I T S  G E M E I N S C H A F T  S O Z I A L -
D E M O K R A T I S C H E R  A K A D E M I K E R

1951 lud der bayerische SPD-Vorsitzende Waldemar von
Knoeringen 60 Persönlich keiten aus Kultur, Wissenschaft
und Wirtschaft zu einer Tagung ein, aus der die »Arbeitsge-
meinschaft sozialdemokratischer Akademiker« entstand. 
Sie hatte zum Ziel, die Partei über die Arbeitnehmerschich-
ten hinaus für Akademiker zu öffnen. Die Arbeitsgemein-
schaft lud zu öffentlichen Vortragsreihen
ein. 1954 sprachen zu dem Thema »Das
Weltbild unserer Zeit« u.a. der Physiker
Walter Gerlach, Alexander Mitscherlich
und Walter Dirks. Die Arbeitsgemein-
schaft wurde geleitet von dem jungen
Juristen Hans-Jochen Vogel, später von
der Historikerin Helga Grebing.

R E F O R M  D E R  S C H U L B I L D U N G  

Die sozialdemokratischen Regierungen 
Eisner und Hoffmann gingen nach der 
Revolution 1918/1919 sofort daran, das
bayerische Volksschulwesen zu reformieren. 
Ihr wichtigstes Anliegen war die Trennung
von Schule und Kirche. Sie schafften die
geistliche Aufsicht über das Schulwesen und
die Lehrerbildung ebenso ab wie den obli -
gatorischen Religionsunterricht. Die Eltern
konnten selbst entscheiden, ob ihr Kind eine
Bekenntnis- oder eine gemischt-konfessio-
nelle Schule besuchen sollte.

W I S S E N S C H A F T S F Ö R D E R U N G  
I N  D E N  5 0 E R  J A H R E N

Die Viererkoalition 1954-1957 unter Führung der SPD setzte
einen Schwerpunkt ihrer Politik auf die Förderung von 
Wissenschaft und Forschung. Federführend war auch hier
Waldemar von Knoeringen. Der SPD-Parteitag 1956 in Mün-
chen beschloss ein umfassendes Programm zur Förderung
der Wissenschaft sowie zur Begabtenförderung. 
Die Regierung Hoegner gründete die Akademie für politi-
sche Bildung in Tutzing und die Bayerische Landeszentrale
für Heimatdienst, die spätere Landeszentrale für Politische
Bildungsarbeit. Das Max-Planck-Institut für Physik und 
Astrophysik wurde nach München geholt und das »Atomei«
in Garching, ein Versuchsreaktor, in Betrieb genommen. 

M O D E R N E  A U S B I L D U N G  F Ü R  L E H R E R

1955 brachte die Viererkoalition unter Ministerpräsi-
dent Wilhelm Hoegner ein neues Lehrerbildungsgesetz

auf den Weg. Volksschullehrer sollten nicht mehr in konfessionellen Einrichtungen, 
sondern an Hochschulen ausgebildet werden. Dies war in anderen Bundesländern
bereits üblich. 
Dagegen leisteten die CSU und die Kirchen erbitterten Wider stand, da sie durch diese
Reform auch die konfessionellen Bekenntnisschulen gefährdet sahen. Nach langen 
Verhandlungen zwischen den Parteien wurde erst 1958 – inzwischen wieder unter der
CSU-Regierung – ein Kompromiss gefunden. Die Ausbildung wurde an Pädagogische
Hochschulen verlagert. 

Hans-Jochen Vogel
geb. 1926

Unterschriftensammlung durch Hildegard Hamm-Brücher
und Volkmar Gabert für das Volksbegehren

Wilhelm Hoegner
vor dem Garchinger

Versuchsreaktor



B I L D U N G  D A R F  N I C H T  V O M  G E L D B E U T E L  
D E R  E LT E R N  A B H Ä N G E N

2005 führte die CSU-Mehrheit in Bayern ein Büchergeld ein. Eltern mussten 20 Euro 
für jeden Grundschüler und 40 Euro für Kinder an weiterführenden Schulen bezahlen.
Dagegen gab es heftigen Protest der Opposition in Verbindung mit zahlreichen 
Verbänden und Gemeinden, der zwei Jahre später Erfolg hatte. Am 20.9.2007 brachte
die SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag einen Gesetzentwurf zur sofortigen Abschaf-
fung des Büchergelds ein. Es wurde kurz darauf ausgesetzt und im Sommer 2008 
offiziell wieder abgeschafft. 

Im Februar 2008 brachte die SPD im Landtag einen Gesetzentwurf ein, der die 
Kostenfreiheit des bayerischen Schulsystems sogar in der Verfassung verankern soll. 
Dem Art. 133 der Verfassung soll folgender neuer Abs. 3 angefügt werden:

1. An den öffentlichen Schulen besteht Lernmittelfreiheit. 
2. Das Nähere wird durch Gesetz geregelt.
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B I L D U N G  III

Das Ziel des städtischen Schulwesens ist es, das Potenzial
aller Kinder ausschöpfen und mehr Chancengleichheit im 
Bildungswesen zu erreichen. Diesem Ziel dienen:

Frühförderung in Krippen und Kindergärten
Ganztagsangebote an allen Schulformen
Schulsozialarbeit an Hauptschulen
Sprachförderung und Interkulturelle Pädagogik 
Förderung für Mädchen und Jungen
Hilfen zum Übergang in den Beruf
Integrationseinrichtungen für Behinderte und
Nichtbehinderte

D I E  E I N Z I G E  G E S A M T S C H U L E  B AY E R N S  

Die Städtische Willy-Brandt-Gesamtschule München im Münchner Norden ist neben 
der Staatlichen Gesamtschule Hollfeld in Oberfranken die einzige Gesamtschule in
ganz Bayern. Nachdem der Münchner Stadtrat im Februar 1970 auf Antrag der SPD-
Fraktion die Errichtung einer integrierten Gesamtschule in München beschlossen hatte,
konnte sie zu Beginn des Schuljahres 1970/71 den Lehrbetrieb aufnehmen. 
Die Schule war lange Jahre ein Schulversuch, seit 1994 ist sie als »Schule besonderer
Art« im Bayerischen Erziehungs- und Unterrichtsgesetz verankert. Die Kinder werden
hier in der 5. Klasse nicht aufgeteilt, sondern lernen in einer Ganztagsschule zusammen. 
Erst in den höheren Klassen wird nach Abschlüssen differenziert.

B I L D U N G  N A C H  M A S S

Die sozialdemokratisch regierten Städte
München und Nürnberg leisten sich neben
den regulären staatlichen eigene städtische
Schulen mit einem speziellen Konzept. 
München hatte bereits seit Ende des 19. Jahr-
hunderts ein weit verzweigtes kommunales
Bildungswesen entwickelt. Dazu gehörten
Anfang des 20. Jahrhunderts die ersten
höheren Mädchenschulen. Heute umfasst 
es 20 Realschulen, 14 Gymnasien und 
34 Berufsschulen. 

E I N E  S C H U L E  F Ü R  A L L E

Das gegliederte Schulsystem, wie es in Bayern besteht,
erweist sich immer mehr als Nachteil. Vor allem Kinder aus
sozial schwachen Familien werden benachteiligt, was zu
einer massiven Bildungsungerechtigkeit führt. In den dünner
besiedelten Gegenden Bayerns führen die sinkenden Schü-
lerzahlen zur Schließung vieler kleiner Schulen. 
Die bayerischen Sozialdemokraten fordern daher, die viel 
zu frühe Schullaufbahnentscheidung mit 10 Jahren abzu-
schaffen. In Gemeinschaftsschulen oder Regionalschulen 
sollen Kinder länger gemeinsam lernen und einen mittleren
Bildungsabschluss ablegen können. 

G A N Z T A G S  L E R N E N

Ganztagsschulen gehören seit langem zu den Forderungen
sozialdemokratischer Politik. Sie schaffen größere Chancen-
gleichheit für Kinder aus bildungsfernen Familien und
ermöglichen Müttern und Vätern die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie. 
Im Februar 2005, als die rot-grüne Bundesregierung in einer
Ganztagsschulinitiative Mittel zur Verfügung stellte, brachte
die SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag mit einem Dring-
lichkeitsantrag die CSU-Mehrheit in Zugzwang. 
Diese stimmte der Aufforderung an die Staatsregierung zu,
»flächendeckend in Bayern ein Ganztagesangebot für all
jene Schülerinnen und Schüler einzuführen, wo Eltern und
Kinder dies wünschen«. Bis dahin hatten CSU und Staats -
regierung diese Forderung mit schöner Regelmäßigkeit
abgelehnt. 
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K O M M U N A L P O L I T I K  I

Schon in der Weimarer Republik gab es in Bayern eine ganze
Reihe sozialdemokratischer Gemeinderäte und Bürgermeis -
ter, nicht nur in den Städten, sondern auch in kleineren
Gemeinden. So kandidierten z.B. in Partenkirchen 1919 zum
ersten Mal SPD-Mitglieder für den Gemeinderat; 
der Hafnermeister David Frischmann und der Hausmeister
Ferdinand Wörndle wurden gewählt. Frischmann gehörte
dem Gemeinderat ununterbrochen bis 1933 an.

D E R  E R S T E  S P D - S T A D T R A T  I N  M Ü N C H E N

Im Jahr 1893 war Johann Georg Birk der erste sozialdemokratische
Gemeindebevollmächtigte im Münchner Rathaus. Mieterschutz und
der Ausbau einer menschenwürdigen Armen- und Waisenpflege
waren seine politischen Schwerpunkte. 
Rund 20 Jahre später, 1914, wurde die SPD mit 22 Sitzen stärkste

Frak tion des 60-köpfigen »Kollegiums der Gemeindebevollmächtigten«, wie der ehren-
amtliche Stadtrat damals hieß. Mit Eduard Schmid wurde 1919 nach der Einführung des 
allgemeinen Wahlrechts schließlich erstmals ein Sozialdemokrat erster Bürgermeister
der Landeshauptstadt (bis 1924). 

A U S W E G E  A U S  D E R  W O H N U N G S N O T

Bis in die frühen 60er Jahre herrschte vor allem in den Städten immer noch große 
Wohnungsnot. Zur Linderung wurden große Neubausiedlungen am Stadtrand gebaut
wie Nürnberg-Langwasser oder Würzburg-Heuchelhof. Sie sollten günstigen und
modernen Wohnraum schaffen und Einkaufs- und Kulturmöglichkeiten bieten. 
Die neuen Viertel auf der grünen Wiese waren jedoch durch ihre oft eintönigen Wohn -
blöcke wenig attraktiv. Statt lebendiger 
neuer Stadtviertel entstanden oft Schlaf -
ghettos mit zahlreichen sozialen Problemen. 
Als größte deutsche »Trabantenstadt« 
entstand in München ab 1967 das Viertel
Neuperlach, das wie eine eigenständige
Stadt Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Sport
und Kultur verbinden sollte. Heute wohnen
hier über 50.000 Menschen. 

Johann Georg Birk
1839–1924

Der gelernte Schreiner Thomas Wimmer trat bereits

1909 der SPD bei. Im November 1918 wurde er zum Vor-

sitzenden des Arbeiter- und Soldatenrates in München

gewählt, ab 1919 war er Vorsitzender der Münchner

SPD und 1924 –1933 ehrenamtlicher Stadtrat in 

München. Nach der nationalsozialistischen Machtüber-

nahme wurde er im März 1933 vorübergehend in

»Schutzhaft« genommen, später noch mehrmals Gestapo verhaftet und

1944 für mehrere Monate im KZ Dachau eingesperrt. 

Bereits im Sommer 1945 kehrte Wimmer in das Münchner Rathaus zurück.

Nach der Stadtratswahl vom 30. Mai 1948, aus der die SPD als stärkste Frak -

tion hervorging, wurde er Oberbürgermeister von München und blieb bis

1960 im Amt. Thomas Wimmer wurde zur Symbolfigur des Wiederaufbaus

in München. Berühmt ist sein Schlagwort »Rama dama«, mit dem er zur

Trümmerbeseitigung aufrief. 

S O Z I A L D E M O K R A T I S C H E
G E M E I N D E R Ä T E

Die Arbeiterbewegung kümmerte sich nicht
nur um die Arbeitsbedingungen der Men-
schen, sondern auch um die konkreten
Lebensverhältnisse in den Gemeinden. 

D I E  E R S T E N  S T A D T R Ä T I N N E N

Nach der Einführung des Frauenwahlrechts wurden Frauen
auch in die Gemeindeparlamente gewählt. 1919 zogen die
ersten sozialdemokratischen Stadträtinnen ins Münchner
Rathaus ein: Auguste Halbmeier (1867–1955) und Hedwig
Kämpfer (1898–1947), die beide der USPD angehörten. 

Auguste Halbmeier wechselte 1923 zur SPD
und blieb bis 1929 im Stadtrat. Von Beruf
Pflegerin, engagierte sie sich v.a. in der 
Sozialpolitik und gehörte auch lange zur
Führung der Münchner SPD. 
Hedwig Kämpfer setzte sich sehr aktiv für
die Gleichberechtigung der Frau ein und
war 1919 auch Mitglied der Provisorischen
Nationalversammlung in Bayern. 

Thomas Wimmer
1887–1964

Auguste Halbmeier
1867–1955

W I E D E R A U F B A U  N A C H  D E M  K R I E G

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges lagen v.a. die
bayerischen Städte in Trümmern. Zunächst stand daher
die Schaffung von Wohnraum im Zentrum der Politik.
Unter Wilhelm Hoegner wurde der soziale Wohnungsbau
intensiv gefördert: Jedes Jahr wurden über 35.000 neue
Wohnungen in ganz Bayern errichtet. Viele Stadtplaner
sahen die Zerstörungen als Chance für einen radikalen
Neuanfang. Sie wollten die Innenstädte nach den Vor -
stellungen der 1950er Jahre modern wieder aufbauen:

aufgelockert, autogerecht und grüner. Die Bevölkerung war hingegen eher traditionell
und wünschte sich die altbekannten Stadtbilder zurück. Vor allem in der Münchner
Innenstadt wurden viele der alten Baudenkmäler gerettet und wiederaufgebaut. 

Trümmerfrauen in Würzburg 

Baugebiet
Nürnberg-Langwasser



L A N G F R I S T I G E  V O R  S O R G E  F Ü R  D I E  B Ü R G E R  

Die bayerische SPD hat sich immer dafür eingesetzt, dass
städtische Be triebe wie Stadtwerke oder Verkehrsbetriebe
nicht privatisiert werden. 
Ein Verkauf brächte zwar kurzfristig Geld in die Kassen, die
Gemeinden würden aber ihre politischen Gestaltungsmög-
lichkeiten verlieren. Die kommunalen Unternehmen haben
den Auftrag, alle Bürgerinnen und Bürger zuverlässig und
günstig zu versorgen. Sie sind wichtig für eine nachhaltige
Energie- und Verkehrspolitik und eine sinnvolle Stadtent-
wicklung. Diese sogenannte kommunale Daseinsvorsorge
darf deshalb nach Meinung der SPD nicht den Gesetzen des
Marktes unterworfen werden, sondern muss unter demo -
kratischer Kontrolle bleiben.
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K O M M U N A L P O L I T I K  II

Z U S A M M E N H A LT  D E R  S T A D T G E M E I N S C H A F T

Sozialdemokratische Stadtpolitik versucht, den unterschiedlichen Bevölkerungsgrup-
pen in einer Gemeinde gerecht zu werden und ein friedliches Zusammenleben zu för-
dern. Am 9. November 2007 – 69 Jahre nach der Reichspogromnacht 1938 – wurde auf
dem Münchner Jakobsplatz eine neue Synagoge eingeweiht. Oberbürgermeister 
Christian Ude hatte sich intensiv für den Standort in der Innenstadt eingesetzt. 
Die Münchner Muslime planen ebenfalls den Neubau eines Gotteshauses. Gegen den
Widerstand der CSU unterstützt die rot-grüne Stadtratsmehrheit den Moscheebau. 

In Nürnberg prägte 30 Jahre lang (1957 –1987) der SPD-OB
Andreas Urschlechter die Stadtpolitik (der allerdings 1982
aus der Partei  austrat). In München erreichte die SPD 1962
bei der Wahl Hans-Jochen Vogels zum ersten Mal die abso -
lute Mehrheit im Stadtrat. 1966 stellte die SPD in Bayern 
15 Oberbürgermeister und 379 Erste Bürgermeister.
In kleineren Orten war die Wahl eines SPD-Bürgermeisters
oft Vorbote für einen Erfolg bei den Gemeindewahlen. 
1964 konnte die SPD auch 16 Landratsposten in Bayern
besetzen.

D I E  1 .  O B E R  B Ü R G E R M E I S T E R I N  

Die Lehrerin Christa Meier trat 1966 der SPD bei und

wurde 1972 in den Regensburger Stadtrat gewählt,

dem sie bis heute ohne Unterbrechung angehört. 

1978 zog sie in den Bayerischen Landtag ein und saß

dort als erste Frau einem Ausschuss (für Kultur- und

Bildungs politik) vor. Im Jahr 1990 wurde Christa Meier

zur Oberbürgermeisterin von Regensburg gewählt

und war damit die erste Frau an der Spitze einer 

bayerischen Großstadt. Nach einer schwierigen Amts-

periode, in der sie sich nicht auf eine Mehrheit im

Stadtrat stützen konnte, unterlag sie bei der Wahl

1996 dem CSU-Kandidaten Hans Schaidinger. Nach

dem Ende ihrer Tätigkeit als Bürgermeisterin arbeitete

Christa Meier als Rektorin an der St.-Wolfgang-Grund-

schule im Regensburger Stadtteil Kumpfmühl.

K O M M U N A L E  E R F O L G E

2008 erhielt die SPD bayernweit 22,6% der Stimmen.
In vielen bayerischen Städten setzten sich bei den letzten
Kommunalwahlen sozialdemokratische Bürgermeister
durch, z.B. werden München, Nürnberg, Fürth, Würzburg,
Coburg und Passau (weiterhin) sozialdemokratisch regiert. 
Spitzenreiter war Thomas Jung in Fürth mit einem Ergebnis
von 80,1%.
Neun der bayerischen Landkreise werden von 
Sozialdemokraten geführt.

Die SPD stellte auch den jüngsten Bürgermeister Deutschlands: Den damals 23-Jährigen
Michael Adam aus Bodenmais /Niederbayern. 2011 wurde Michael Adam dann zum
jüngsten Landrat Deutschlands gewählt. 
Auch 2012 ist der jüngste Bürgermeister Deutschlands wieder ein bayerischer Sozial-
demokrat, nämlich der 25-Jährige Stefan Rottmann aus dem unterfränkischen 
Schonungen. 

Christian Ude, Sohn eines Kulturredakteurs, arbeitete

nach dem Abitur zunächst ebenfalls als Journalist bei

der Süddeutschen Zeitung, bevor er in München Jura

studierte. 1979–1990 war er als selbstständiger Rechts-

anwalt tätig und machte sich vor allem als »Mieter -

anwalt« einen Namen. Ude war bereits als Schüler der

SPD beigetreten, er gründete 1970 die traditionsreiche

sozialdemokratische Zeitung »Münchner Post« wieder.

1990 holte ihn der damalige Münchner Oberbürger-

meister Georg Kronawitter als 2. Bürgermeister ins Rathaus. 

1993 kandidierte Ude zum ersten Mal als Oberbürgermeister und gewann

bereits im ersten Wahlgang. Seither wurde er dreimal mit wachsender

Mehrheit wiedergewählt, zuletzt im März 2008 mit 66,8% der Stimmen. 

Seit 2005 ist er Präsident des Deutschen Städtetags. 

Er ist im Nebenberuf regelmäßig als Kabarettist und Buchautor tätig. 

2013 kandidiert er für das Amt des bayerischen Ministerpräsidenten.

S P D  F Ü H R E N D E  K R A F T  
I N  D E N  S T Ä D T E N  

Die SPD in Bayern konnte bei Kommunal-
wahlen in den Städten oft spektakuläre
Erfolge verzeichnen. Während sie bei den
Kommunalwahlen 1948 in den kreisfreien
Städten nur 29,7% der Stimmen erzielte,
kam sie 1966 auf 50,8%. Die beiden größten
bayerischen Städte werden seit 1946, jeweils
mit einer Unterbrechung von sechs Jahren,
von SPD-Bürgermeistern regiert. 

Christian Ude
geb. 1947

Dass Michael Adam 2008 zum Bürgermeister von

Bodenmais in Niederbayern gewählt wurde, machte

Schlagzeilen im ganzen Land: Der damals 23-Jährige

war nicht nur Bayerns jüngs ter Bürgermeister, sondern

auch Student, Juso, evangelisch und schwul. Trotzdem

setzte er sich in der kleinen Gemeinde im Bayerischen

Wald gegen den Amtsinhaber von der CSU durch.

Adam stammt aus einer sozialdemokratischen Familie

und engagiert sich seit Jahren in der Jugendarbeit und zahlreichen Vereinen

in seiner Heimat. Er studiert in Regensburg Politikwissenschaft. 2011 wurde

er im Landkreis Regen zum jüngsten Landrat Deutschlands gewählt.  

Michael Adam
geb. 1984

1968 hatten alle fünf bayerischen
Großstädte einen SPD-OB:

München Hans-Jochen Vogel

Nürnberg Andreas Urschlechter

Würzburg Klaus Zeitler

Augsburg Wolfgang Pepper

Regensburg Rudolf Schlichtinger

Die Oberbürgermeister Thomas Jung,
Christian Ude, Ulrich Maly (v.l.)

Christa Meier
geb. 1941
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Hans-Jochen Vogel (geb. 1926)



N A T U R F R E U N D E

Der »Touristenverein die Natur-
freunde« wurde 1895 in Wien
gegründet, um Arbeitern einen
Zugang zur Natur zu ermöglichen.

1905 entstand die erste deutsche Ortsgruppe in München, 1908 in Nürnberg.
1933–1945 waren die Naturfreunde wie alle anderen sozialdemokratischen Organisa-
tionen verboten. 
Die Naturfreunde haben heute in Deutschland etwa 100.000 Mitglieder. Sie setzen sich
intensiv für Umwelt- und Klimaschutz ein sowie für umweltschonendes und sozialver-
trägliches Reisen. Die einzelnen Ortsgruppen übernehmen Bachpatenschaften, pflegen
Biotope oder engagieren sich in der Umweltbildung. Über 80 Naturfreundehäuser
allein in Bayern bieten günstige Übernachtungsmöglichkeiten.
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U M W E LT  I

Helmut Rothemund wurde 1929 als Sohn einer Porzellan-

malerfamilie im oberfränkischen Rehau geboren. Nach

seinem Jurastudium arbeitete er ab 1956 im Bayerischen

Justizministerium. Rothemund engagierte sich seit sei-

nem 19. Lebensjahr in der SPD und wurde 1958 Landrat

in Rehau (das heute zum Landkreis Hof gehört) – mit 29

Jahren der damals jüngste Landrat Bayerns. Er blieb

zwölf Jahre im Amt. 1962–1992 saß Rothemund im Baye-

rischen Landtag und engagierte sich dort vor allem in der

Landesplanung und für die Chancengleichheit in Bayern. 

Helmut Rothemund war 1976–1986 Fraktionsvorsitzen-

der der SPD und 1977–1985 Vorsitzender der bayerischen

SPD. Insgesamt zwölf Jahre lang amtierte er als Land-

tagsvizepräsident. Als Spitzenkandidat der SPD in den

Landtagswahlen 1978 und 1982 holte Rothemund 

Stimmenergebnisse über 30%. 

Helmut Rothemund übernahm auch 1989–1998 den 

Vorsitz der Georg-von-Vollmar-Akademie e.V. 

Er forderte bereits 1928 im Landtag, Seeufer
und andere Naturschönheiten der Bevölke-
rung allgemein zu gäng lich zu machen. 
1946 nahm Hoegner diese Forderung in sei-
nen Entwurf für die bayerische Verfassung
auf. Artikel 141 verpflichtete Staat und
Gemeinden, sich für den Erhalt der Umwelt
einzusetzen. Dieser Verfassungsartikel hatte
großen Einfluss auf die Durchsetzung des
Umweltschutzes in Bayern. 

Art. 141

(1) Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist, auch eingedenk der Verantwortung für 
die kommenden Generationen, der besonderen Fürsorge jedes einzelnen und der staatlichen
Gemeinschaft anvertraut. Mit Naturgütern ist schonend und sparsam umzugehen. Es gehört
auch zu den vorrangigen Aufgaben von Staat, Gemeinden und Körperschaften des öffentlichen
Rechts, Boden, Wasser und Luft als natürliche Lebensgrundlagen zu schützen, eingetretene
Schäden möglichst zu beheben oder auszugleichen und auf möglichst sparsamen Umgang mit
Energie zu achten, die Leis tungs fähigkeit des Naturhaushaltes zu erhalten und dauerhaft zu 
verbessern, den Wald wegen seiner besonderen Bedeutung für den Naturhaushalt zu schützen
und eingetretene Schäden möglichst zu beheben oder auszugleichen, die heimischen Tier- und
Pflanzenarten und ihre notwendigen Lebensräume sowie kennzeichnende Orts- und Land-
schaftsbilder zu schonen und zu erhalten.

(2) Der deutsche Wald, kennzeichnende Orts- und Landschaftsbilder und die einheimischen 
Tier- und Pflanzenarten sind möglichst zu schonen und zu erhalten.

(3) Der Genuß der Naturschönheiten und die Erholung in der freien Natur, insbesondere das 
Betreten von Wald und Bergweide, das Befahren der Gewässer und die Aneignung wildwach-
sender Waldfrüchte in ortsüblichem Umfang ist jedermann gestattet. Staat und Gemeinde sind
berechtigt und verpflichtet, der Allgemeinheit die Zugänge zu Bergen, Seen, Flüssen und 
sonstigen landschaftlichen Schönheiten freizuhalten und allenfalls durch Einschränkungen 
des Eigentumsrechts freizumachen sowie Wanderwege und Erholungsparks anzulegen. 

V E R F A S S U N G S Ä N D E R U N G  1 9 8 4

1984 – Deutschland diskutierte gerade das Thema Wald -
sterben – brachte die Landtags-SPD unter dem Fraktionsvor-
sitzenden Helmut Rothemund einen Entwurf für eine 
Verfassungsänderung ein. Die Ergänzung sollte das Ziel des
Umweltschutzes konkretisieren und den Staat zu einem
schonenden Umgang mit den natürlichen Lebensgrundlagen
verpflichten. Da die CSU den Vorschlag zunächst ablehnte,
drohte die SPD mit einem Volksbegehren. Daraufhin war die
CSU zu Verhandlungen bereit, in denen die SPD ihre Forde-
rungen zu einem großen Teil durchsetzen konnte. 
Die Verfassungsänderung wurde im Volksentscheid vom 
17. Juni 1984 angenommen.

Helmut Rothemund
1929 –2004

U M W E LT S C H U T Z  I N  D E R  
V E R F A S S U N G  V E R A N K E R T

Umwelt- und Naturschutz haben in der baye-
rischen SPD eine lange Tradition. Ihr erster
Vorsitzender Georg von Vollmar forderte
schon Ende des 19. Jahrhunderts den Schutz
des Waldes, da er den Zusammenhang zwi-
schen Abholzung und Überschwemmungen
erkannte. Den Abgeordneten Wilhelm Hoeg-
ner ärgerte es bei Wochenendausflügen mit
der Familie, dass die oberbayerischen Seen
oft zugebaut und viele schöne Landstriche
verschandelt waren. 

D A S  E R S T E  D E U T S C H E  
N A T U R S C H U T Z G E S E T Z  

In den 1960er Jahren kämpfte die bayerische SPD vor allem
für das Recht der Menschen, die Seeufer ungehindert zu 
be treten. Obwohl dieses Ziel in der Bevölkerung sehr 
po pulär war, scheiterten die Initiativen im Landtag an der
CSU-Mehrheit. 
Als 1970 das erste Europäische Naturschutzjahr aus gerufen
wurde, brachte die SPD einen Entwurf für ein Naturschutz-
gesetz ein. Die CSU-Regierung unter Alfons Goppel reagier-
te, indem sie – mit den Stimmern der SPD – ein Minis terium
für Landesentwicklung und Umweltfragen einrichtete. 
Nach langen Beratungen wurde schließlich 1973 das 
Bayerische Naturschutzgesetz verabschiedet, das wichtige
Forderungen des SPD-Entwurfs verwirklichte. 

Wandergruppe der Naturfreunde
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Hans Schuierer aus Klardorf bei Schwandorf in der

Oberpfalz erlernte das Maurerhandwerk. Er ging

bereits mit 25 Jahren in die Kommunalpolitik, wurde

1956 Stadtrat und 1970 Landrat des Landkreises Burg-

lengenfeld. Nach der Gebietsreform 1972 war Schuierer

bis 1996 Landrat im Landkreis Schwandorf. Berühmt

wurde er Mitte der 1980er Jahre, weil er die Genehmi-

gung der Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) in Wa -

ckersdorf ablehnte. Trotz eines Disziplinarverfahrens

widersetzte er sich vier Jahre lang der Weisung der

bayerischen Staatsregierung. Diese reagierte darauf mit der »Lex Schuie-

rer«: Eine Änderung des Verwaltungsrechts regelte, dass der Staat eine 

Aufgabe selbst übernimmt, wenn das Landratsamt als Staatsbehörde nicht

tätig wird. Die »Lex Schuierer« besteht bis heute.

K E I N E  Z E R S T Ö R U N G  D E R  D O N A U

Zwischen Straubing und Vilshofen liegt der letzte Abschnitt,
in dem die Donau noch weitgehend frei fließen kann. 
Aufgrund ihrer ökologischen Bedeutung gelten diese 70 Kilo -
meter auch als »bayerischer Amazonas«. Naturschützer for -
dern vehement den Erhalt dieser Landschaft, um das ökolo-
gische Gleichgewicht nicht zu zerstören. Die Staatsregierung
plant jedoch den Bau einer Staustufe und eines Kanals, um
ganzjährig Schifffahrt zu ermöglichen. Die bayerische SPD
lehnt den Ausbau ab und erreichte, dass die rot-grüne Bun-
desregierung 2002 einen sanften Ausbau ohne Staustufen
beschloss. Obwohl der Flussausbau Sache des Bundes ist, hält
die CSU weiter an ihren Plänen fest.

»Unbeirrbar, unbeugsam und gradlinig –
ein Pionier des Atomausstiegs«

(Franz Maget bei der Verleihung des Wilhelm-Hoegner-Preises 2005)

W A N D E L  I N  D E R  
E N E R G I E P O L I T I K

Auch die SPD setzte zunächst auf die fried-
liche Nutzung der Kernenergie. Während
der Viererkoalition unter Ministerpräsident
Wilhelm Hoegner bekam Bayern als erstes
Bundesland einen Forschungsreaktor: Das
»Atom-Ei« in Garching, 1957 von Hoegner
eingeweiht, wurde als Symbol für den Fort-
schritt gefeiert. Zur Energieversorgung
baute man Kernkraftwerke. 

» S T O P P T  D E N  W A A H N S I N N «  – D E R  K A M P F  G E G E N  D I E  W A A
W A C K E R S D O R F

Die Deutsche Gesellschaft zur Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen beschloss
1985, im oberpfälzischen Wackersdorf eine Wiederaufbereitungsanlage für abge-
brannte Kernstäbe zu errichten. Während die bayerische CSU-Regierung dieses Projekt
unterstützte, lehnte die SPD die atomare Wiederaufarbeitung als ökologisch und 
ökonomisch unsinnig ab. Da sie sich gegen die Landtagsmehrheit nicht durchsetzen
konnte, beteiligte sie sich am außerparlamentarischen Protest. Schnell formierte sich
nicht nur im Landkreis Schwandorf ein breiter Widerstand gegen die Anlage. 
Die SPD war Mitveranstalterin der Großdemonstration am Ostermontag 1986, an der
100.000 Menschen teilnahmen. Der Bau startete zwar 1987, aufgrund des breiten 
Protests wurde das Projekt jedoch 1989 endgültig eingestellt.

Ministerpräsident Hoegner packt das
erste Brennelement aus (9.9.1957)

»Ich fordere die bayerische Landesregierung auf, sich für die Aufnahme der frei 
fließen den Donau in die Welterbeliste der UNESCO einzusetzen. Anstatt weiterhin 
Millionen Euro in ein wirtschaftlich höchst zweifelhaftes Projekt zu stecken, sollte der
letzte noch erhaltene frei fließende Donauabschnitt eine Modellregion für den Schutz
der biologischen Vielfalt in Deutschland werden. Umweltschützer warnen zu Recht,
dass durch die Staustufe die ursprüngliche Donaulandschaft mit ihren wertvollen
Lebensräumen für Pflanzen und Tiere zerstört wird«.

SPD-Bundestagsabgeordnete Bruni Irber anlässlich des Besuchs von Umweltminister Sigmar Gabriel am 13.8.2008

U M W E LT  II

Erst Anfang der 1980er Jahre begann das Um -
denken. Nach dem Atomunfall in Tscher nobyl
1986 forderte der damalige Fraktionsvorsitzen-
de der SPD, Karl-Heinz Hiersemann, bereits den
Ausstieg aus der Atomkraft. 
Im Jahr 2000 wurde der Ausstieg schließlich von
der rot-grünen Bundesregierung beschlossen.
Als Alternative sollen erneuerbare Energiequel-
len ausgebaut werden. Angesichts steigender
Energiepreise versuchen jedoch konservative
Politiker in jüngster Zeit den Ausstieg wieder
rückgängig zu machen. 

Hans Schuierer 
geb. 1931 

Die Donau
bei Metten

Friedliche Demonstration gegen die Wiederaufbereitungsanlage Wackersdorf, 
u.a. mit Rudolf Schöfberger, Gerhard Schmid, Klara Koller, Ludwig Stiegler und 
Reinhold Strobl
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I N T E R N AT I O N A L E R  F R A U E N TA G  

Auf der Zweiten Sozialistischen Frauenkonferenz
1910 in Kopenhagen regte Zetkin den Internatio -
nalen Frauentag an, der seit 1911 jedes Jahr am 
8. März begangen wird. 

»Sein Ziel ist Frauenrecht als Menschenrecht, als
Recht der Persönlichkeit, losgelöst von jedem so -
zialen Besitztitel. [...] Wir müssen Sorge tragen, daß
der Frauentag nicht nur eine glänzende Demon-
stration für die politische Gleichberechtigung des 
weiblichen Geschlechts, sondern darüber hinaus
der Ausdruck einer Rebellion gegen den Kapitalis-
mus, eine leidenschaftliche Kampfansage all den
reaktionären Maßnahmen der Besitzenden und
ihrer will fährigen Dienerschaft, der Regierung ist.«

Erst ab 1908 durften auch Frauen Mitglied in politischen 
Vereinen und Parteien sein. 

Gesetz, die Versammlungen und Vereine betreffend, 
vom 26. Februar 1850, Abschnitt II, Art. 15:
»Frauenspersonen und Minderjährige können weder Mit-
glieder politischer Vereine sein, noch den Versammlungen
derselben beiwohnen.«

D I E  S O Z I A L I S T I S C H E  
F R A U E N B E W E G U N G

Seit Mitte des 19. Jahrhunderts kämpfte die
bürgerliche Frauenbewegung in Deutschland
für das Recht auf Bildung und Beruf. Nur der

radikale Zweig der bürgerlichen Frauenbewegung setzte sich auch für das Frauenwahl-
recht ein. Die sozialistischen Frauen verstanden sich hingegen in erster Linie als Teil der
Arbeiterbewegung. Sie setzten darauf, dass sich die Emanzipation der Frauen mit der
Emanzipation der Arbeiter verwirklichen würde. Das »Recht auf Arbeit« war für sie
kein Thema. Frauen der unteren Schichten waren selbstverständlich berufs tätig, da sie
auf den Verdienst angewiesen waren. Die sozialistische Frauenbewegung forderte viel-
mehr eine Verbesserung der harten Arbeitsbedingungen, einen besseren Arbeiterin-
nen- und Mutterschutz sowie die gleiche Bezahlung für Männer und Frauen. 

P O L I T I S C H E S  E N G A G E M E N T  
WA R  V E R B O T E N

Frauen konnten sich im 19. Jahrhundert offi-
ziell nicht politisch betätigen. Das bayerische
Vereinsgesetz von 1850 untersagte ihnen die
Mitwirkung in politischen Vereinigungen.
Eine Ausweichmöglichkeit für das Engage-
ment von Frauen boten soziale oder Bil-
dungsvereine. 

Die führende Vertreterin der sozialistischen Frauenbewegung in Deutsch-

land war Clara Zetkin. Sie gab von 1891 bis 1917 die Zeitschrift »Die Gleich-

heit« heraus. Zetkin war ausgebildete Volksschullehrerin und trat 1878 der

Sozialistischen Arbeiter partei Deutschlands bei, der späteren SPD. 

Sie gehörte mit ihrer Mitstreiterin Rosa Luxemburg zum linken Flügel der

Partei. Frauenpolitik war eines ihrer zentralen Themen. Zetkin glaubte

jedoch nicht, dass die Gleichberechtigung der Frau innerhalb der damaligen

Gesellschaftsordnung möglich war: »Nur in der sozialistischen Gesellschaft

werden die Frauen wie die Arbeiter in den Vollbesitz ihrer Rechte gelan-

gen.« Clara Zetkin ging 1917 zur USPD und später zur KPD. Sie war bis 1933

Abgeordnete der KPD im Deutschen Reichstag und amtierte ab 1932/33 als

dessen Alterspräsidentin. 

A R B E I T S A L LTA G  E I N E R  B AY E R I S C H E N  
T E X T I L A R B E I T E R I N  

Der Textilarbeiterverband veranstaltete 1928 ein Preisaus-
schreiben mit dem Titel »Mein Arbeitstag – mein Wochen -
ende«. 150 Textilarbeiterinnen, darunter acht aus Bayern,
schilderten ihre Lebensbedingungen. 

Th. N., 23 Jahre alt, drei Kinder von 2–6 Jahren:
Arbeitsbeginn um sieben Uhr, Weg zur Arbeit im Winter (zu Fuß) eine
Stunde, im Sommer (mit dem Rad) eine halbe Stunde. Vorher Kinder
versorgen und in die Tagesstätte bringen. »Da kommt der Mutter so
recht zum Bewußtsein, was es heißt, die Kinder in aller Frühe vom
Schlaf herauszureißen und bei Sturm und Regen in die Kinderschule
zu schicken.« Nach der Arbeit Kinder abholen, essen machen, Kinder
ins Bett bringen, abspülen, aufräumen, flicken und stopfen. »Ich sage
immer, das schönste, was der Arbeiter noch hat (…), ist das Bett, dort
ist er im Schlafe wenigstens von den Sorgen befreit (…). Ich denke oft
darüber nach, wie mußte das früher sein bei der langen Arbeitszeit,
ohne freien Samstagnachmittag.« 

(zit. nach Alf Lüdtke, Mein Arbeitstag, S. 135)

Clara Zetkin
1857  –1933

Rosa Luxemburg
1871  –1919

VON DER UNTERTANIN 
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Arbeiterinnen in Penzberg
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Auf dem Erfurter Parteitag 1891 wurden folgende 
Forderungen beschlossen:
1. Allgemeines, gleiches, direktes Wahl- und Stimmrecht mit

ge heimer Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten Reichs-
angehörigen ohne Unterschied des Geschlechtes für alle
Wahlen und Abstimmungen.

2. Abschaffung aller Gesetze, welche die Frau im öffent -
lichen und privatrechtlichen Bereich gegenüber dem
Manne benachteiligt.

Elisabeth Kaeser
1882 –1953

D I E  E R S T E  S T A D T R Ä T I N  I N  E R L A N G E N

Auch in die Gemeindeparlamente zogen 1919 die ersten
Frauen ein. So wurden z. B. in Erlangen die Weberei-Arbeite-
rin Margarete Dressel (1886–1963) für die SPD und die 
Volksschullehrerin Elise Späth für die DDP in den Stadtrat
gewählt. Margarete Dressel schied allerdings 1921 aus per-
sönlichen Gründen wieder aus dem Rat aus. Die Begründung
für ihren Rücktritt spiegelt die Lebensbedingungen von
Arbeiterfrauen jener Zeit wider: 

»Ich stehe wieder in Arbeit und muss
außerdem meinen Haus  halt versehen.
Meine älteste Tochter, die bislang zu
Hause war und mir den Haushalt ver-
sorgte, ist in eine Lehrstelle gegangen
um das Nähen zu erlernen. Einerseits
ist mir meine Stütze im Haushalt
genommen und andererseits bin ich
infolge der fortgesetzten teuren
Lebenshaltung gezwungen wieder in
die Arbeit zu gehen.
Aus obigen Gründen bitte ich mir den
Austritt aus dem Stadtrat genehmigen
zu wollen.«

(zit. nach Gertraud Lehmann, Erlangen, S. 129)

Aurelia Deffner war vor

dem Ersten Weltkrieg eine

der wichtigsten Sozial -

demokratinnen in Augsburg. Die nichteheliche

Tochter einer Magd fing als 15-Jäh rige in einer

Baumwollspinnerei zu arbeiten an. 1900 trat sie

dem Deutschen Textilarbeiterverband und an -

schließend dem Sozialdemokratischen Bildungs-

verein für Frauen und Mädchen bei. 1902 heiratete

sie den Gewerkschaftssekretär Wilhelm Deffner

und bekam zwei Kinder. Aurelia Deffner enga-

gierte sich intensiv im Frauenverein und trat 1908

– sobald das gesetzlich möglich war – in die SPD

ein, in der sie in den Vorstand gewählt wurde.

1910 zog sie mit ihrer Familie nach Kempten um.

Als ihr Mann 1917 in den Krieg musste, übernahm

sie seine Aufgaben in der Textilgewerkschaft. 

1919 wurde Aurelia Deffner für den Wahlkreis

Kempten-Sonthofen in den Bayerischen Landtag

gewählt, dem sie bis 1920 angehörte. 

W A H L R E C H T  F Ü R  F R A U E N  

Das Stimmrecht für Frauen ist in Deutsch-
land eine Errungenschaft der Revolution
von 1918. Nach der Abschaffung der 
Monarchie wurde in Bayern das allgemei-
ne, gleiche und geheime Wahlrecht für
Männer und Frauen ab 20 Jahren durch -
gesetzt. Frauen erhielten gleichzeitig 
auch das Recht auf freie Berufswahl. 
1919 wurde das Frauenwahlrecht auch
in der bayerischen Verfassung festge-
schrieben. 

VON DER UNTERTANIN 
ZUR STAATSBÜRGERIN II

D I E  E R S T E N  F R A U E N  
I M  B AY E R I S C H E N  L A N D T A G

Im Provisorischen Nationalrat im Herbst
1918 waren acht Frauen vertreten (bei 
insgesamt 256 Mitgliedern), darunter 
Hedwig Kämpfer als Vertreterin des Landes-
arbeiterrates sowie Emilie Mauerer für die
Münchner SPD. 
Am 19. Januar 1919 durften die Frauen zum

ersten Mal den Bayerischen Landtag wählen.
Nur sechs Frauen gelang allerdings der Einzug in den Land-
tag, darunter die Sozialdemokratinnen Aurelia Deffner aus
Schwaben und Emilie Mauerer aus Oberbayern. Beide gehör-
ten dem Landtag nur bis 1920 an. 
Bei der Landtagswahl 1920 wurden für die SPD die Abgeord-
neten Elisabeth Kaeser aus München und Lina Ammon aus
Nürnberg gewählt. 

Aurelia Deffner
1881 –1959

F R A U E N  I N  P O L I T I S C H E N
Ä M T E R N

Frauen blieben in den Parlamenten bis
1933 die große Ausnahme. Weibliche
Landtagsabgeordnete gab es nur verein-
zelt, die Zahl der Reichstagsabgeordneten
war ebenso ge ring. Frauen wurden weder
Bürger meis terin noch Gemeindevorstehe-
rin. In den Stadträten lag der Frauenanteil
bei der SPD immerhin bei 4–5%, in den
Kreis tagen zwischen 1 und 2,5%. 
In den Gemeinde räten blieb der Frauenan-
teil bei der SPD – ebenso wie der anderer
Parteien – bis 1930 unter einem Prozent.

Lina Ammon
1889 –1969

Margarete Dressel
1886 –1963

S P D  F O R D E R T  G L E I C H  -
B E R E C H T I G U N G

Die SPD setzte sich als erste
Partei in Deutschland für die
rechtliche Gleichstellung der
Frau ein. 

Stadträtin von Erlangen von 1919–1921
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Die SPD schlug den Verfassungsartikel »Männer und Frauen
sind gleich berechtigt« vor, der allerdings von der CDU heftig
abgelehnt wurde. 
Die CDU wollte im neuen Grundgesetz nur die staatsbürger-
lichen Rechte der Frau festschreiben, wie sie schon in der
Weimarer Verfassung standen, und wehrte sich gegen eine
weiter gefasste Gleichberechtigung. Vor allem die Sozial -
demokratin Elisabeth Selbert setzte sich intensiv auch in der
Öffentlichkeit für den Artikel 3 ein, der schließlich in das
Grundgesetz aufgenommen wurde. 

Art. 3 Grundgesetz

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt.

Elisabeth Selbert
1896 –1986

Gleichberechtigung in der 
Bayerischen Verfassung

Die bayerische Verfassung von 1946 –
basierend auf dem Entwurf von 
SPD-Ministerpräsident Wilhelm Hoegner
– folgte dem Vorbild der Weimarer 
Republik und formulierte in Artikel 118:
(1) Vor dem Gesetz sind alle gleich. Die

Gesetze verpflichten jeden in gleicher
Weise und jeder genießt auf gleiche
Weise den Schutz der Gesetze.

(2) Männer und Frauen haben grund-
sätzlich dieselben staatsbürgerlichen
Rechte und Pflichten. 

Der 2. Satz wurde in einer Verfassungs -
reform am 1. März 1998 ausgeweitet
und konkretisiert: 
»Männer und Frauen sind gleichberech-
tigt. Der Staat fördert die tatsächliche
Gleich stellung und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.«

Damit macht die Verfassung die Gleich-
stellung von Männern und Frauen zu
einem Auftrag für das politische und
öffentliche Handeln.

G L E I C H S T E L L U N G S B E A U F T R A G T E

1985 beschloss der Münchner Stadtrat gegen die Stimmen
der CSU die Einrichtung einer Frauengleichstellungsstelle,
der ersten kommunalen Gleichstellungsstelle in Bayern. 
Die Leitung übernahm bis 2008 Friedel Schreyögg (SPD).
Andere Gemeinden Bayerns folgten in den nächsten Jahren
diesem Beispiel. Die Gleichstellungsstellen kämpften (und
kämpfen bis heute) für gleiche Bezahlung und bessere
Berufschancen ebenso wie gegen eine sexistische Sprache
und Gewalt gegen Frauen. Die Ernennung von Gleichstel-
lungsbeauftragten und andere Maßnahmen zur Förderung
der Gleichberechtigung sind seit 1996 im Bayerischen 
Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und Männern (BayGlG)
festgelegt. 

Die gebürtige Nürnber -

gerin engagierte sich seit

ihrer Jugend in der SPD

und war u.a. Landesvor -

sitzende der sozialdemo-

kratischen Kinderfreunde. 

Ihr Mann Hans wurde 1934 wegen »Vorbereitung

des Hochverrats« verurteilt und zweieinhalb Jahre

im KZ Dachau interniert. 

Nach 1945 engagierte sich Strobel beim Wieder-

aufbau der Partei und war 1958–1971 auch Mit-

glied im Bundesvorstand der SPD. 1966 wurde

Käte Strobel in der Großen Koalition Bundesmini-

sterin für Gesundheit, 1969–1972 war sie unter

Willy Brandt Ministerin für Jugend, Familie und

Gesundheit. Käte Strobel setzte sich für ein

modernes Rollenbild der Frau ein und für das

Recht »auf personale und berufliche Entfaltung«

von Ehefrauen. Kritik erntete die erste sozialde-

mokratische Familienministerin für einen Modell-

versuch für Tagesmütter. Anfang der 1970er Jahre

sahen viele Konservative durch berufstätige Müt-

ter noch immer die Familie gefährdet, obwohl

auch zu jener Zeit mehr als 35% der Mütter mit

Kindern unter 18 Jahren arbeiten gingen.

Käte Strobel war 1958 –1967 auch Mitglied des

Europaparlaments und gehörte 1972–1978 dem

Nürnberger Stadtrat an. 1980 wurde ihr als erster

und bislang einziger Frau die Ehrenbürgerwürde

der Stadt Nürnberg verliehen.

VON DER UNTERTANIN 
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Käte Strobel 
1907–1996

Gerda Laufer 
1910 –1999

Gerda Laufer hat nach 1945 das politische Leben ihrer Heimatstadt Würz-

burg mit geprägt. Die Wirtstochter arbeitete nach einer kaufmännischen

Ausbildung in der Modeabteilung eines Kaufhauses.  Nach ihrem Eintritt in

die SPD mit 19 Jahren war sie in der Sozialistischen Arbeiterjugend aktiv und

engagierte sich im Zentralverband der Angestellten. Nach dem Zweiten

Weltkrieg gründete sie die SPD in Würzburg wieder mit und wurde 1948

Stadträtin. 1954 wurde Laufer Mitglied im Bayerischen Landtag, wo sie sich

vor allem mit Bildungspolitik beschäftigte. Sie engagierte sich z.B. bei der

Durchsetzung der christlichen Gemeinschaftsschule. Laufer baute 1965 die

Akademie Frankenwarte – eine Einrichtung der politischen Erwachsenenbil-

dung – mit auf und blieb 28 Jahre deren Vorsitzende. 1962–1970 war Gerda

Laufer als erste Frau stellvertretende Fraktionsvorsitzende ihrer Partei. 

Sie wurde 1995 Ehrenbürgerin der Stadt Würzburg.

M Ä N N E R  U N D  F R A U E N  S I N D
G L E I C H B E R E C H T I G T

Ab September 1948 erarbeitete in Bonn der
Parlamentarische Rat ein Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland. Unter den
65 »Vätern der Verfassung« waren auch vier
»Mütter«: Elisabeth Selbert, Friederike Nadig
(beide SPD), Helene Weber (CDU) und Helene
Wessel (Zentrum). 



F R A U E N  U N D  B E R U F  

Die berufliche Gleichstellung von Frauen scheitert in Bayern
nach wie vor häufig an der fehlenden Kinderbetreuung. In
vielen Orten haben Kindergärten nicht ganztags geöffnet,
Betreuungsmöglichkeiten für unter Dreijährige sucht man
vergeblich. Eine Mittagsbetreuung für Schulkinder müssen
die Eltern häufig selbst organisieren. Nur die großen, meist
SPD-regierten Städte haben in den letzten Jahren die Kinder-
betreuungsangebote massiv ausgebaut. So finden sich fast
die Hälfte aller bayerischen Krippenplätze allein in der Stadt
München. Die konservative Regierung in Bayern beharrte
hingegen lange auf einem traditionellen Familienbild und
reagiert erst langsam auf die veränderten Rollenvorstellun-
gen von Frauen und Männern.
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Renate Schmidt, geb. in

Hanau, war 1991–2000

Landesvorsitzende der

bayerischen SPD und

Spitzenkandidatin bei

den Landtagswahlen 1994 und 1998. Die gelernte Systemanalytikerin und

dreifache Mutter arbeitete lange Zeit als Betriebsrätin in einem großen 

Versandunternehmen. Sie war 1980–1994 und 2002–2009 Mitglied des 

Bundestages und 1987–1990 stellvertretende Vorsitzende der SPD-Fraktion.

1990–1994 amtierte Schmidt als Vizepräsidentin des Deutschen Bundes ta ges.

Nach der Landtagswahl von 1994 übernahm sie den Vorsitz der bayeri schen

SPD-Fraktion bis 2000. 2002 kehrte Renate Schmidt in die Bundes politik

zurück und wurde im Kabinett Schröder Bundesministerin für Familie,

Senioren, Frauen und Jugend. 

Der Landesvorstand 1987 wurde mit
zwölf Beisitzerinnen und zwölf Bei -
sitzern zum ersten Mal paritätisch
besetzt. 1988 beschloss der Bundespar-
teitag der SPD in Münster die 40-%-
Quote – mit Übergangsfristen – auch
für die Gesamtpartei. 

Renate Schmidt
geb. 1943

J E D E R  Z W E I T E  I S T  E I N E  F R A U

Die neue SPD-Satzung legte auch fest, dass bei der Aufstellung
von Kandidaten und Kandidatinnen zu allen Wah len Frauen
und Männer im Reißverschlussverfahren – also abwechselnd –
auf den Listen platziert werden. 
Die in der politischen Diskussion umstrittene Quote brachte
beachtliche Erfolge: Nach den Kommunalwahlen 1990 lag der
Frauenanteil bei den SPD-Stadträten bereits bei 37,7% und bei
den Kreisräten bei 30,8%. Heute sind in den meisten bayeri-
schen Städten etwa die Hälfte der SPD-Stadträte weiblich. 

Johanna Rumschöttel trat am 1. Mai 2008 ihr Amt als

Landrätin des Landkreises München an und ist damit

die erste SPD-Landrätin in Oberbayern. 

Die Diplom-Bibliothekarin und Mutter von sechs 

Kindern legte nach ihrem Studium eine 13-jährige

berufliche Pause ein. Von 1985 bis 2000 arbeitete sie als

Leiterin des Kulturamts der Gemeinde Oberhaching. 

Im Jahr 2000 wurde sie zur 1. Bürgermeisterin ihres

Wohn ortes Neubiberg gewählt und 2006 in diesem

Amt bestätigt. Als sie 2008 für das Amt des Landrates in München-Land 

kandidierte, setzte sie sich in der Stichwahl mit 54,1% der Stimmen gegen

den Amtsinhaber Heiner Janik von der CSU durch. 2008 ist sie damit eine

von nur drei Landrätinnen in ganz Bayern.

SPD-Stadträtinnen:

Aschaffenburg: 6 von 14

Augsburg: 10 von 19

Bayreuth: 5 von 10

Erlangen: 7 von 13

Fürth: 13 von 24

München: 16 von 33

Nürnberg: 15 von 32

Regensburg: 5 von 10 

Rosenheim: 4 von 8

Würzburg: 4 von 9

Q U O T E N R E G E L U N G

Ein wichtiger Meilenstein für die Gleich -
stellung der Frauen war die auf dem Landes-
parteitag in Regensburg 1987 beschlossene
Quotierung. In der Satzung der bayerischen
SPD wurde festgelegt, dass alle Gremien der
Partei zu je 40% mit Männern und Frauen
besetzt werden müssen. 

VON DER UNTERTANIN 
ZUR STAATSBÜRGERIN IV

A B G E O R D N E T E  A U S  B AY E R N

Eine ganze Reihe Sozialdemokratinnen gestalten das politi-
sche Leben in Bayern mit. 2009 entsandte die bayerische SPD
16 Abgeordnete in den Deutschen Bundestag, davon genau
die Hälfte Frauen. 
Im Bayerischen Landtag sind in der Wahlperiode 2008 –2013
58 der insgesamt 187 Abgeordneten Frauen (31%). 
Während die CSU auf einen Anteil von gerade 20% kommt,
sind es in der SPD-Fraktion 46% Frauen – 18 von 39. 
(FDP: 31%, Grüne: 53%, Freie Wähler: 29%)

Bundestagsabgeordnete 

Legislaturperiode 2009–2013

Petra Ernstberger Hof/Wunsiedel

Gabriele Fograscher Donau-Ries

Angelika Graf Rosenheim

Susanne Kastner Bad Kissingen

Bärbel Kofler Traunstein

Anette Kramme Bayreuth

Marlene Rupprecht Fürth

Marianne Schieder Schwandorf

Landtagabgeordnete 

Legislaturperiode 2008 –2013

Inge Aures Kulmbach

Susann Biedefeld Coburg

Sabine Dittmar Bad Kissingen

Annette Karl Weiden

Natascha Kohnen München-Land 

Christa Naaß Ansbach

Maria Noichl Rosenheim 

Karin Pranghofer Aschaffenburg

Adelheid Rupp München

Helga Schmitt-Bussinger Nürnberg

Kathrin Sonnenholzner Fürstenfeldbruck

Diana Stachowitz München

Christa Steiger Kronach-Lichtenfels

Dr. Simone  Strohmayr Aichach-Friedberg

Angelika Weikert Nürnberg

Johanna Werner-

Muggendorfer Kelheim

Margit Wild Regensburg

Isabell Zacharias München

»In allen Vorständen müssen
Männer und Frauen mit mindes -
tens je 40% vertreten sein.«

Johanna Rumschöttel
geb. 1946 

Die SPD-Stadträtinnen in München 1993



R E G I E R U N G  H O E G N E R  F Ö R D E R T  D I E  I N T E G R A T I O N

Die erste Regierung Hoegner richtete bereits im Dezember 1945 ein Staatskommis -
sariat für das Flüchtlingswesen ein, das die Unterbringung und Versorgung der meist
völlig mittellosen Flüchtlinge organisieren sollte. 
Das Flüchtlingsgesetz vom Februar 1947, ausgearbeitet von Justizminister Hoegner,
regelte die Eingliederung und Gleichstellung der Heimatvertriebenen. Die rasche
wirtschaftliche und soziale Integration verhinderte ihre Ausgrenzung und förderte
zugleich den Wiederaufbau in Bayern. Von den oft gut ausgebildeten Neu bürgern
stammten viele aus den Industrieregionen im Sudetenland und Schlesien. 
Die bayerische Regierung bemühte sich daher, die Industriezweige der Vertriebenen
in Bayern wieder aufzubauen – so z.B. die Schmuck industrie in Neugablonz. Der Zu -
zug der Fremden wurde so zu einem wichtigen Anstoß für die Modernisierung und
den Strukturwandel Bayerns nach dem Zweiten Weltkrieg.
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Die Menschen mussten mit Lebensmitteln, Kleidung und
Hausrat versorgt werden, vor allem brauchten sie aber
Wohn raum. Da die Städte zu einem großen Teil zerstört
waren, wurden die Flüchtlinge vorwiegend auf dem Land
untergebracht.
Die oft städtisch geprägten Fremden stießen in den tradi  -
tio nellen Landgemeinden zunächst meist auf Ablehnung.
Noch Ende 1949 lebten gut 100.000 Flüchtlinge in Lagern.

S E L I G E R - G E M E I N D E

Die größte Gruppe der Heimatvertriebenen stammte aus
dem Sudetenland, wo es bis zur Annexion1938 eine starke
Arbeiterbewegung gegeben hatte. Die sudetendeutschen
Sozialdemokraten hatten ab 1933 ihre in die Tschechoslowa-
kei geflüchteten deutschen Parteigenossen unterstützt.
Nach der Vertreibung organisierten sie sich in der Seliger-
Gemein de, der »Gesinnungsgemeinschaft sudetendeutscher
Sozialdemokraten«, die 1951 in München gegründet wurde. 
Die Seliger-Gemeinde verstand sich als Nachfolgeorganisa -
tion der Deutschen Sozialdemokratischen Arbeiter-Partei
(DSAP) in der Tschechoslowakei und nannte sich nach dem 
1. Vorsitzenden der DSAP, Josef Seliger. Zu den Vorsitzenden
bzw. führenden Mitgliedern der Seliger-Gemeinde gehörten
die bayerischen SPD-Politiker Richard Reitzner, Volkmar
Gabert und Peter Glotz.

N E U E  H E I M A T  F Ü R  F L Ü C H T L I N G E
U N D  H E I M A T V E R T R I E B E N E

Mit dem Kriegsende 1945 strömten Flücht -
linge und Vertriebene aus den ehemaligen
deutschen Ostgebieten in den Westen. 
Bis 1948 kamen in Bayern etwa 2 Millionen
Neubürger an, das waren über 20% der
damaligen Bevölkerung Bayerns. 

INTEGRATION I

Peter Glotz wurde in Böhmen als Sohn eines Deut-

schen und einer Tschechin geboren. Nach der Ver-

treibung aus dem Sudetenland 1945 landete er in

Oberfranken. Peter Glotz war Kommunikationswis-

senschaftler, Publizist und SPD-Politiker. Er studierte

Zeitungswissenschaft, Philosophie, Germanistik und

Soziologie in München und Wien und arbeitete als

Wissenschaftler an der Universität München. Peter

Glotz war seit 1961 SPD-Mitglied und saß lange Jahre für die SPD im Bundes-

tag. 1974 –1977 war Glotz Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung

und Wissenschaft, 1977–1981 Wissenschaftssenator in Berlin, anschließend

war er mehrere Jahre Bundesgeschäftsführer der SPD. 1996 ging Glotz als

Gründungsrektor an die Universität Erfurt und lehrte später in St. Gallen in

der Schweiz. Glotz war, wenn auch manchmal unbequem, als Intellektueller

und Vordenker geschätzt.

Peter Glotz
1939 –2005

Luftaufnahme von Neugablonz, 2009

Richard Reitzner wurde 1893 im Sudetenland 

ge boren. Nach dem Krieg kam Reitzner aus dem 

englischen Exil, wo er im sozialdemokratischen 

Exilvorstand eine Rolle gespielt hatte, nach Bayern.

Dort war er von 1946 bis 1948 stellvertretender

Staatssekretär für das Flüchtlingswesen. Schon im

November 1947 wurde er zum stellvertretenden

Landesvorsitzenden der bayerischen Sozialdemo -

kratie gewählt. Dieses Amt legte er ab, als er 1949 in den Deutschen Bundes-

tag gewählt wurde, dem er bis 1962 angehörte. Richard Reitzner war 1951

Gründungsmitglied und bis zu seinem Tod geschäftsführender Vorsitzender

der Seliger-Gemeinde.

Liste der vertriebenen Antifaschisten, 
von Karlsbad nach Mühldorf in Oberbayern

Waldemar von Knoeringen
1906–1971

Richard Reitzner
1893–1962

R Ü C K K E H R  N A C H  1 9 4 5

Die meisten Sozialdemokraten, die
die Zeit des Nationalsozialismus im
Exil verbringen mussten, kehrten
nach Kriegsende nach Deutschland
zurück, sobald dies möglich war. Dies
unterscheidet sie von den geflohenen
Juden, die sich nach dem Holocaust
eine Rückkehr nach Deutschland nur
selten vorstellen konnten. Die zurück -
 gekehrten Sozialdemokraten versuch-
ten an die Zeit vor 1933 an zu knüpfen
und die politischen Strukturen in
ihren Heimatorten wieder aufzubau-
en. Zu den für die weitere Politik be -
deutendsten Rückkehrern gehörten
in Bayern Wilhelm Hoegner und 
Waldemar von Knoe ringen, in der
deutschen SPD Willy Brandt, der aus
dem norwegischen Exil zurückkehrte. 
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K E I N  R A U M  F Ü R  R E C H T S R A D I K A L E  
I N  W U N S I E D E L

In der oberfränkischen Kreisstadt Wunsiedel liegt seit 
1987 Rudolf Heß begraben, der Stellvertreter Adolf Hitlers. 
Neonazis versuchten seither sein Grab als Wallfahrtsort zu
etablieren. Sein Todestag im August wurde zum Anlass für
rechte Aufmärsche.
Nachdem Wunsiedel die Aufmärsche lange Zeit verboten
hatte, wurden sie von den obersten Gerichten 2001 für zu -
lässig erklärt. In den folgenden Jahren kamen Tausende
Rechtsextreme in die kleine Stadt, die Bürger Wunsiedels
wehrten sich jedoch gegen die Aufmärsche in ihrer Stadt. 
Ein breites Bündnis unter dem Motto »Wunsiedel ist bunt,
nicht braun« schaffte es, den Rechten zu zeigen, dass sie in
Wunsiedel unerwünscht sind. Hier sind neben anderen 
Gruppen die örtliche SPD und die Jusos sehr engagiert. 
Das Bündnis veranstaltet jedes Jahr Mitte August einen 
»Tag der Demokratie«. 

» P O L I T I S C H  V E R F O L G T E  
E R H A LT E N  A S Y L «

Nach der Erfahrung der nationalsozialisti-
sche Diktatur wurde in das deutsche Grund-
gesetz ein klares Asylrecht aufgenommen. 
In Artikel 16 heißt es: »Politisch Verfolgte
genießen Asylrecht.« Als in den 1990er Jah-
ren die Zahl der Asylbewerber stieg (1992:
knapp 440.000), wurde in der Politik eine
Einschränkung dieses Asylrechts diskutiert. 

Die Italienerin Fiorenza Colonnella ist in Cremona

aufgewachsen und lebt seit 1981 in München. Sie ist

als Restauratorin berufstätig. Colonnella wurde

1996 als EU-Ausländerin in den Münchner Stadtrat

gewählt, dem sie bis 2008 angehörte. Zusammen

mit zwei Griechen war sie damals die erste EU-Aus-

länderin, die einem bayerischen Kommunalparla-

ment angehörte. Im Stadtrat engagierte sie sich in

der Seniorenpolitik und in der Schulpolitik und setzte bewusst ihren

Schwer punkt nicht in der Ausländerpolitik. 

Sie wollte keine Lobbyarbeit machen, sondern sagte: »Ich habe Verant-

wortung für alle Bürger und für alles, was in der Stadt läuft«. 

INTEGRATION II
Artikel 16a Grundgesetz

(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer
aus einem Mitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaften oder aus einem anderen
Drittstaat einreist, in dem die Anwendung
des Abkommens über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge und der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten sichergestellt ist. … 

E I N W A N D E R E R  R E D E N  M I T

Die SPD bindet verstärkt auch Bürgerinnen und Bürger mit Migra -
tionshintergrund in den Gemeinden politisch ein. So sitzen in den
SPD-Fraktionen diverser bayerischer Städte heute auch Stadträte,
deren Wurzeln nicht in Deutschland liegen. 
Im Nürnberger Stadtrat z.B. sind nach der Kommunalwahl 2008 
eine geborene Polin, ein geborener Grieche und ein geborener Türke
vertreten, im Münchner Stadtrat finden sich zwei türkischstämmige
Stadträte. Seit 1996 dürfen in Bayern auch EU-Bürgerinnen und 
-Bürger auf kommunaler Ebene wählen und gewählt werden.

Fiorenza Colonnella
geb. 1957

Die bayerische SPD berief eine Arbeitsgruppe »Asyl und
Zuwanderung« unter Otto Schily und Klaus Hahnzog ein, 
die sich nach längeren Beratungen für eine unveränderte
Beibehaltung des Artikels 16 im Grundgesetz aussprach. 
Mit dieser Haltung vertrat die bayerische SPD jedoch eine
Minderheitenposition. Am 6.12.1992 handelte die Bundes-
SPD einen Kompromiss mit der regierenden CDU/CSU-FDP-
Koalition aus. Der Artikel 16 wurde unter einen Gesetzesvor-
behalt gestellt, das Asylrecht also de facto eingeschränkt. 

Die SPD-Stadtratsfraktion in Nürnberg

Der in der Türkei geborene
Nürnberger Stadtrat 
Arif Tasdelen
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AUSBLICK

V I E L E S  W U R D E  E R R E I C H T

Viele Rechte und Errungenschaften, die
uns heute selbstverständlich erscheinen,
mussten von der Arbeiterbewegung und
ihren Vertretern in langen Kämpfen
erstritten werden: Das allgemeine Wahl-
recht für alle Bürgerinnen und Bürger,
menschenwürdige Löhne und kürzere
Arbeitszeiten, soziale Absicherung für
Krankheit, Arbeitslosigkeit und Alter,
Chancengleichheit, Zugang zu Gesundheit
und Bildung für alle. 

I S T  D I E  A R B E I T E R B E W E G U N G  A M  Z I E L ?

Die Anliegen der Arbeiterbewegung sind auch heute noch
aktuell. Noch immer arbeiten Menschen zu Löhnen, die kein
selbstbestimmtes Leben ermöglichen. Arbeitslosigkeit und
andere Notlagen können zu Armut führen. Kinder aus ärme-
ren Familien haben nicht die gleichen Bildungschancen.
Gerade in Wirtschaftskrisen werden soziale Errungenschaf-
ten wieder in Frage gestellt und müssen daher immer wieder
verteidigt und neu erkämpft werden.

S P D  I N  B AY E R N

Die Sozialdemokratie hat den Freistaat Bayern stark geprägt, auch wenn sich das in den
aktuellen Machtverhältnissen nicht widerspiegelt. Die sozialdemokratischen Parteien
riefen den Freistaat in der Revolution 1918/19 ins Leben. Nach dem Zweiten Weltkrieg
prägte Ministerpräsident Wilhelm Hoegner die bayerische Politik. Die bayerische Ver-
fassung trägt seine Handschrift, unter seiner Regierung wurden wichtige Weichen für
das Bayern der  Nachkriegszeit gestellt. Viele Entwicklungen in der bayerischen Politik
wurden von der SPD angestoßen. Es gelang jedoch der CSU, sich als die eigentlich baye-
rische Partei zu etablieren und so über Jahrzehnte unangefochten zu regieren.  

Florian Pronold wuchs in Deggendorf auf, trat 1989 

in die SPD ein und gründete die dortige Juso-AG. 

Der gelernte Bankkaufmann und studierte Jurist 

war von 1999 bis 2004 Landesvorsitzender der Jusos

Bayern. Seit 2002 gehört er dem Deutschen Bundestag

an, von 2006 bis 2010 als Vorsitzender der bayerischen

SPD-Landesgruppe. Florian Pronold ist einer der 

wenigen wirklich »gläsernen Abgeordneten«. 

Schwerpunkte seiner politischen Arbeit sind der 

Infrastrukturkonsens, Steuer- und Finanzpolitik sowie

soziale Stadt- und Verkehrspolitik.

Florian Pronold ist seit 2009 Landesvorsitzender der

BayernSPD und stellvertretender Fraktionsvorsitzende

der SPD im Bundestag. Darüber hinaus ist er stell-

vertretender Vorsitzender der Georg-von-Vollmar-

Akademie e.V.

Florian Pronold
geb. 1972

Markus Rinderspacher wurde 1969 in Kaiserslautern

geboren. Nach einer Ausbildung als Bankkaufmann

studierte er zunächst Medienmarketing, anschließend

Medienrecht, Politologie und Psychologie. 

Er arbeitete bis zu seinem Eintritt in den Landtag 2008

als Fernsehjournalist. Markus Rinderspacher trat 2002

in die SPD ein, war von 2005 bis 2009 Pressesprecher

der Münchner SPD und von 2006 bis 2009 Ortsvereins-

vorsitzender von Trudering-Riem. 

Seit 2009 ist er Fraktionsvorsitzender der SPD im 

Bayerischen Landtag. 

Markus Rinderspacher
geb. 1969
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Zu diesen klassischen Themen der Arbeiter-
bewegung kamen in den vergangenen
Jahrzehnten neue Fragen wie Umwelt und
internationale Gerechtigkeit dazu.

D E R  H A M B U R G E R  P A R T E I T A G

Bereits im Jahr 1999 hatte der Parteivor-
stand der Bundes-SPD eine Kommission mit
der Entwicklung eines neuen Grundsatzpro-
gramms beauftragt. Im Januar 2007 wurde
schließlich ein Entwurf vorgelegt, der in den
nächsten Monaten in der Parteibasis rege
diskutiert und weiterentwickelt wurde. 

So setzte die Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Frauen (AsF) gemeinsam mit
den Jusos ein neues Gleichstellungskapitel durch. Gerade die bayerische SPD beteiligte
sich sehr intensiv an der Diskussion. Mit dem Hamburger Programm bekennt sich die
SPD zu ihrer Tradition als Partei der Arbeiterbewegung und stellt sich gleichzeitig den
Herausforderungen der Zukunft.

»Der demokratische Sozialismus bleibt für uns die Vision 
einer freien, gerechten und solidarischen Gesellschaft, deren
Verwirklichung für uns eine dauernde Aufgabe ist« 

(aus dem Hamburger Programm)

Landesparteitag der BayernSPD, 2008

SPD-Bundesparteitag in Hamburg, 28. Oktober 2007


